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Prof. Dr. Tobias Keber / Bild: LfDI BW

Vorwort

Meine Tatigkeit als Landesbeauftragter fir Datenschutz und Informationsfreiheit in Ba-
den-Wuirttemberg begann nicht, wie man vielleicht meinen kénnte, mit den zahlreichen
Aufgaben im Bereich des Datenschutzes — sondern unter dem nachhaltigen Eindruck
der Informationsfreiheit. Mein letzter 6ffentlicher Vortrag als Hochschullehrer war
auf den IFG-Days 2023 in Mannheim, drei Tage vor meinem offiziellen Amtsantritt am
1. Juli 2023. Mir wurde schnell klar, dass die Informationsfreiheit in Baden-Wurttemberg
mitnichten als , kleine Schwester des Datenschutzes” bezeichnet werden kann, wie es
hier und da heif3t. Vielmehr sprang ich mit meinem Amtsantritt auf einen fahrenden
Zug auf: Neben Kooperationsprojekten fur Schiler_innen wie ,IF geht zur Schule” oder
dem E-Learning-Kurs , Unser Staat! Unsere Daten”, Beitragen auf Veranstaltungen wie
der Langen Nacht der Museen (Ubrigens auch in 2024 wieder), zahlreichen Praxishand-
reichungen und -gesprachen mit und fur verschiedene Zielgruppen, war ich mittendrin
im u.a. far mich neuen Thema , Informationsfreiheit by Design”. Und das alles neben
dem ,Alltagsgeschaft” der Beratung Dritter in konkreten Fallen von Informationsfrei-
heitsantragen bei anderen informationspflichtigen Stellen. Spatestens jetzt war mir
klar: Informationsfreiheit ist kein Nischenthema, sondern ein wichtiges Werkzeug, um
Demokratie zu starken.

Das Landesinformationsfreiheitsgesetz (LIFG) hat seit seiner Geltung 2016 zu einer neu-
en Offenheit der Verwaltungen beigetragen und war ein guter und wichtiger Schritt auf
diesem Weg - es hat das Amtsgeheimnis grundsatzlich abgeschafft und war damit der
Turoffner fur die Wissensschatze unserer Behorden. Bis heute hat das LIFG aber leider
auch noch Grenzen und Schwaéchen.
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Die effektive Digitalisierung der 6ffentlichen Verwaltung benétigt ein hohes Maf3 an
verbindlichen und effektiven Standards, einheitliche und zentrale Lésungen und Infra-
strukturen, gut ausgebildete Mitarbeiter_innen und einen leistungsfahigen technischen
Support. Zugegeben, das ist ein sehr dickes Brett, das gebohrt werden muss. In vielen
Bereichen ist Baden-Wirttemberg auf einem guten Weg, die Verwaltung zukunftsorien-
tiert auszurichten und die Digitalisierung und Kl auch hier fr Blrger_innen nutzbar zu
machen. Aufgabe des Staates ist es doch, Digitalisierung als nachhaltigen Prozess zu ge-
stalten, der den Menschen nutzt.

Baden-Wirttemberg

Mein Eindruck, den ich in den ersten Monaten als Landesbeauftragter fur Informations-
freiheit gewinnen konnte, ist: Baden-Wurttemberg ist aus dem LIFG herausgewachsen.
Es ist Zeit, den nachsten Schritt zu gehen. Es ist Zeit flr ein Transparenzgesetz. Ziel muss
es sein, das LIFG BW weiterzuentwickeln, sich an modernen Transparenzgesetzen ande-
rer Landern zu orientieren, und ein Transparenzportal auf zukinftige Anforderungen
einzurichten, zu finanzieren und zu gestalten.

Gerade mit Blick auf die kommenden Wahlen und auch die vielen jungen Wahler_innen,
die nun erstmalig ihren politischen Willen zum Ausdruck bringen, ist es ausgesprochen
wichtig, dass Burger_innen einfach, barriere- und kostenfrei an amtliche Informationen
kommen, um sich bei den Themen, die ihnen wichtig sind, ein faktenbasiertes Bild ma-
chen zu kénnen.

Ein Vorschlag fur einen denkbaren rechtlichen Rahmen eines modernen Transparenzge-
setzes wurde vom Landesbeauftragten fur Informationsfreiheit unter der Federfihrung
meines Amtsvorgangers Dr. Stefan Brink ausgearbeitet. Dies sollte als Impuls und Dis-
kussionsgrundlage fur parlamentarische Prozesse der Gesetzgebung dienen. Nun ist der
Gesetzgeber gefordert. Fur die Vision eines gelingenden Transparenzgesetzes stehen
meine Abteilung ,Informationsfreiheit” und ich auch weiterhin gerne und jederzeit be-
ratend zur Verfigung.

Ich bedanke mich bei der Landesregierung und den Abgeordneten des Landtags fur
die Bereitschaft, gemeinsam die Informationsfreiheit in Baden-Wurttemberg zu star-
ken und weiterzuentwickeln, sowie bei der Landesverwaltung und den Kommunen, die
Informationsfreiheit ernst zu nehmen und gemeinsam ein transparentes Verwaltungs-
handeln zu leben. Dies soll im Jahr 2024 durch einen kommunalen Wettbewerb zur
Informationsfreiheit besonders gewurdigt werden.

Ich freue mich auf die weitere Zusammenarbeit.

Ihr Landesbeauftragter fur Informationsfreiheit

Prof. Dr. Tobias Keber
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Der Landesbeauftragte fur den Datenschutz und die Informationsfreiheit (LfDI) hat nach
§ 12 Landesinformationsfreiheitsgesetz (LIFG) die Aufgabe, Antragstellende, geschltzte
Personen und informationspflichtige Stellen zu ihren Rechten und Pflichten zu beraten
und die Einhaltung des LIFG bei informationspflichtigen Stellen zu kontrollieren. Wir
haben somit eine Rolle als unabhdngige Ombudsstelle inne und kénnen in Konfliktfal-
len vermitteln.

Im Berichtszeitraum 2022/2023 erreichten uns 360 schriftliche Eingaben — fast ausschlie3-
lich per E-Mail. 44% aller Eingaben an uns erfolgen Uber das Portal FragDenStaat. Im
Jahr 2022 waren es 191 Eingaben (davon 43 Beratungen und 148 Vermittlungen). Im
Jahr 2023 zahlten wie 169 schriftliche Eingaben (davon 41 Beratungen und 128 Ver-
mittlungen). Insgesamt ist festzustellen, dass sich die Zahl der Eingaben an unser Haus
verstetigt hat. Zum einen haben die 6ffentlichen Stellen inzwischen mehr Erfahrung im
Umgang mit dem LIFG und nutzen zum anderen unser umfangreiches Informationsma-
terial. Dieses steht kostenlos zur Verfigung. Die Basis bildet dabei unser Praxisratgeber
(Debus, Alfred G. (2017): Informationszugangsrecht Baden-Wurttemberg, Nomos.), der
die bislang einzige vorhandene Kommentierung aus dem Jahr 2017 an Aktualitat und
Umfang inzwischen deutlich Gbertrifft.

Bei den schriftlichen Eingaben handelt es sich Gberwiegend um Bitten, bei konkreten
Antragen zwischen Antragsstellenden und informationspflichtigen Stellen zu vermit-
teln. Fast ausschlieBlich Privatpersonen bitten um Vermittlung. Der Bearbeitungsauf-
wand der einzelnen Vermittlungen variiert dabei stark. Bei komplexen Fragestellungen
muss zum Teil ausfuhrlich juristisch geprift werden. Bei anderen Fallen fihren erst vie-
le Schreiben zu einer erfolgreichen Vermittlung. Spitzenreiter im Berichtszeitraum war
eine Kommune, bei der erst nach sechs Schreiben unsererseits plus mehreren Telefona-
ten eine abschlieBende Antwort an den Antragsstellenden erfolgte. Dem gegeniber
stehen viele Kommunen, die bereits nach nur einem Schreiben von uns, zigig und kom-
petent, tatig werden oder einfache Fallkonstellationen, die leicht vermittelt werden
kénnen. Wir erlautern und klaren den Rechtsrahmen des LIFG. Méchte eine Blrgerin
beispielsweise eine Erklarung fur das kinftige Vorgehen eines Regierungsprasidiums,
bietet das Landesinformationsfreiheitsgesetz keine Rechtsgrundlage: Der Zugangsan-
spruch besteht auf Informationen, die bereits vorhanden sind.

Im Bereich ,von Fall zu Fall” sind einige interessante Falle aus unserer Beratungspraxis
ausfuhrlich dargestellt: so zur geplanten und verworfenen CampusCard an einer Uni-
versitat, zur Herausgabe von Unterlagen zur Abwassergeblihrenberechnung bei einer
Kommune, zum Zugang von Quelltexten von Software oder zum Zugang von Protokol-
len des Bereichsausschusses des Rettungsdienstes. Bei allen Vermittlungen setzen wir
auf einen umfassenden Beratungs- und Vermittlungsprozess, in dem die Uberzeugungs-
arbeit groBen Raum einnimmt. Denn ohne die aktive Mitwirkung der 6ffentlichen Stel-
len kann es keine transparente Verwaltung geben.
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= Kommunen m Landratsamter Regierungsprasidien
= Ministerien = Hochschulen Schulen
m Gerichte = Sonstige

Vermittlungen im Jahr 2022 nach Kategorien

Der héchste Beratungs- und Vermittlungsbedarf besteht nach wie vor bei Kommunen,
denn dort gehen auch die meisten Antrage ein. Aber auch bei den Ministerien wird re-
gelmaBig um Vermittlung gebeten. Dort wird beispielsweise um Zugang zu den alten
Abiturklausuren gebeten (erfolglos), um Zugang zu der Korrespondenz zwischen dem
Kultusministerium und einem Unternehmen bezlglich der Bildungsplattform (teilweise
erfolgreich) oder um Informationen zu den Gesprachen zur Finanzierung von Studieren-
denwerken (erfolgreich).

Im Berichtszeitraum ist auffallig, dass ein breites Spektrum an informationspflichtigen
Stellen angefragt wurde: Stadtwerke, Verkehrsverbiinde, Studierendenwerke, Vermé-
gen und Bau, Landesanstalt fir Kommunikation, Anstalt Forst BW und viele mehr. Die
BUrgerinnen und Burger scheinen immer mehr im Blick zu haben, dass es mehr informa-
tionspflichtige Stellen als Kommunen oder Ministerien gibt.

RegelmaBig werden inzwischen auch Kliniken und z.B. Zentren fir Psychiatrie ange-
fragt. Hier interessierten sich die Antragsstellenden beispielsweise fir den Zustand der
Operationssale, Alarm- und Einsatzplane oder ZwangsmaBnahmen.

Mehr Anfragen als sonst richteten sich im vergangenen Jahr an die Gerichte. Es wurde
angefragt, wie viele und welche Sachverstandige dort tatig waren oder wer die Empfan-
ger_innen von Geldauflagen aus den Urteilen sind. Hier befindet sich die Informations-
freiheit an einem ihrer Grenzbereiche, denn zuganglich sind lediglich Informationen zur
Verwaltung, nicht zur Rechtsprechung.

Antrage nach dem LIFG kénnen formlos gestellt werden. Dies erschwert eine belastba-
re Dokumentation Uber die tatsachliche Anzahl der gestellten Antrage. Dazu kommen
verschiedene Eingangsmdglichkeiten der Antrage, Veranderungen der Aktenplane so-
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wie die Umstellungsprozesse im Zuge der Einfihrung der E-Akte. Ein wichtiger Anhalts-
punkt fur die Anzahl der Antrage kann jedoch der Abruf Uber FragDenStaat sein. Hier
ist die Anzahl der Antrage an die Behérden in Baden-Wirttemberg erneut gestiegen.

LIFG-Antrage auf FragDenStaat
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Ob damit allerdings insgesamt mehr Anfragen gestellt wurden oder ob die Plattform
starker genutzt wird, lasst sich mangels Datenbasis nicht beantworten. Waren es im Jahr
2020/21 insgesamt 108 Antrage, so wurden im Berichtszeitraum 60 Antrdage gestellt.
Unsere umfangreichen Schulungen, unsere Veranstaltungen sowie die proaktive Offent-
lichkeitsarbeit der Behdrde zeigen Wirkung.

Die Aufgaben beim Landesbeauftragten sind sehr vielfaltig. Die Abteilung Informati-
onsfreiheit nimmt seit 2020 mit drei Teilzeitkraften und einer Vollzeitkraft (3 FTE) diese
Aufgaben wahr.
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Im Berichtszeitraum fanden durchgangig regelmaBig Schulungen statt. Die gute tech-
nische Ausstattung unseres Bildungszentrums erméglicht es uns, die Schulungen hybrid
anzubieten. Dies ist wichtig, da nach wie vor die meisten Interessierten aus dem Homeof-
fice teilnehmen. Auch kénnen wir mit der von uns selbstgehosteten, datenschutzkon-
formen Software BigBlueButton unsere Schulungen interaktiv gestalten, indem wir bei-
spielsweise Uber das Umfragetool die Teilnehmenden einbeziehen. Etabliert haben sich
inzwischen unsere Vertiefungsschulungen. Aufbauend auf kurze Selbstlern-Module, in
denen die Grundlagen vermittelt werden, finden diese Schulungen mehrmals Gber das
Jahr verteilt statt. Im Berichtszeitraum waren die 6 Veranstaltungen gut besucht. Unser
Angebot, Schulungen speziell fir die Fragestellungen von informationspflichtigen Stel-
len anzubieten, fand (wieder) verstarkt Anklang. In den vergangenen zwei Jahren haben
dieses beispielsweise das Ministerium fur Verkehr, das Ministerium fiur Umwelt, Klima
und Energiewirtschaft, das Ministerium fir Soziales, Gesundheit und Integration sowie
das Regierungsprasidium Freiburg genutzt. Vor Ort waren wir bei den Universitaten Ho-
henheim und Stuttgart. An der Universitat Hohenheim konnten wir die Informationsfrei-
heit im Rahmen einer Vorlesung des Studiengangs Kommunikationswissenschaften von
Prof. Schweiger vorstellen, an der Universitat Stuttgart wurden wir vom Vorstand der
Studierendenvertretung eingeladen. Uns ist es wichtig, an Schulen und Hochschulen auf
die Moglichkeiten der Informationsfreiheit hinzuweisen und so dazu beizutragen, dass
Studierende mehr Uber die 6ffentliche Verwaltung und Gber die Mitwirkungsméglich-
keiten in unserer Demokratie erfahren. Unsere Grundlagenschulungen finden Sie unter:
https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/offene-veranstaltung-informations-
freiheit-grundlagen/

Die Abteilung Informationsfreiheit beteiligt sich an den regelmaBigen Inhouseschu-
lungen. Denn unsere Dienststelle erhalt regelmaBig LIFG-Antrage. Wir brachten unser
Kollegium mit Themen wie Informationsfreiheit — Aktuell, Transparenzgesetz und (In)
Transparenz beim Pestizideinsatz in Naturschutzgebieten BW und (Zens-)urheberrecht
fur Glyphosat-Risikogutachten des Bundesinstitut fir Risikobewertung (BfR) auf den ak-
tuellen Stand.

Die IFG Days, die 6ffentliche Veranstaltungsreihe des LfDI rund um das Thema Informa-
tionsfreiheit, fand am 6. und 7. Oktober 2022 in den historischen Raumlichkeiten des
Alten Kaufhauses am Marktplatz in Kooperation mit der Stadt Freiburg statt. Unter dem
Motto , Transparenz fur Stadt und Land schaffen: mit Informationsfreiheit Baden-Wurt-
temberg gestalten” prasentierten wir dem interessierten Publikum ein facettenreiches
und informatives Programm. Gastgeber Oberblrgermeister Martin Horn und LfDI Dr.
Stefan Brink starteten die Veranstaltung gleich mit einem ersten Highlight: das Podiums-
gesprach zum Thema: , Daten teilen — Digitalisierung als Chance fur mehr Transparenz”
mit Saskia Esken, Parteivorsitzende der SPD und langjahriges Mitglied des Deutschen


https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/offene-veranstaltung-informationsfreiheit-grundlagen/
https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/offene-veranstaltung-informationsfreiheit-grundlagen/
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Bundestages. Anhand der Bandbreite der Themen wurde schnell deutlich, wie umfang-
reich die Aufgaben der Digitalisierung und Transparenz der Verwaltung sind: von Open-
Data- und Transparenzgesetzen, bis zu der Frage der Datenhoheit, der Rolle des Staates
bei der Bereitstellung und Nutzung von Daten, gelungener und nicht gelungener Digi-
talisierung der Verwaltung.

Stefan Brink und Saskia Esken im Gesprach / Bild: LfDI BW

Die Frage ,Was bedeutet Transparenz? Fir die Verwaltung, fur die Bargerinnen, fir BW
und fur Europa” wurde mit Felix Reda von der Gesellschaft fur Freiheitsrechte, Stefan
Bohm vom Chaos Computer Club Freiburg sowie mit den Gastgebern in der darauffol-
genden Diskussionsrunde aus den unterschiedlichsten Blickwinkeln erértert.
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Stefan Brink, Martin Horn, Stefan B6hm und Felix Reda (v.l.n.r.) im Gesprach / Bild: LfDI BW

Das Freiburger ImproTheater L.U.S.T sorgte mit seinen Auftritten fur eine humoristische
Untermalung der Vortrage und rundete die Diskussionen und Beitrdge aus Stadt und
Land mit vollem Stimm- und Kérpereinsatz ab. Durch den hybriden Ansatz konnte das
interessierte Publikum sowohl im Historischen Kaufhaus vor Ort als auch online vor den
Monitoren das Veranstaltungsgeschehen mitverfolgen.

Mit groBem Interesse erwartete das Publikum den Vorschlag des LfDI BW zu einem Trans-
parenzgesetz fur Baden-Wuirttemberg, der am zweiten Tag der Veranstaltung durch
LfDI Dr. Stefan Brink vorgestellt wurde. Bereits im Koalitionsvertrag 2020 hatte die Lan-
desregierung sich darauf verstandigt, das LIFG BW zu einem Transparenzgesetz weiter-
zuentwickeln. Um diesen Prozess zu unterstitzen und zu beférdern, hatte der Landes-
beauftragte einen Vorschlag fur ein Transparenzgesetz formuliert, der u.a. vorsieht, ein
Transparenzportal mit proaktiven Veroéffentlichungspflichten einzurichten, den Zugang
sowohl zu Umweltinformationen als auch zu amtlichen Informationen zu regeln, Schutz-
grinde auf ein Mindestmal3 zu begrenzen und Informationen moéglichst kostenfrei zur
Verfugung zu stellen. Dr. Stefan Brink betonte im Rahmen seines Vortrags, dass es nun
an der Zeit sei, sich an einem modernen Transparenzgesetz zu orientieren, das LIFG BW
weiterzuentwickeln und ein Transparenzportal mit Blick auf zuktnftige Anforderungen
einzurichten, zu finanzieren und zu gestalten.

Stefan Brink bereitet sich auf seinen Vortrag vor / Bild: LfDI BW
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Felix Reda von der Gesellschaft fir Freiheitsrechte verdeutlichte mit vielen praktischen
und anschaulichen Beispielen die Einschnitte in die Kommunikationsfreiheit durch die
Implementierung von Uploadfiltern. Spannend ging es weiter mit Einblicken in die Ar-
beit der EU-Ombudsfrau Emily O'Reilly durch ihren Berater Markus Spérer zum ,,Zugang
zu Informationen in der Europaischen Verwaltung”. Tipps und Tricks zur Antragsstel-
lung erteilten Dr. Vivian Kube und David Werdermann, wobei sie auch darlegten, was
man besser unterlassen sollte. Auch der Blick auf aktuelle Entwicklungen in in Baden-
Warttemberg durfte nicht fehlen: So berichtete der Blrgermeister der Stadt Tengen,
Marian Schreier, wie die Stadt bei der Umsetzung von Open Government neue Wege
der Burgerbeteiligung beschreitet. lvan A¢imovi¢, Leiter von digital.freiburg der Stadt
Freiburg, zeigte anschaulich, wie mit Hilfe von digitalen Daten Stadtentwicklung und
Stadtplanung simuliert und an die Bedurfnisse der Zukunft angepasst werden kénnen.
Transparency BW, vertreten von Prof. Dr. JUrgen Louis und Lukas KeBler, stellte unter der
Uberschrift ,Baden-Wirttemberg blickt durch” ihr Bindnis fur ein Transparenzgesetz
fur Baden-Wurttemberg vor. Weitere interaktive Workshops und Vortrage zum Kultur-
wandel in der Gesellschaft, zur Wirkung von Smart City-Projekten und zum E-Learning-
Programm ,Wer sieht mich?”, eine Kooperation der Landeszentrale fir politische Bil-
dung und des LfDI, vervollstandigten die Tagung.

Das Theater L.U.S.T. sorgte wahrend der IFG Days fur Unterhaltung, Sabine Grullini (oben, Mitte) fuhrte
durch die Tage und Michela luliano (oben, rechts) stimmte die Kolleg_innen vor der Veranstaltung auf
die kommenden Tage ein. Stefan Brink diskutierte mit OB Martin Horn, Stefan Béhm und Felix Reda.
Der Landtagsabgeordnete Thomas Hentschel hielt auf den IFG Days einen Vortrag,

sprach mit Stefan Brink Uber Transparenz und beantwortete Publikumsfragen. / Bilder: LfDI BW
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Thematisch abgerundet wurden die 3. IFG Days durch das Po-

Vorschiag fin etn diumsgesprach zwischen dem Grinen-Abgeordneten Thomas
mm:_:ﬁft““ Hentschel, MdL, und LfDI Dr. Stefan Brink unter reger Beteili-
gung des Publikums mit einer Bestandsaufnahme und einem

Ausblick in Sachen Transparenz in Baden-Wurttemberg. Unter

viel Beifall, groBer Wertschatzung und noch mehr Dank ver-

Baden-Wirttemberg

"E'::' abschiedeten wir uns von Stefan Brink, der seine Amtszeit
al zum Ende des Jahres beendet haben wirde. Alle Vortrage
1’ und Gesprachsrunden finden Sie unter: https://tube.baw.so-

cial/search?search=ifg%20DAYS%202022&searchTarget=lo-
= cal. Impressionen finden Sie unter: https://www.baden-wuert-
i temberg.datenschutz.de/ifg-days-in-bildern/

Er}

Vorschlag fir ein Transparenz-
gesetz / Bild: LfDI BW

Der Weg zu den 4. IFG Days fuhrte am 28. und 29. Juni
2023 in das Stadthaus am Paradeplatz in Mannheim. In
Kooperation mit der Stadt Mannheim luden wir alle Inte-
ressierten ein, an Workshops, Vortragen, und Gesprachs-
runden teilzunehmen. Insbesondere machten wir schon
im Vorfeld mit einem amusanten Trailer auf die Informati-
onsfreiheitstage aufmerksam (https:/tube.bawi.social/w/
xvbn3zLbmjFmNT32Ergszr).

Unter dem Motto , Offen, blrgernah, digital —das kann In-
formationsfreiheit” er6ffneten Oberblrgermeister Dr. Pe-
ter Kurz und der Leitende Beamte des LfDI, Dr. Jan Wacke,
die Veranstaltung. Auch unser neuer Landesbeauftragter,
der in Kirze erst noch in Amt und Wirden kommen sollte,
hatte sich angekindigt. ,,Open Government als Informati-
onsinfrastruktur in Grenzregionen und grenznahen Regi- 0B Dr. Peter Kurz bei den IFG Days
onen” stellte Oliver Rack, Vertreter der Open Government 2023 in Mannheim / Bild: LfDI BW
Partnership und der Stadt Mannheim, vor.

Europaisch ging es mit dem ehemaligen Mitglied des Europaischen Parlaments weiter:
Emilio de Capitani, langjahriger Mitarbeiter des EU-Parlaments, berichtete von seinen
Anstrengungen und seinem Einsatz fir mehr Transparenz bei Gesetzgebungsverfahren
auf EU-Ebene. Mit mehr als 25 Jahren Erfahrung und als ehemaliger Vorsitzender des
Ausschusses fur burgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE Committee) verklagte
der Jurist de Capitani nach seiner Pensionierung das Europaische Parlament auf Zugang
zu den Unterlagen im Zusammenhang mit EU-Gesetzgebungsverfahren.

Mit den Improvisationskinstler_innen des Theater L.U.S.T aus Freiburg und ihrem humo-
ristischen Beitrag zum Thema: , Informationsfreiheit — sehr offen und sehr burgernah Teil
11" wurde das Publikum am ersten Tag auf kreative Weise und mit viel Witz zum Lachen
gebracht. Nach der Kreativpause ging es weiter mit Thomas Staehelin und der spannenden
Frage, ,Wie Generative Kl Inklusion und Informationsfreiheit starkt und schwacht”. Dabei
wurde die Ambivalenz des Themas schnell deutlich. Den ersten Tag rundete Prof. Dr. Tobias
Keber ab, Inhaber des Lehrstuhls fir Medienrecht und Medienpolitik in der digitalen Ge-
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sellschaft an der Hochschule der Medien (HdM) Stuttgart und ab 1. Juli Landesbeauftrag-
ter. In seinem Impulsvortrag Uber , Informationsgerechtigkeit und Transparenz” adressier-
te er Fragen, nach Informationsfreiheit und Transparenz als ein universelles Menschenrecht
und wie es darum global und bei uns in Europa bestellt ist. Seine Ausfihrungen gipfelten
darin, dass eine Weiterentwicklung des LIFG zum Transparenzgesetz voranschreiten musse.

Tobias Keber kam als Professor Sabine Grullini
der Hochschule der Medien in im Gesprach mit dem
Stuttgart zu den IFG Days. zugeschalteten
Einige Tage spater trat er seinen Emilio De Capitani /
Dienst als LfDI an / Bild: LfDI BW Bild: LfDI BW

Am zweiten Tag referierte Stefan Kaufmann von Wikimedia Deutschland anhand an-
schaulicher Beispiele zur Bedeutung von Informationsfreiheit im Kontext von &6ffentli-
chem Wissensmanagement und als 6ffentliche Informationsinfrastruktur, gefolgt von
Robert Thomann, Geschaftsfihrer der Smart City Mannheim GmbH, der dem interessier-
ten Publikum das Smart City Konzept der Stadt Mannheim anhand von Echtzeitdaten
naherbrachte.

Robert Thomann, Geschaftsfuhrer der sMArt City Mannheim / Bild: LfDI BW

Premiere und gleichzeitig gelungener Abschluss der 4. IFG Days war der Blick in die
Amtsstuben der Informationsfreiheitsbeauftragten aus Berlin, Thiringen, Mecklenburg-
Vorpommern und Baden-Wiurttemberg: Die Berliner Beauftragte Meike Kamp und die
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Referentinnen und Referenten Franziska Géhring, Michela luliano und Thomas Ahrens
diskutierten Gber die Unterschiede in den Landergesetzgebungen und zukinftige Her-
ausforderungen und Projekte. Was alle einte, ist die Forderung nach wirksamen Trans-
parenzgesetzen und nach gut ausgestatteten Aufsichtsbehérden. Der Austausch stiel3
auf groBes Interesse seitens des Publikums und wir freuen uns schon darauf, dieses For-
mat im nachsten Jahr fortzusetzen. Impressionen gibt auf unserem Peer Tube Kanal:
https://tube.bawi.social/w/iAuPzWv9Biry5UnJ4sGBgN

DATEN SCHUTZEN E

Gesprachsrunde: Thomas Ahrens vom Mecklenburg-Vorpommerschen Beauftragten;
Franziska Gohring vom Thiringer Beauftragten; Sabine Grullini vom LfDI BW, die Berliner
Beauftragte fur Informationsfreiheit Meike Kamp und Michela luliano vom LfDI BW / Bild: LfDI BW

Kunst und Kultur sind Inspiration: Der LfDI bei der ,Langen Nacht der Museen”

Was macht eine Behorde wie der LfDI bei der ,,Langen Nacht der Museen” in Stuttgart,
an der sonst ausschlieBlich Kultur- und Kunsteinrichtungen teilnehmen? Ganz klar: Zei-
gen, dass sie mehr ist als ein Verwaltungsapparat, namlich ein Ort der Kunst und des
Austausches, integriert durch die zweistdckige Kunstinstallation ,,DATA TO LIGHT" des
Freiburger Kinstlers Florian Mehnert.

Kinstler Florian Mehnert spricht Uber seine Lichtinstallation , Data to Light” / Bild: LfDI BW
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Damit blicken wir Gber den Tellerrand hinaus: Wir denken Datenschutz und Informations-
freiheit gréBer als nur in Vorschriften und Verwaltungsakten. Durch die Teilnahme an der
~Langen Nacht” am 21. Mai 2022 konnten das Kunstwerk und die Arbeit des LfDI einer
breiten Offentlichkeit zuganglich gemacht werden. Und der Zuspruch des Publikums gab
uns Recht: Mehr als 2.500 Besucher_innen schlenderten durch die Raumlichkeiten, nah-
men an unserem LIFG-Quiz und den Pecha-Cucha-Vortragen zum Datenschutz teil, dreh-
ten am Gllcksrad der Landeszentrale fir politische Bildung und machten unzahlige Selfies
an allen Stellen der Lichtinstallation — teilweise unter vollem Kérpereinsatz.

Baden-Wirttemberg

Sabine Grullini vom LfDI BW und Sabine Keitel von der Landeszentrale fur politische Bildung / Bild: LfDI BW

Und auch am 25. Marz 2023 waren wir erfolgreich dabei. Unter dem Motto ,Informa-
tionsfreiheit — nutzt allen und starkt Behérden” prasentierten wir zusammen mit der
Landeszentrale fur politische Bildung in einem eigens gestalteten Raum Wissenswertes
Uber den Informationszugang bei Behoérden. In diesem Rahmen stellten wir unser ge-
meinsames Projekt ,,Unser Staat, unsere Daten! Das Recht auf Informationsfreiheit und
Transparenz” als Kurzvortrag vor.

Der E-Learning-Kurs fur Schulklassen soll das Recht auf Informationsfreiheit bekannt
machen und Uber die Bedeutung und Hintergriinde dieses Rechts fir unsere Demokra-
tie aufklaren. Das Online-Format ist modular aufgebaut, so dass man sich mindestens
eine Schulstunde je Modul, bei Interesse auch langer damit befassen kann. In maximal
vier Schulstunden ist die Bearbeitung abgeschlossen. Und naturlich durften das Glucks-
rad der LpB und unser LIFG-Quiz nicht fehlen: Die Besucher_innen konnten erneut bei
einem unterhaltsamen Quiz mitmachen und kleine Preise gewinnen.

Auch dieses Mal war der Andrang groB3 und DJs auf beiden Stockwerken sorgten fur tol-
le Stimmung. Auch 2024 sind wir wieder dabei und lassen uns dafiir — wie immer — etwas
Neues einfallen. https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/lfdi-ist-dabei-lange-
nacht-der-museen-am-25-maerz-2/

Der freie Zugang zu Informationen ist wichtig, damit Birger_innen sich beteiligen, da-
mit sie ihre Stadte und Kommunen, ja ihr Lebensumfeld mitgestalten kénnen. Dies zu


https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/lfdi-ist-dabei-lange-nacht-der-museen-am-25-maerz-2/
https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/lfdi-ist-dabei-lange-nacht-der-museen-am-25-maerz-2/

Der Landesbeauftragte fir
Datenschutz und

®

Baden-Wirttemberg

unterstitzen ist sowohl Aufgabe des Landesbeauftragten als auch der Staatsratin fur
Zivilgesellschaft & Burgerbeteiligung. Dr. Stefan Brink und Barbara Bosch trafen sich im
Mai 2022 in den Raumlichkeiten der Staatsratin, dem Clay-Haus, um Uber ihre bisherige
Amtszeit und ihre Projekte zu sprechen.

= | -.i

Stefan Brink im Gesprach mit der Staatsratin fur Zivilgesellschaft und Burgerbeteiligung Barbara Bosch / Bild: LfDI BW

o+

Eine Beteiligung von Akteuren der Zivilgesellschaft an staatlichen Planungs- und Ent-
scheidungsprozessen schafft Transparenz und Akzeptanz. Voraussetzung ist allerdings
sowohl eine frihzeitige als auch eine kontinuierliche Information Uber den gesamten
Planungs- und Entscheidungsprozess hinweg. Eine groBe Bandbreite an Fragen und ak-
tuellen Projekten wurden im Lauf des einstiindigen Dialogs adressiert und naturlich war
auch die fortschreitende Digitalisierung und ihre Auswirkung auf Beteiligungsverfahren
Thema des Gesprachs. Sehen und héren Sie selbst: https://www.baden-wuerttemberg.
datenschutz.de/gespraech-mit-staatsraetin-fuer-zivilgesellschaft-und-buergerbeteili-
gung-barbara-bosch/

Kunstliche Intelligenz (KI) ist auf dem digitalen Vormarsch und Gberall im Alltag pra-
sent — ja, kein Thema wird derzeit starker diskutiert. KI erméglicht die massenhafte Ver-
arbeitung von Daten in kurzer Zeit und die Automatisierung von darauf basierenden
Lésungsansatzen. Dies betrifft bereits viele Lebens- und Arbeitsbereiche wie z.B. wis-
senschaftliche Forschung, Anwendungen in der Medizin, Bildung oder Industrie. Durch
den Einsatz von Kl kénnen organisatorische Ablaufe optimiert und Arbeitsschritte auto-
matisiert werden. Auch fur die Informationsfreiheit kann das Potenzial von K| genutzt
werden, um die Bereitstellung von amtlichen Informationen zu vereinfachen und damit
zu férdern. Mit Hilfe von Kl-basierten Anwendungen kann das Heraussuchen von amt-
lichen Informationen und veréffentlichungspflichtigen Dokumenten sowie das Schwar-
zen von schitzenswerten Inhalten schneller und einfacher erledigt werden. So war die
Informationsfreiheit auch naturlicher Teil der KI-Woche vom 4. bis 6. Oktober 2023.
Unter dem Motto , Kein Bock auf LIFG? Kolleg_in KI hilft!” boten wir ein Forum an, in
dessen Rahmen sich Kolleginnen und Kollegen aus anderen Verwaltungen, ja sogar aus
anderen Bundeslandern mit uns tGber ihre Erfahrungen, aktuelle Projekte und Pléane aus-
tauschten. Trotz und gerade wegen des groBen Potenzials von Kl mussen Einsatz und
Nutzung kontinuierlich Gberprift und gesteuert werden. ,,Amtliche Informationen auf
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Knopfdruck: Geht das — und wie?” Daran werden wir auch in Zukunft weiterarbeiten,
denn durch Hilfestellung bei der teils zeitaufwendigen Suche nach und Zusammenstel-
lung von Informationen wird die Verwaltung entlastet. Umfangreiche Infos und viele
Vortrage finden Sie unter: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/ki-wo-
che-2023/ und https://tube.bawdi.social/c/ki woche Ifdi/videos

Baden-Wirttemberg

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten (IFK) beauftragte eine Arbeitsgrup-
pe innerhalb des Arbeitskreises (AKIF) damit, eine Praxishandreichung zu erarbeiten, die
als Hilfestellung fur die Ausgestaltung staatlicher Transparenzportale dienen soll.

Was ist die IFK?

Die Datenschutzbeauftragten in Bund und Landern sind in Personalunion
die Informationsfreiheitsbeauftragten und fur die Kontrolle der Einhaltung
der Vorschriften tGber die Informationsfreiheit zustandig. Die IFK verfolgt das
Ziel, das Recht auf Informationszugang in Deutschland zu férdern und ge-
meinsam fur seine Fortentwicklung einzutreten. Zweimal jahrlich trifft sich
die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK),
um sich Uber die Entwicklungen des Informationsfreiheitsrechts in Deutsch-
land und Europa - bisweilen auch unter Einbeziehung von Akteuren der
Zivilgesellschaft und der Wissenschaft — auszutauschen. Die Vorbereitung er-
folgt durch den im gleichen Turnus tagenden Arbeitskreis (AKIF). Der Vorsitz
wechselt jahrlich, die Sitzungen sind grundsatzlich 6ffentlich.

Das vorrangige Ziel des Arbeitsauftrages war es, Kriterien und Vorgaben fur derarti-
ge Portale abzuleiten. Unter der Federflihrung von Baden-Wirttemberg (LfDI) und in
Zusammenarbeit mit Bremen (LfDI), Hamburg (HmbBfDI) und Schleswig-Holstein (ULD)
sowie dem Bund (BfDI) wurde die Handreichung Schritt fir Schritt entwickelt. Zunachst
wurden bestehenden Angebote von Transparenzportalen und Open-Data-Portalen 6f-
fentlicher Stellen untersucht. Im Rahmen von monatlichen virtuellen Treffen wurden
Umfang, Zielrichtung und Schwerpunkte mit Blick auf den Adressatenkreis festgelegt
und untereinander so aufgeteilt, dass jedes Mitglied der Arbeitsgruppe einen Teil der
Handreichung verfasste. Da neben informationsfreiheitsrechtlichen Themen inhaltlich
auch viele technische Belange tangiert sind, wurden bundesweit Expert_innen einge-
bunden, die wertvolle Hilfestellung gaben. Die Praxishandreichung destilliert Vorschlage
fur die Gestaltung von barrierearmen und nutzerfreundlichen 6ffentlich zuganglichen
Transparenzportalen der 6ffentlichen Verwaltung heraus, die notwendigen Anforde-
rungen bzw. Kriterien werden identifiziert und die Moglichkeiten der Umsetzung durch
konkrete Beispiele dargestellt. Von diesem Leitfaden profitieren insbesondere Betrei-
berinnen und Betreiber von 6ffentlichen Transparenzportalen, informationspflichtige
Stellen, aber auch Nutzende, die anhand der Kriterien die Qualitat eines Portals priufen
und eigene Portale aufsetzen kénnen. Derzeit wird die Handreichung final abgestimmt
und wird im 1. Quartal 2024 durch die IFK beschlossen.
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Unter Federfiihrung von Schleswig-Holstein (ULD) in Zusammenarbeit mit Baden-Wurt-
temberg (LfDI BW), Berlin (BIn BDI), Bremen (LfDI), Nordrhein-Westfalen (LDI NRW)
und Thuringen (TLfDI) sowie dem Bund (BfDI) entsteht derzeit eine weitere Praxis-
handreichung zum Thema , Informationsfreiheit by design”. Dazu zahlt die Gesamtheit
technischer und organisatorischer Instrumente nach dem Stand der Technik, die der
Wahrnehmung und Erfillung der Rechte nach den Informationsfreiheits-, Umweltin-
formations- und Transparenzgesetzen des Bundes und der Lander dienen. Damit unter-
stutzt ,Informationsfreiheit by Design” einerseits informationspflichtige Stellen bei der
Erfallung des Zugangs zu amtlichen Informationen und gleichzeitig wird fir antragstel-
lende Personen der Informationszugang beschleunigt und erleichtert. Die Arbeitsgrup-
pe legte die Prinzipien der Informationsfreiheit fest und orientierte daran MaBBnahmen,
mit denen diese in der Praxis ,by design” umgesetzt werden kénnen. Zusatzlich wird
das Augenmerk auf E-Akten-Systeme gelegt und erlautert, wie Informationsfreiheit by
design spezifiziert werden kann. Die Handreichung macht konkrete Umsetzungsvor-
schlage und bietet eine Checkliste fur die alltagliche Praxis. Final abgestimmt und im
1. Quartal 2024 durch die IFK beschlossen zu werden, ist auch hier das Ziel der Beteilig-
ten. Die Veroffentlichung erfolgt im Frihjahr 2024 auf den Homepages der Landesbe-
auftragten und des Bundesbeauftragten.

Seit 2016 gibt es in Baden-Wiirttemberg das Recht, von 6ffentlichen Stellen amtliche
Informationen zu erhalten. Wir beraten, vermitteln und schulen informationspflichtige
Stellen und Antragstellende zum LIFG. Inzwischen hat das LIFG an Bekanntheit gewon-
nen und wird in der Regel sehr gut angenommen. Dennoch sind einige Rechts- und
Auslegungsfragen nicht geklart und es gibt immer wieder komplexe oder sehr aufwen-
dige Antrage auf Informationszugang. Daher luden wir im Juli 2023 die Ministerien in
Baden-Wurttemberg zu einem Praxisgesprach zum LIFG ein. Das Praxisgesprach dient
einerseits dazu, sich zu vernetzten, aber vor allem, sich Gber Rechtsprechung und aktu-
elle Fragestellungen auszutauschen, damit der Umgang mit dem LIFG in der Praxis er-
leichtert wird. Zudem wirken die Teilnehmenden als Multiplikatoren_innen und kénnen
Fachwissen innerhalb des jeweiligen Ministeriums weitergeben. Die hybride Veranstal-
tung mit ca. 25 Teilnehmenden eréffneten wir mit einem Bericht des LfDI zum Stand der
Informationsfreiheit in Baden-Wurttemberg und einem Ausblick in Sachen Transparenz.
Die Veranstaltung stie auf tolle Resonanz und legte den Grundstein fir weitere Praxis-
gesprache 2024.

Wir haben unseren Praxis-Ratgeber zum LIFG erneut auf den neuesten Stand gebracht.
Sie finden die aktuelle Version in der 3. Auflage online auf unserer Homepage. Den
Ratgeber laufend zu aktualisieren, hatten wir uns von Anfang an auf die Fahnen ge-
schrieben: Sowohl fur die Nutzenden als auch fur die informationspflichtigen Stellen
soll er professionelle Hilfestellung beim Umgang mit dem LIFG sein. Daflur beobachten
wir die neueste Rechtsprechung auf Bundes- und Landesebene und arbeiten die darin
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enthaltenen Aspekte und Auslegungspunkte in das Werk ein. Wir fokussieren uns auf
Empfehlungen fur die Anwendung des LIFG in der Praxis und implementieren Beispiele
aus der Praxiserfahrung als Ombudsstelle. Die einzelnen Textabschnitte und Mustertex-
te kénnen frei verwendet werden und sollen Antragstellung und Prifung der Antrage
erleichtern. Der Praxisratgeber wird fortwahrend erganzt und redigiert. Wir freuen uns
jederzeit Uber Hinweise, Anregungen oder Vorschlage, die den Ratgeber noch besser
und praxistauglicher machen. Sie finden ihn unter: https:/www.baden-wuerttemberg.
datenschutz.de/wp-content/uploads/2024/02/IF Praxisratgeber Update Feb 24.pdf

Baden-Wirttemberg

In diesem Berichtsjahr entwickelten wir erneut Projekte mit verschiedenen Kooperations-
partner_innen. Nach dem erfolgreichen Online-Kurs far Schilerinnen und Schiler ,Unser
Staat, unsere Daten! Das Recht auf Informationsfreiheit und Transparenz”, den wir gemein-
sam mit der LpB BW im Jahr 2022 konzipiert und an die Schulen in BW gebracht hatten,
stellten wir bei den 3. IFG-Days in Freiburg unser neues Kooperationsprojekt vor: einen E-
Learning-Kurs zu beiden Aufgaben des LfDI, zum Datenschutz und zur Informationsfreiheit.

Digr Landeibgaudtraghe |G
sy LE urigl

Grundlagenwissen zu Datenschutz und
Infarmationsfreiheit

Eader- W birnberg

Kommt gut an: der E-Learning-Kurs des LfDI und der LpB

Mit dem Titel ,Wer sieht mich - Datenkompetenz fir eine digitale Demokratie” richtet
sich der Kursraum an (junge) Erwachsene, die mehr Gber datenschutzrechtliche Themen
lernen sowie erfahren wollen, wie man an staatliche Informationen kommt, und warum
beides wichtig ist in einer funktionierenden Demokratie. Es geht also um die Grundrechte
informationelle Selbstbestimmung und das Recht, sich aus 6ffentlich zuganglichen Quel-
len informieren zu kénnen. Die Prasentation der Themen, Videos und graphischen Ele-
mente des Kurses wurden von einer Studentin des Masterstudiengangs E-Learning und
Medienbildung der Pddagogischen Hochschule Heidelberg in Zusammenarbeit mit der Ipb
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BW und dem LfDI BW konzipiert. Dabei sticht besonders der Vlog mit selbstgedrehten Vi-
deos und interessanten Projekten hervor. Der Kurs ist modular aufgebaut und besteht aus
vier Modulen, die einen inhaltlichen Uberblick tiber Datenschutz und Informationsfreiheit
in der digitalen Welt bieten. Die thematischen Module werden im Laufe des Online Kur-
ses wochentlich freigeschaltet und unter einer bestimmten Fragestellung diskutiert. Die
Kommunikation wird Gber Foren gefiihrt, so dass man zeitversetzt auf die Beitrage der
anderen reagieren kann. Ein Tutor moderiert und berat bei offenen Fragen. Der Kurs wird
von Bianca vorgestellt, die uns in ihrem Videovlog an ihren Gedanken und Erfahrungen im
Netz und mit digitalen Daten teilhaben lasst, und bis zum Ende von ihr begleitet.

Baden-Wirttemberg

Im ersten Modul ,Wer sieht mich?” werden Datenspuren sichtbar gemacht. Es geht
beispielsweise um das Smartphone, den Saugroboter oder die Smartwatch und welche
Daten diese Gerate Uber einen sammeln. Um das zu wissen und zu verstehen, braucht
es Datenkompetenz. Darauf aufbauend wird im zweiten Modul ,Ich entscheide, wer
mich sieht” das Fediverse — das foderierte Universum — vorgestellt. Dieses Netzwerk aus
alternativen Plattformen kann genutzt werden, um wenige bis keine Datenspuren zu
hinterlassen. Im dezentralen Netzwerk der Vielen ist mehr Selbstbestimmung méglich.
Das dritte Modul ,Was sehe ich?” fuhrt in die Informationsfreiheit und Transparenz
staatlichen Handels ein. Blrger_innen haben ein Recht auf Einblick in die Arbeit 6ffent-
licher Stellen und Zugang zu den dort vorhandenen Informationen. Dadurch kénnen sie
nachvollziehen, warum Entscheidungen auf politischer oder kommunaler Ebene getrof-
fen wurden, denn dies bildet eine unerlassliche Basis fir eine Blrger_innenbeteiligung
auf Augenhohe. Das vierte Modul , Ich mache sichtbar” erklart abschlieBend, warum
es wichtig ist fur eine Demokratie, Daten zu spenden bzw. zu sammeln. Nicht nur 6f-
fentliche Stellen verfigen Uber Daten, die unsere Gesellschaft voranbringen. Auch wir
kénnen Uber selbstgenerierte Daten relevante Zusammenhange sichtbar machen. Zur
Vertiefung der jeweiligen Themen werden im jeden Modul Lernaufgaben gestellt. Diese
sollen bestimmte Aspekte aus dem Lernmaterial aufgreifen und eine Verbindung zum
persdnlichen Umgang der Lernenden mit den entsprechenden Themen herstellen. Die
Teilnehmenden sollen das Gelernte direkt in ihrer persénlichen Umgebung bzw. auf
ihren Geraten anwenden.

Erstmals fand der Kurs mit mehr als 30 Teilnehmenden aus ganz Deutschland im Juni
und Juli 2023 statt. An der Kooperation beteiligte sich auch die Landeszentrale fur poli-
tische Bildung Sachsen. Im Kurs standen Expert_innen Rede und Antwort zu aktuellen
Fragestellungen aus der Praxis: Dr. Jan Wacke, der Leitende Beamte der Dienstelle des
LfDI BW zu Forschungs- und Gesundheitsdaten, die Sachsische Transparenzbeauftragte
Dr. Juliane Hundert zu aktuellen Entwicklungen der Transparenz in Sachsen und der LfDI
BW Prof. Dr. Tobas Keber zu neuen Herausforderungen durch Kl. Wir freuen uns, den
E-Learning-Kurs erneut im Jahr 2024 anbieten zu kénnen, die Nachfrage ist hoch.

So einfach sich die 12 Paragrafen des LIFGs auch lesen: sie stehen fir groBe Veranderun-
gen in den Arbeitsablaufen von Verwaltungen. Das Landesinformationsfreiheitsgesetz
ermdglicht nicht nur, dass jede und jeder nun Zugang zu den Akten in den Verwaltungen
bekommt, sondern es bereitet auch den Weg fir eine transparentere und zugangliche
Verwaltung. Fur viele Mitarbeitende ist dies mit einem Mentalitatswechsel verbunden:
Weg vom Aktengeheimnis und vom ,Herrschaftswissen” hin zu einer birgerorientier-
teren Verwaltung. Offenheit und Nachvollziehbarkeit kénnen Verwaltungen bei ihrer
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taglichen Arbeit allerdings nachhaltig unterstitzen; und es wiinschen sich unterdessen
viele Mitarbeitende, dass ihre Behdrde transparent arbeitet.

Baden-Wirttemberg

Im Rahmen ihrer Bachelorarbeit an der Verwaltungshochschule Kehl konzipierte die Stu-
dentin Paula Granwald in Kooperation mit der Abteilung Informationsfreiheit des LfDI
einen Workshop, bei dem Verwaltungsmitarbeitende die Vorteile von Transparenz fur
ihre tagliche Arbeit herausarbeiten kénnen. In diesem Workshop wird Mitarbeitenden
unterschiedlicher Behérden zuerst das LIFG nahergebracht und im Anschluss diskutiert,
welche konkreten Vorteile eine transparentere Arbeitsweise fur ihre Behorde hat und
wie dies konkret umgesetzt werden kann. Der Workshop ist bewusst interaktiv gestaltet
und setzt auf moderne didaktische Methoden. Als Grundlage fur das Konzept dienten
eine Umfrage unter Mitarbeitenden sowie Expert_inneninterviews, die den Stand der
Umsetzung und das Verhaltnis zur Informationsfreiheit in den Blick nahmen. Das Kon-
zept wurde bei den IFG Days 2022 dem Publikum vorgestellt und dessen Rickmeldun-
gen eingearbeitet. Der Workshop steht nun dem LfDI zu Verfligung und erganzt kiinftig
unser Schulungsprogramm.

| Recherche | Expertinneninterviews | Bedarf | Verwaltungsbefragung
TragThem St de u uiem Ist Offenheit, Transparenz und IFG-Compliance ein erklirtes Ziel der Behérde?
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Workshopfolien Paula Grinwald

IF geht zur Schule: Kooperation mit dem BvD

Im Rahmen der Kampagne , Datenschutz/Informationsfreiheit geht zu Schule”, die in
Kooperation mit dem BvD e.V. und im Rahmen der EU-Initiative ,klicksafe.de” durch-
gefuhrt wird, werden jedes Jahr viele Schilerinnen und Schiiler fir einen angemessenen
Umgang mit ihren personenbezogenen Daten sensibilisiert. Kiinftig kénnen sie auch die
Informationsfreiheit und ihre Moéglichkeiten der demokratischen Teilhabe kennenler-
nen. Zum bundesweiten Einsatz stellt der LfDI BW dazu erstmals drei Videos zur Verfu-
gung, die im Jahr 2023 konzipiert und gedreht wurden. Diese kédnnen unabhangig von
der Kampagne jederzeit im Unterricht eingesetzt werden.

Christiane Denne, Sofia, und Sabine Grullini beim Dreh von LfDI Tobias Keber bei der
Informationsfreiheit leicht erklart” / Bild: LfDI BW Aufzeichnung von , Informations-
freiheit leicht erklart” / Bild: LfDI BW

Veroffentlicht werden die Videos am 6. Februar 2024, dem safer internet day der EU-
weiten Initiative klicksafe. Im Frahjahr und Sommer 2024 werden auch wieder viele Mit-
arbeitende der Dienststelle an Schulen gehen und die Themen Datenschutz und - end-
lich auch — Informationsfreiheit vorstellen, und zwar alltagstauglich und passend zur
Lebenswirklichkeit der Jugendlichen. Denn in zwei der Videos erklaren die Schilerinnen
Olivia und Sofia selbst, welche Informationen zugéanglich gemacht werden kénnen, wie




Der Landesbeauftragte fir
Datenschutz und
Informationsfreiheit
Baden-Wirttemberg

die Antragstellung funktioniert und was man mit den erhaltenen Informationen machen
kann: adressatengerecht und auf den Punkt. Mehr Informationen und die Videos gibt
es hier: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/datenschutz-leicht-erklaert/

2.5. Handreichung ,Wege zum Informationszugang”

Mit unserer Reihe ,Informationsfreiheit aktuell”
versuchen wir, allen Interessierten der Informati-
onsfreiheit Antworten auf haufig gestellte Fragen
zu geben, interessante Themen aufzugreifen und
detailliert zu erlautern. Zum einem bietet die Rei-
he Hilfestellung fur Antragstellende, zum anderen
kann sie eine Arbeitserleichterung fur die Bearbei-
tung von Antragen durch 6ffentliche Stellen sein.
Genau dazu tragt unsere Handreichung ,,Wege zu
Informationen bei 6ffentlichen Stellen” bei, die wir
im Marz 2023 veroffentlichten. Sie bietet kurz und
knapp einen Uberblick Gber die gesetzlichen Re-
gelungen zur Antragstellung, jeweils ausdifferen-
ziert nach Bund- und Landes- und EU-Ebene und
den speziellen Regelungen in Baden-Wirttemberg.
Zur besseren Ubersicht haben wir die Erlauterun-
gen in den Zugang zu Verbraucher-, Umwelt-, und
amtlichen Informationen eingeteilt, da hierfur Bild: Sashkin - stock.adobe.com
jeweils unterschiedliche Spezifika gelten. Die ge-

setzlichen Vorschriften werden nicht nur dargelegt, sondern zusatzlich von konkreten
Beispielen und weiterfihrenden Hinweisen flankiert. Dartber hinaus werden die The-
men Transparenzgesetze, Transparenzportale sowie die Weiterverwendung von Infor-
mationen adressiert und runden so die Handreichung ab. Sie kann abgerufen werden
unter: https:/www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/wp-content/uploads/2023/03/
20230323 Handreichung-Wege-zum-Informationszugang Online.pdf

Der LfDI geht voran: Vorschlag fiir ein Transparenzgesetz BW

Baden-Wurttemberg befindet sich in Sachen Informationsfreiheit (noch) auf den hinteren
Platzen. Seit Inkrafttreten des LIFG im Jahr 2016 gab es keine wesentlichen Anderungen in
Sachen Informationsfreiheit im Land. Im Koalitionsvertrag der griin-schwarzen Landesre-
gierung steht unter der Uberschrift , Transparenz schafft Vertrauen” folgendes: , Wir wer-
den auf Basis der Evaluationsergebnisse das Landesinformationsfreiheitsgesetz zu einem
Transparenzgesetz weiterentwickeln, das einen angemessenen Zugang zu Informationen
der 6ffentlichen Verwaltung gewahrleistet und eine sachgerechte, proaktive Veroffent-
lichung von Daten vorsieht. Die Regierungsfraktionen setzen hierzu eine entsprechende
Arbeitsgruppe ein.” Doch die vom Gesetz vorgesehene Evaluierung, die vom Innenminis-
terium BW durchgefihrt und derzeit ausgearbeitet wird, steht seit 2021 aus.

Um die Weiterentwicklung der Informationsfreiheit in Baden-Wirttemberg zu férdern
und die Einfihrung von gesetzlichen Regelungen zu unterstitzen, stellte der LfDI im
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Oktober 2022 bei den 3. IFG Days in Freiburg seinen eigenen Vorschlag fir ein Transpa-
renzgesetz Baden-Wurttemberg vor und verdéffentlichte es im Anschluss (https:/www.
baden-wuerttemberg.datenschutz.de/transparenzgesetz-vorschlag/).

Baden-Wirttemberg

Der LfDI selbst hat kein parlamentarisches Initiativrecht inne, darf aber Empfehlungen
zur Weiterentwicklung der Informationsfreiheit an die Landesregierung und das Parla-
ment aussprechen (§ 12 Abs. 9 S. 1 LIFG BW). Es handelt sich daher um einen Vorschlag
und nicht um einen Gesetzentwurf. Baden-Wirttemberg braucht ein modernes Trans-
parenzgesetz, das Burokratie abbaut, die Verwaltung entlastet und zugleich der Bur-
gerschaft umfassenden Zugang zu amtlichen Informationen erméglicht. Diesen Ansatz
verfolgt der Vorschlag.

Zweck des Transparenzgesetzes ist es, den kostenfreien Zugang zu amtlichen Infor-
mationen und zu Umweltinformationen zu gewahren, um damit die Transparenz und
Offenheit der Verwaltung zu vergréBern. Auf diese Weise sollen die demokratische
Meinungs- und Willensbildung und demokratische Teilhabe geférdert, die Nachvoll-
ziehbarkeit von politischen Entscheidungen erhéht, die Kontrolle staatlichen Handelns
durch die Burgerinnen und Blrger verbessert und der Korruption vorgebeugt sowie die
Moglichkeiten des Internets fur einen digitalen Dialog zwischen Staat und Gesellschaft
genutzt werden.

Jede Person hat Anspruch auf Veroéffentlichung und Zugang zu Informationen auf dem
digitalen Transparenzportal des Landes. Der Zugang soll voraussetzungslos bleiben. Eine
Registrierung oder Anmeldung auf dem Portal ist nicht erforderlich. Der Anspruch auf
Informationszugang durch Antragstellung, auch anonym, bleibt weiterhin bestehen.
Das Transparenzportal soll vom Land aufgebaut und betrieben werden. Die informa-
tionspflichtigen Stellen mussen ausreichend digitalisiert sein und Uber ein funktionie-
rendes E-Akten-System verfligen, damit die Informationsbereitstellung so einfach wie
moglich erfolgen kann. Welche Informationen verpflichtend auf dem Transparenzportal
bereitgestellt werden mussen, regelt ein umfangreicher Katalog, der eine Mindestan-
forderung darstellt und erweitert werden kann. Eine zentrale Verbesserung im Trans-
parenzgesetz ist die Ausweitung der Beratungs- und Kontrollkompetenzen des LfDI auf
Umweltinformationen. Eine Differenzierung zwischen amtlichen Informationen und
Umweltinformationen fuhrt in der Praxis immer wieder zu erheblichen Schwierigkeiten
und Unsicherheit im Rahmen der Auslegung, da das LIFG und das Umweltverwaltungs-
gesetz (UVwWGQG) sich in wesentlichen Punkten unterscheiden. Die Einbeziehung der Um-
weltinformationen fihrt zu Erleichterungen des Informationszugangs sowohl fur die
Blrgerschaft als auch fur die informationspflichtigen Stellen im Hinblick auf Prifung
und Durchfihrung des Verwaltungsverfahrens auf Informationszugang.

Die zahlreichen Schwachstellen des LIFG hatte der LfDI in seiner eigenen Evaluierung
zum LIFG, die wir schon 2021 veréffentlicht hatten, erértert und auf Grundlage eige-
ner Erfahrungen aus der Praxis umfassende Handlungsempfehlungen gegeben. Diese
wurden im Vorschlag fir ein Transparenzgesetz aufgegriffen und erweitert. Die zahlrei-
chen Bereichsausnahmen wurden im Transparenzgesetz auf ein Mindestmal reduziert
und teilweise gestrichen, zugleich der Anwendungsbereich ausgedehnt. Es gibt keine
sachlichen Grliinde fur die Abtrennung vieler Bereiche innerhalb der Landesverwaltung
und nur durch die Einbeziehung méglichst vieler Stellen kann ein Héchstmaf an Trans-
parenz in der Verwaltung erreicht werden. Die gesetzlichen Schutzgriinde wurden an-
gepasst. Der Katalog der schutzwirdigen 6ffentlichen Belange wurde auf ein Minimum
reduziert, um die Anwendung und Auslegung in der Praxis zu vereinfachen. Bei allen
Schutzgrinden steht eine Abwagungsklausel im Transparenzgesetz. Dies ist notwendig,
um die Interessen der Blirgerschaft an moglichst viel Transparenz mit den Vorgaben fur
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offentliche Stellen sowie ggf. Interessen Dritter in Ausgleich zu bringen. Solche Guter-
abwagungen sind in einigen Informationsfreiheits- und Transparenzgesetzen sowie im
Verbraucherinformations- und Umweltinformationsrecht bereits umgesetzt.

Baden-Wirttemberg

Der Vorschlag sieht ferner die vollstandige Abschaffung von Gebuhren vor, denn nur
ohne die Kostenhirde kann das Recht auf Informationszugang effektiv in Anspruch ge-
nommen werden. Die ,,Einnahmen” stellen zudem kein wesentliches Finanzierungsmit-
tel flr die Landeskasse bzw. den Landeshaushalt dar. Die Abschaffung der Gebuhren
ist daher folgerichtig und bestarkt das Grundrecht auf Informationszugang. Durch ein
Transparenzgesetz wird gleichzeitig die Planbarkeit der Arbeitsablaufe erhéht, da die
Veroffentlichung von Informationen kinftig von Anfang an mitgedacht werden muss —
Informationsfreiheit , by design”. Die Verwaltung wird durch den Vorschlag entlastet,
indem erheblich weniger Verwaltungsverfahren durch Einzelbescheide durchgefihrt
werden mussen, was wiederum den Blrokratieabbau fordert. Ein weiterer Vorteil ist
die Auffindbarkeit von Informationen mittels Strukturierung und Schlagwortsuche im
Portal, das als digitales Archiv fungiert im Sinne von ,,access for one = access for all”.

Eine Karte, mit der man alle Geschafte und Besorgungen an einer Hochschule tatigen
kann, bargeldfrei und digital, einfach und bequem. Diese Idee steckt hinter der Cam-
pus Card. Fur die Kooperation zwischen Kartenanbieterin (einer Bank) und Hochschule
interessierte sich ein Antragsteller erstmals im Jahr 2019. Die Kooperation kam nicht
zustande, stattdessen beauftragte der Universitatsrat zwei Rechtsgutachten zur Zusam-
menarbeit zwischen der Universitat und der Bank. Ein Zugangsantrag nach LIFG im Marz
2021 bezog sich genau auf diese Berichte. Die Gutachten waren dem zustandigen Mi-
nisterium als Aufsichtsbehoérde zur Verfigung gestellt worden. Im Vorfeld hatte der An-
tragsteller bereits dort einen gleichlautenden Antrag auf Informationszugang gestellt,
der mit der Begriindung einer mangelnden Verfligungsbefugnis (§ 7 Abs. 1 S. 1 LIFG)
abgelehnt worden war. Wir waren bereits in diesem Verfahren als vermittelnde Instanz
beteiligt und stellten im Rahmen des Beratungsverfahren fest, dass sowohl das Ministe-
rium als auch die Universitat Gber die beantragten Rechtsgutachten verfigen und damit
informationspflichtig sind. Die Universitat lehnte den Antrag ab, da ein ,Vorprifungs-
verfahren” bei der Staatsanwaltschaft anhangig sei und somit der Schutzgrund des § 4
Abs. 1 Nr. 5 LIFG dem Informationszugang entgegenstehe. Unserer Rechtsmeinung nach
fallt ein solches Verfahren nicht unter den genannten Schutzgrund, wir empfahlen aber,
direkt bei der Staatsanwaltschaft nachzufragen. Der Antragsteller erhob Widerspruch
gegen die Ablehnung. Hilfsweise beantragte er, seinen Antrag bis zur Entscheidung der
Staatsanwaltschaft Gber die Einleitung / Nichteinleitung eines formlichen Ermittlungs-
verfahrens ruhen zu lassen. Die Universitat wies den Widerspruch zurtick und erklarte,
dass eine Neubewertung erfolge, sobald das Vorverfahren bei der Staatsanwaltschaft
Heidelberg abgeschlossen sei. Im November 2021 Gbermittelte die Universitat schlief3-
lich die gegenstandlichen Untersuchungsberichte mit sehr umfangreichen geschwarz-
ten Passagen nach Durchfuhrung des Beteiligungsverfahrens nach § 8 LIFG. Begriindet
wurde der nur teilweise Zugang damit, dass schitzenswerte personenbezogene Daten
in Bezug auf dienstliches Handeln von Beschaftigten betroffen seien. In den Zugang zu
personenbezogenen Daten hatten nicht alle eingewilligt, so kam es zur Abwagung von
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Interessen nach § 5 Abs. 1 Alt. 2 LIFG. Der Antragsteller bat uns um eine rechtliche Ein-
schatzung und so baten wir die Universitdt um Ubermittlung der ungeschwarzten Prif-
berichte, um — im Rahmen unserer Kontrollbefugnis — abschlieBend bewerten zu kén-
nen, ob das LIFG-Verwaltungsverfahren ordnungsgemaB durchgefthrt worden war. Die
Universitat bat um Benennung einer durch Rechtsprechung bestatigten Grundlage fur
die Verpflichtung. Und wollte erneut ein Drittbeteiligungsverfahren durchfuhren. Die
Grundlage fur die Verpflichtung bzw. Berechtigung der Bereitstellung der Unterlagen
ergibt sich aus § 12 LIFG. Die in § 12 Abs. 3 LIFG geregelte Kontrollbefugnis beinhaltet
- neben Vor-Ort Kontrollen — auch die Befugnis, Unterlagen eines LIFG-Verfahrens ein-
zusehen. Da der LfDI zur Verschwiegenheit verpflichtet ist, bedarf es auch keines neuer-
lichen Drittbeteiligungsverfahrens. Im Marz 2022 wurde uns mitgeteilt, dass der Univer-
sitatsrat beschlossen habe, ein zweites Drittbeteiligungsverfahren durchzufiuhren. Wir
baten erneut um ungeschwarzte Dokumente und kiindigten die Aussprache einer férm-
lichen Beanstandung an, doch trotz ausfuhrlichster Erlauterung der Rechtsgrundlagen,
mehrmaliger Nachfristsetzungen, der Androhung einer férmlichen Beanstandung nach
§ 12 Abs. 6 LIFG und sogar entgegen der Rechtsauffassung des Ministeriums erfolgte
dies nicht. Daher beanstandeten wir die VerstoBe gegen die Vorschriften des Landes-
informationsfreiheitsgesetzes.

Baden-Wirttemberg

So gelang die Kooperation doch noch: Es blieb nicht dabei, denn die Univer-
sitat lud uns zur Einsichtnahme in die Gutachten vor Ort ein. Gerne nahmen
wir die Einladung an. An zwei Tagen arbeiteten wir uns durch die Ausfih-
rungen und machten Vorschlage fir die zu schwarzenden Passagen. Letztlich
stimmte die Universitat zu und stellte dem Antragsteller weitere Teile unge-
schwarzt zur Verfigung. Und besonders bemerkenswert: dies alles kostenfrei.

Im vergangenen Jahr wurden bei mehreren Gerichten angefragt, wer die empfangen-
den Institutionen von Geldauflagen aus Straf- und Gnadensachen waren und welchen
Betrag diese in den Jahren 2021 und 2022 erhalten hatten. Die Antrdage wurden von
den Gerichten teilweise nicht fristgerecht und auffallend unterschiedlich beantwortet,
so dass die Antragstellenden sich schlieBlich zur Vermittlung an uns wandten. Einige
Gerichte gaben die Liste der Mittelempfangenden direkt heraus. Andere verwiesen
darauf, dass die GeldbuBen Ausfluss der richterlichen Unabhangigkeit seien. Die Héhe
einer solchen GeldbuBe hange vom MaB der persénlichen Schuld ab. Auch die empfan-
gende Institution wirde, wenn dies inhaltlich sinnvoll erscheine, von der begangenen
Straftat abhangig gemacht. Die H6he und Empfangende seien daher Teil der Sanktion.
Daruber hinaus lage eine solche Liste nicht vor. Die Informationsfreiheit gilt fir Gerich-
te eingeschrankt: Wenn diese Verwaltungstatigkeiten austiiben, missen Informationen
herausgeben werden. Werden Gerichte als Organe der Rechtspflege oder aufgrund be-
sonderer Rechtsvorschriften in richterlicher oder sachlicher Unabhangigkeit tatig, bietet
das LIFG jedoch keine Rechtsgrundlage. Im konkreten Fall lagen dem Amtsgericht Zu-
sammenstellungen der Geldauflagen in Straf- und Gnadensachen vor, die jahrlich an die
Staatsanwaltschaft bzw. den jeweiligen Gerichtsbezirk weitergemeldet werden. In der
Auflistung wurden nicht alle Institutionen konkret benannt, sondern sie enthielt eine
Zusammenstellung nach Bereichen, beispielsweise Menschenrechtsorganisationen, Ver-
kehrssicherheit und -erziehung oder Opferhilfe. Durch die Herausgabe dieser Liste im
Zuge unserer Vermittlung konnte der Antrag nach dem LIFG erfolgreich abgeschlossen
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werden. Aber auch in anderen Fallen, bei denen wir zwischen Antragstellenden und
Gerichten vermittelten, war die Abgrenzung zwischen Verwaltungshandeln und richter-
licher Tatigkeit nicht immer einfach. So interessiert es viele Burgerinnen und Blrger, wie
bei den Gerichten die Auswahl und der Einsatz von Sachverstandigen und Gutachtern_
innen erfolgt. Hierbei sind u.a. Listen und Kriterienkataloge der Verwaltungstatigkeit
zuzuordnen, wahrend die konkrete Auswahl in der Regel im Bereich der richterlichen
Unabhangigkeit erfolgt.

Baden-Wirttemberg

Informationsfreiheit macht Verwaltungshandeln transparent. Die Gerichte
unterliegen im Bereich der Rechtsprechung nicht dem LIFG. Findet richter-
liches Handel seinen Niederschlag im Bereich des Verwaltungshandels, muss
im Einzelfall gepruft werden, ob ein Zugang erfolgen muss bzw. kann. Eine
proaktive Bereitstellung von Informationen, gerade in diesem Bereich, kénn-
te viele LIFG-Antrage und Ruckfragen Uberfltssig machen.

Im Marz 2021 wandte sich ein Antragsstellender an uns, da sein Antrag nicht beantwor-
tet worden war. Er hatte sowohl eine Kommune sowie deren Abwasserzweckverband
um den Zugang zu Abrechnungsunterlagen gebeten. Er begehrte Einsicht in die Ab-
rechnung der Jahre 2007 bis 2014, durch wen der Nachweis als ,,sachlich und rechnerisch
richtig” erbracht wurde, sowie den Nachweis, dass die Zahlungen tatsachlich erfolgt
waren. Denn der Antragsstellende wollte nachprtfen, ob zwischen dem Verband und
der Kommune satzungskonform abgerechnet worden war. Die Ehefrau des Antragstel-
lers hatte bereits gegen ihren Abwassergebthrenbescheid geklagt. Das Verfahren war
zwar bereits Ende 2020 beendet worden, die Berufung stand zum Zeitpunkt des An-
trags aber noch aus. Nach § 4 Abs. 1 Nr. 5 LIFG dirfen amtliche Informationen nicht
herausgegeben werden, soweit und solange dies Nachteile fir die Durchfihrung von
laufenden Gerichtsverfahren haben kann. Der Antrag bezog sich jedoch nicht auf Unter-
lagen, die Gegenstand des Gerichtsverfahrens waren. Daher forderten wir die informa-
tionspflichtige Stelle auf, diese Nachteile darzulegen und zu begriinden. Des Weiteren
baten wir darum, Informationen zu den angefragten Jahren direkt herauszugeben, die
nicht von der Klage umfasst waren. Der Rechtsbeistand der informationspflichtigen Stel-
le antwortete ablehnend, ein Ablehnungsbescheid wurde allerdings nicht erteilt. Trotz
unserer Vermittlung und aufgrund der Uneinsichtigkeit der Stadt beschloss der Antrags-
stellende, auf unsere weitere Vermittlung zu verzichten, und reichte Untatigkeitsklage
ein. Dieser wurde Ende 2022 stattgegeben. Da zwischenzeitlich die Berufung im Ver-
fahren der Ehefrau zurickgewiesen worden war, musste der Schutzgrund ,laufendes
Gerichtsverfahren” nicht mehr gepruft werden. Weitere Versagungsgrinde konnte das
Gericht nicht erkennen und sprach dem Antragsstellenden mit (bisher nicht veréffent-
lichtem) Urteil Zugang zu allen beantragten Unterlagen zu. Bitter und unnétig: Teile der
Unterlagen waren nicht mehr vorhanden. Darauf hatte die informationspflichtige Stelle
bereits direkt bei Eingang des Antrags hinweisen mussen.
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Grundsatzlich gilt: Informationen durfen nicht geléscht werden, wenn ein
Verfahren anhangig ist. Um Antrage effizient zu bearbeiten, muss geprift
werden, welche Unterlagen vorhanden sind. Diese werden Teil des Verfah-
rens und muissen von Léschvorgéangen ausgenommen werden. Der Schutz
~des Erfolgs eines strafrechtlichen Ermittlungs- oder Strafvollstreckungsver-
fahrens oder den Verfahrensablauf eines Gerichts-, Ordnungswidrigkeiten-
oder Disziplinarverfahrens” (§ 4 Abs. 1 Nr. 5 LIFG) dient der stérungsfreien
Durchfdhrung. Er umfasst nicht den Schutz der Position der prozessbeteilig-
ten informationspflichtigen Stelle. Der Informationszugang muss sich nach-
teilig auf das laufende Verfahren auswirken, also im direkten Bezug dazu
stehen. Der Ablehnungsgrund gilt dartber hinaus nur bis zum Abschluss des
Verfahrens.

Baden-Wirttemberg

RegelmaBig erreichen uns Antrage, die ausgeldst durch das aktuelle Zeitgeschehen oder
durch die Berichterstattung in den Medien an informationspflichtige Stellen gerichtet
werden. So auch in diesem Fall: Eine antragstellende Person wollte aufgrund einer SWR-
Reportage Zugang zum Quelltext fur ein elektronisches System zur Unterstitzung der
Lagedarstellung fur den Bevolkerungsschutz bei dem hierflar zustandigen Ministerium.
Der Zugang wurde mit der Begriindung abgelehnt, dass es sich bei dem Quelltext nicht
um amtliche Information gemaB § 3 Nr. 3 LIFG handele. Die elektronische Lagedar-
stellung sei ein Ubergreifendes Planungs- und Einsatzunterstitzungssystem fur die am
Katastrophenschutz auf verschiedenen Verwaltungsebenen beteiligten Behérden. Ein
Zugang fur die Bevolkerung sei nicht vorgesehen. Daraufhin wandte sich die antragstel-
lende Person mit der Bitte um Vermittlung an uns. Ihrer Meinung nach seien Quelltexte
von Software-Anwendungen auch als Behdérdeninformation zu werten. Das Gesetz de-
finiert amtliche Information in § 3 Nr. 3 LIFG als ,,jede bei einer informationspflichtigen
Stelle bereits vorhandene, amtlichen Zwecken dienende Aufzeichnung”. Diese kann in
unterschiedlichen Aufzeichnungsformen vorliegen, beispielsweise: Schriften, Tabellen,
Diagramme, Bilder, Plane und Karten sowie Video- und Tonaufzeichnungen. Die Spei-
cherung kann auch elektronisch z.B. mittels Magnetbandern, -Platten, Disketten, CD-
ROMs, DVDs oder optisch z.B. auf Filmen, Fotos, akustisch oder anderweitig erfolgen.
Dementsprechend ist ein Quelltext eine amtliche Information. Der Zugang zu amtli-
chen Zwecken dienenden Informationen ist allerdings nicht schrankenlos. Zuganglich
gemacht werden darf sie, wenn keine gesetzlich geregelten Schutzgrinde dem ent-
gegenstehen. In dem uns vorgelegten Fall war zunachst § 4 Abs. 1 Nr. 2 LIFG, der Schutz
von besonderen 6ffentlichen Belangen in Form des Schutzes der 6ffentlichen Sicherheit
zu prufen. Die 6ffentliche Sicherheit, abgeleitet aus dem klassischen Polizei- und Ord-
nungsrecht schitzt die Unversehrtheit der Rechtsordnung als Ganzes sowie die subjek-
tiven Rechte und Rechtsguter der Blrger. Eine Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit
wird angenommen, wenn mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden an Leben,
Gesundheit, Freiheit, Ehre, Eigentum und Vermégen droht. Zusatzlich mussten § 5 LIFG,
der Schutz von personenbezogenen Daten, sowie der Urheberrechtsschutz und der
Schutz von Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen nach § 6 LIFG gepruft werden.

Unsere Rechtsansicht zum Zugang von Quellcodes der 6ffentlichen Hand haben wir
in unserem Vorschlag fir ein Transparenzgesetz fur Baden-Wurttemberg ausgefihrt.
Unter § 7 Abs. 1 Nr. 30 sprechen wir uns daflr aus, dass alle Quelltexte zu veréffent-
lichen sind, die von einer 6ffentlichen Stelle oder im Auftrag dieser als Individualsoft-



ware ganz oder teilweise erstellt wurde und damit die Anpassung und Parametrisierung
der eingesetzten Software darstellt. Bereits im Rahmen der 36. Konferenz der Informa-
tionsfreiheitsbeauftragten in Deutschland am 16. Oktober 2018 in UIm beschlossen die
Informationsbeauftragten des Bundes sowie der Lander Berlin, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thiringen und Ba-
den-Wurttemberg ein Positionspapier mit dem Titel , Transparenz der Verwaltung beim
Einsatz von Algorithmen” und sprachen sich darin fir Transparenz beim Einsatz von KI
und Algorithmen aus. Siehe https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/transpa-
renz-der-verwaltung-beim-einsatz-von-algorithmen-

Auch genau gegenteilige Ausfihrungen zu diesem Thema sind in der Rechtsprechung
zu finden. Dazu zahlt beispielsweise das Urteil vom 17. Januar 2022, Az. 6 K 784/21
WI, des Verwaltungsgerichts Wiesbaden. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass Quell-
texte nicht als eine amtliche Information einzustufen sind und es sich damit nicht um
einen tauglichen Anspruchsgegenstand nach dem Hessischen Informationsfreiheitsge-
setz (§ 80 Abs. 1S. 3 HDSIG) handele. Das Ministerium teilte mit, dass der Zugang zum
Quelltext durch die Schutzgriinde §§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LIFG sowie § 6 LIFG der Herausgabe
entgegenstehe. Neben den nachteiligen Auswirkungen fur die innere und auBere Si-
cherheit und die IT-Sicherheit stiinden urheberschutzrechtliche Regelungen sowie der
Schutz von Betrieb- und Geschaftsgeheimnissen (§ 6 LIFG) der Herausgabe entgegen.
Da die missbrauchliche Verwendung des Quellcodes zur Suche und ggf. Ausnutzung
von nicht erkannten Sicherheitsliicken fihren kénne, sei die IT-Sicherheit geféhrdet, da
unabsehbare Folgen fir die Lagebewaltigung und die Sicherheit bestimmter Objekte
anzunehmen seien. Wie auch immer man diese Annahme bewerten mag, blieb letztlich
nicht ausschlaggebend: Denn den Zugang endgultig verschloss der Umstand, dass das
Ministerium nicht Urheber des Quelltextes war, sondern lediglich tGber ein nicht-exklusi-
ves Nutzungsrecht ohne vertraglich geregelte Uberlassung oder Auslieferung des Quell-
codes verfugte und der Urheber seine Einwilligung in den Zugang verweigerte.

Am Beispiel dieses Falles kann man sehen, dass allein die Frage der Ein-
stufung als amtliche Information kontrovers diskutiert wird. Der Quelltext
wurde von uns als amtliche Information eingestuft, auch entgegen anders-
lautender Rechtsprechung. Letztlich konnte der Quelltext aufgrund des Ur-
heberechtschutzes nicht zuganglich gemacht werden. Im Sinne einer trans-
parenten Verwaltung sollten 6ffentliche Stellen selbst Gber die Quelltexte
verfligen oder sich die uneingeschrankten Nutzungsrechte einrdumen lassen.

Eine anonyme Antragstellung sei nicht méglich: Der Antrag einer antragstellenden Person
wurde mit dieser Begrindung abgelehnt. Die Bereitstellung der beantragten amtlichen In-
formation sei nur durch ein féormliches verwaltungsrechtliches Verfahren, durch positiven
oder negativen Verwaltungsakt, méglich. Daraufhin wurden wir vermittelnd eingeschaltet.
Unsere Rechtsauffassung ist, dass die antragstellende Person sich nicht zu erkennen geben
muss. Dies ergibt sich aus der Formfreiheit bei Antragstellung nach dem LIFG. So kann bei-
spielsweise ein Antrag mindlich durch Vorsprache, telefonisch, per E-Mail, Fax oder Brief, zur
Niederschrift bei der Behoérde, online per Kontaktformular oder auf jegliche sonstige Weise
gestellt werden oder anders gesagt, es gilt der Grundsatz der Nichtféormlichkeit des Verwal-
tungsverfahrens gemaB3 § 10 VwVfG, § 9 SBG X. Dies beinhaltet auch eine Antragsstellung
Uber die Internetseite eines Dritten wie z.B. FragDenStaat (https://www.fragdenstaat.de).
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Bereits aus datenschutzrechtlichen Erwagungen verfigt die informations-
pflichtige Stelle zunachst Gber keine Befugnis, personenbezogene Daten
bei der Antragstellung zu erheben. Diese Daten sind weder fir die Beant-
wortung des Antrags sowie fur die Zurverfiigungstellung der Informationen
erforderlich. Selbst aus Griinden der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit ist
eine Identifizierung der antragstellenden Person nicht notwendig, wenn si-
chergestellt ist, dass die antragstellende Person, z.B. mittels einer E-Mail-Ad-
resse, erreicht wird.

Baden-Wirttemberg

In Baden-Wirttemberg gibt es eine Vielzahl an Bereichsausschissen far den Rettungs-
dienst (siehe dazu auch § 5 Rettungsdienstgesetz — RDG). Die antragstellende Person
stellte beim Landratsamt einen Antrag auf Zugang zu den Namen der stimmberech-
tigten Mitglieder des Bereichsausschusses in diesem Rettungsdienstbereich sowie zu
den Protokollen der Sitzungen. Das Landratsamt brachte zundchst vor, dem Zugang zu
den einzelnen Namen stehe der Datenschutz entgegen. Fir den teilweisen Zugang zu
den Protokollen wurde die Erhebung von Gebihren in Aussicht gestellt. Der Bereichs-
ausschuss lieB sich anwaltlich vertreten und hielt im Rahmen des Drittbeteiligungsver-
fahrens weiterhin an der Rechtsauffassung fest, dass die Namen der Mitglieder nicht
herausgegeben werden dirfen, da das 6ffentliche Informationsinteresse nicht Uber-
wiege. Im Rahmen eines erfolgreichen Widerspruchverfahrens stellte das zustandige
Regierungsprasidium fest, dass ein Anspruch auf Zugang zu den Namen der stimmbe-
rechtigten Mitglieder bestehe. Das Uberwiegen des 6ffentlichen Informationsinteresses
wurde anerkannt. Begriindet wurde dies damit, dass der Bereichsausschuss das maB3geb-
liche Organisations- und Planungsorgan fur den Rettungsdienst im jeweiligen Rettungs-
dienstbereich sei. Ihm obliege vor allem die Beobachtung und Beratung der Angelegen-
heiten des Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich sowie deren Regelung, Erstellung
der Bereichspléane oder die planerische Sicherstellung der notarztlichen Versorgung. Es
gab keine Anhaltspunkte fur gravierende Nachteile oder Gefahren fur einzelne Perso-
nen, die bei einer Offenlegung entstehen kénnten. Da die Informationen das berufliche
Umfeld betreffen und somit der Sozialsphare der Betroffenen zuzuordnen sind, welche
von vornherein weniger schitzenswert ist als etwa die Privat- und Intimsphare, stellt
der Zugang zu den Namen und Organisationen der Mitglieder des Bereichsausschusses
keinen erheblichen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Be-
troffenen dar. Wir sind der Auffassung, dass in diesem Einzelfall das 6ffentliche Infor-
mationsinteresse gegeniiber dem geschitzten Interesse der betroffenen Mitglieder des
Bereichsausschusses Uberwiegt, die Abwagung nach § 5 Abs. 1 Alt. 2 LIFG also zugunsten
des 6ffentlichen Informationsinteresses hinsichtlich der Namen der Mitglieder ausfallt.

Wir stuften daher das 6ffentliche Informationsinteresse als hoch ein, da der Bereich
Rettungsdienst eine hohe gesellschaftliche Relevanz innehat und demnach besonders
im Fokus der 6ffentlichen Aufmerksamkeit steht. Damit geht eine gewisse 6ffentliche
Exponiertheit der Mitglieder des Bereichsausschusses einher, welche durch ihre Entsen-
dung in den Ausschuss und die damit verbundene Ubernahme einer éffentlichen Kon-
troll-, Planungs-und Beratungsfunktion entsteht.
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Unter Beteiligung des Ministeriums fir Inneres, Digitalisierung und Kommu-
nen Baden-Wirttemberg wurde festgestellt, dass die einzelnen Bereichsaus-
schisse selbst informationspflichtige Stellen und damit far die Beantwortung
zustandig sind. Wir teilen diese Auffassung, da die einzelnen Bereichsaus-
schisse eine eigene Rechtspersdnlichkeit haben (vgl. § 5 Abs. 5 RDG) und
nach unserem Verstandnis mit AuBenwirkung tatig werden. Die Mitglieder
des Bereichsausschusses Rettungsdienst nehmen 6ffentliche Aufgaben wahr
und werden auf Grund ihrer fachlichen Expertise herangezogen bzw. in den
Ausschuss entsandt und fallen damit unter die Ausnahmeregelung nach § 5
Abs. 4 LIFG. Dies schlieBt allerdings nicht aus, dass das Recht auf Informations-
zugang auch weiterhin bei den 6ffentlichen Stellen geltend gemacht werden
kann, bei denen die amtlichen Informationen ebenfalls vorhanden sind.

Baden-Wirttemberg

Der Klager begehrte Einsicht in eine Reihe von Unterlagen des Ministeriums fur Kultus,
Jugend und Sport Baden-Wiurttemberg zur ,Digitalen Bildungsplattform”. Der Antrag
bezog sich auf Projektunterlagen, die Datenschutzfolgenabschdatzung und die Korres-
pondenz des Ministeriums mit dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit Baden-Wiurttemberg. Das Gericht hatte zu entscheiden, ob der Zugang zu
den Namen der beteiligten Personen des Projekts , Digitale Bildungsplattform” (Einsatz
von Microsoft 365 an Schulen) gewahrt werden darf, oder ob der Schutz personenbe-
zogener Daten dem Zugang entgegensteht. Der Antrag auf Informationszugang wurde
zu den Namen von Behérdenmitarbeitenden, die Entscheidungs- und Gestaltungsmég-
lichbefugnisse innehatten, sowie Sachverstandige und Gutachter_innen gestellt. Das
Ministerium lehnte den Zugang zunachst ab, machte dem Antragsteller erst nach Klage-
erhebung diverse Unterlagen zuganglich. Den Zugang zu den Namen lehnte es ab und
verwies unter anderem auf eine fehlende Begriindung des Antragstellers im Sinne des
§ 7 Abs. 1 S. 3 LIFG und einer Schutzbedurftigkeit betroffener Personen. Grundsatzlich
Uberwiegt das 6ffentliche Informationsinteresse beim Zugang zu Namen von Behérden-
mitarbeitenden und externen Sachverstandigen den Schutz personenbezogener Daten.
Das Gericht stellte klar, dass der Antrag auf Informationszugang begriindet werden soll,
wenn er Belange Dritter berthrt. Diese Soll-Vorschrift sei aber nicht verpflichtend und
kénne auch nicht zur Ablehnung eines Antrages fihren. Die informationspflichtige Stel-
le ist verpflichtet, die fur die Abwagung relevanten Aspekte einschlieBlich des Informa-
tionsinteresses der antragstellenden Person zu ermitteln (§ 25 LVwV{G), bevor die Infor-
mationen geschwarzt werden. Grundsatzlich besteht ein Anspruch auf die in § 5 Abs.
4 LIFG genannten funktionsbezogenen personenbezogenen Daten (Regelvermutung).
Das Gericht verwies aber an das Ministerium zurtick, da eine Anhérung der betroffenen
Personen nach § 8 LIFG durchgefiihrt werden musse. Nur dadurch kénne die Frage be-
antwortet werden, ob im Einzelfall eine atypische Situation vorliege, die eine Ausnahme
von der Regelvermutung des § 5 Abs. 4 LIFG begriinde.
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Grundsatzlich besteht ein Anspruch auf Zugang zu Namen und funktionsbe-
zogenen Daten von Mitarbeitenden der 6ffentlichen Verwaltung nach dem
LIFG. Nur in Ausnahmefallen darf von dieser Regel abgewichen werden. Da-
bei gilt: Die informationspflichtige Stelle muss eine Abwagung der Interessen
durchfuhren.

Baden-Wirttemberg

Der Verwaltungsgerichtshof in Mannheim hatte zu entscheiden, ob der Anspruch auf
Informationszugang nach dem LIFG durch die Maéglichkeit der Einsichtnahme in das
Grundbuch (§ 12 Abs. 1 S. 2 Alt. 1 Grundbuchordnung - GBO) verdrangt wird. Die Be-
rufung wurde zurtickgewiesen. Der Klager begehrte bei der Stadt Mannheim Einsicht in
den Kaufvertrag Gber den stadtischen Verkauf eines Grundstiicks auf einem ehemals mi-
litarisch genutzten Geldnde an ein kommunales Wohnungsbauunternehmen und eine
Projektentwicklungsgesellschaft, die dem Verfahren beigeladen war. Die Beigeladenen
verwiesen darauf, dass die Regelung zur Einsicht in das Grundbuch § 12 Abs. 1 S. 2 Alt.
1 GBO als speziellere Norm im Sinne des § 1 Abs. 3 LIFG die Anwendung des LIFG sper-
re. Dartber hinaus wirde eine Veroffentlichung des Kaufvertrags Geschaftsgeheimnisse
berUhren und sie in ihrer Wettbewerbsfahigkeit beeintrachtigen (§ 6 S. 2 LIFG). Der Ver-
waltungsgerichtshof, ebenso wie das VG Karlsruhe in der Vorinstanz, bestatigten den
Zugangsanspruch des Klagers nach dem LIFG. Das Einsichtsrecht nach der GBO sei keine
speziellere Norm und gehe dem LIFG deswegen nicht vor, weil die Anspruchsverpflichte-
ten (vorliegend die Stadt Mannheim anstelle des Grundbuchamts) nicht identisch seien
und die besonderen Regelungen Uber die Grundbucheinsicht (§ 12 GBO) auch keine
Sperrwirkung bezwecke. Auch der Anspruchsgegenstand sei nicht identisch, da das Ein-
sichtsrecht der GBO vor allem darauf ziele, Eigentumsverhaltnisse an Grundstlcken zu
klaren, das LIFG jedoch eine umfassendere Auskunft gewahre und grundsatzlich auch
z.B. den Kaufvertrag erfasse. Der VGH war im Ergebnis nicht Gberzeugt, dass allein die
Veroffentlichung des von sehr individuellen Faktoren abhangigen Kaufpreises bereits
Geschaftsgeheimnisse der Kaufer beeintrachtige — dieser erlaube an sich keine Ruck-
schlUsse auf Verhandlungsstrategien, wie von den Beigeladenen behauptet. Das Gericht
sah auBerdem Anhaltspunkte dafir, dass die beteiligten Unternehmen eine Monopol-
stellung fur den Verkauf von Konversionsflachen innegehabt hatten, lieB die Frage aber
letzten Endes offen.

Bei Zugang zu Grundstickskaufvertragen ist die Grundbuchordnung keine
dem LIFG vorgehende Spezialregelung. Der Kaufpreis eines Grundsticks ist
nur im Einzelfall schitzenswert.
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Baden-Wirttemberg

Der Klager hatte bei der beklagten Stadt Einsichtnahme in einen Grundstickskaufver-
trag beantragt, dessen Abschluss in einer nichtéffentlichen Sitzung des Gemeinderates
der Stadt beraten und entschieden wurde. Der VGH hatte den Antrag der betroffenen
Stadt auf Zulassung zur Berufung abgelehnt und schloss sich damit der Entscheidung
der ersten Instanz an. Die Vertragspartnerin wurde dem Verfahren nicht beigeladen.
Dass der Klager sich bei seinem Auskunftsbegehren nicht ausdricklich auf das LIFG be-
rief, sondern zunachst , Akteneinsicht” beantragte, und gleichzeitig einen Normenkon-
trollantrag gegen die Stadt gestellt hatte, hinderte die Anwendung des LIFG nicht. Es
obliegt der informationspflichtigen Stelle, alle in Betracht kommenden Rechtsgrund-
lagen zu prifen. Auch wenn der beantragte Grundstickskaufvertrag in einer nicht-6f-
fentlichen Sitzung beraten und entschieden wurde und Teil der Sitzungsniederschrift
war, sperre dies nicht die Anwendung des LIFG. Die Sperrwirkung des § 38 Abs. 2 Satz 4
der Gemeindeordnung Baden-Wiurttemberg (GemO) kann nicht auf Beratungsunterla-
gen ausgeweitet werden. Der Zugang zu Beratungsgrundlagen einer nicht-6ffentlichen
Gemeinderatssitzung gehoért nicht zum Regelungsgehalt des § 38 Abs. 2 S. 4 GemO BW
(vgl. auch Urteil des VGH vom 4. Februar 2020, Az. 10 S 1229/19).

Der Versagungsgrund des § 4 Abs. 1 Nr. 9 LIFG (Interessen der informationspflichtigen
Stellen im Wirtschaftsverkehr) wurde im vorliegenden Einzelfall verneint, da die kon-
kret betroffenen fiskalischen Interessen von der beklagten Stadt nicht genannt wurden.
~Eine allgemeine Bereichsausnahme fir Grundstiicksgeschafte von Gemeinden sieht das
Landesinformationsfreiheitsgesetz nicht vor”. Laut der Vorinstanz ist mangels Geheim-
haltungsinteresse auch nicht von einem schitzenswerten Geschaftsgeheimnis auszuge-
hen.

Die Gemeindeordnung sperrt den Zugang zu Grundstickskaufvertragen
auch dann nicht, wenn die Vertrage in nicht-6ffentlicher Sitzung beraten
und entschieden wurden. Fir eine Beeintrachtigung der Interessen im Wirt-
schaftsverkehr einer informationspflichtigen Stelle bedarf es der konkreten
Darlegung der nachteiligen Auswirkung wie z.B. fiskalische Interessen.

Der Landesbeauftragte hatte gegen die AOK Baden-Wurttemberg einen BuBgeldbe-
scheid wegen DatenschutzverstoBBes erlassen. Daraufhin wurden LIFG-Antréage auf Zu-
gang zu diesem BuBgeldbescheid beim LfDI gestellt. Das Verwaltungsgericht Stuttgart
hatte sich mit der Frage zu beschaftigen, ob ein Anspruch auf Informationszugang zu
einem BuBgeldbescheid, welcher vom Landesbeauftragten fur Datenschutz und Infor-
mationsarbeit Baden-Wurttemberg erlassen wurde, besteht. Es ging dabei insbesondere
um die Frage, ob der Landesbeauftragte in datenschutzrechtlichen BuBgeldverfahren
eine Verfolgungsbehdrde im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3 LIFG ist und damit nicht unter
den Anwendungsbereich des LIFG fallt. Der LfDI war der Auffassung, dass ein teilwei-



Der Landesbeauftragte fir
Datenschutz und

®

ser Zugang unter Unkenntlichmachung schitzenswerter Geschaftsgeheimnisse méglich
ist, und gab den Antragen im Rahmen des Drittbeteiligungsverfahrens teilweise statt.
Hiergegen klagte die AOK, um eine Herausgabe der Bescheide zu verhindern. Das Ge-
richt entschied, dass der BuBgeldbescheid nicht zuganglich gemacht werden darf. Wird
der Landesbeauftragte in datenschutzrechtlichen BuBgeldverfahren tatig, dann handle
er als Verfolgungsbehérde in einem Ordnungswidrigkeitsverfahren und seine Tatigkeit
stelle kein 6ffentlich-rechtliches Verwaltungshandeln dar. Der Anwendungsbereich des
LIFG sei somit gemaB § 2 Abs. 2 Nr. 3 LIFG nicht er6ffnet. (Nicht klar macht das Gericht
dabei, ob es den Landesbeauftragten als Strafverfolgungsbehérde im Sinn des § 2 Abs. 2
Nr. 3 LIFG ansieht, oder ob es diese Norm vielmehr entsprechend auf Verfolgungsbehor-
den im Ordnungswidrigkeitsverfahren anwenden méchte.)

Baden-Wirttemberg

Auch wenn man anderer Meinung sei, scheitere die Anwendung des LIFG daran, dass §
475 StPO i.V.m. §§ 46 Abs. 1, 49b OWIiG Spezialregelungen zum BuBgeldverfahren dar-
stellten. GemalB § 1 Abs. 3 LIFG sei das LIFG somit nicht anwendbar. Dies gelte fur die
Verfolgungsbehdrden auch noch nach Abschluss des BuBgeldverfahrens.

Der Zugang zu BuBgeldbescheiden der datenschutzrechtlichen Aufsichtsbe-
hérden ist nach dem LIFG nicht méglich, da Ausklinfte und Akteneinsicht fur
Privatpersonen gemafB § 475 StPO i.V.m. §§ 46 Abs. 1, 49b OWiG als Spezial-
regelung dem LIFG vorgehe.

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hatte Gber die Revision des beklagten Bundes-
finanzministeriums (BMF) zu entscheiden, ob die Sitzungsprotokolle des beim BMF an-
gesiedelten Wissenschaftlichen Beirats nach dem Informationsfreiheitsgesetz des Bundes
(IFG) herausgegeben werden mussen. Das BVerwG entschied, dass das Bundesfinanzminis-
terium betreffend seines Wissenschaftlichen Beirats informationspflichtig ist. Das oberste
Gericht fuhrte aus, dass der Wissenschaftliche Beirat zwar in Teilen selbststandig orga-
nisiert sei, aber nicht nach auBen tatig werde und damit keine Aufgaben 6ffentlicher
Verwaltung wahrnehme. Daraus folge die Verfligungsberechtigung des fur den Beirat
zustandigen BMF und die damit einhergehende Anspruchsverpflichtung nach dem IFG;
der Wissenschaftliche Beirat selbst sei hingegen keine Behérde im Sinne des IFG. Weiter
urteilte das BVerwG, dass fur das Vorliegen eines Amtsgeheimnisses im Sinne des § 3 Nr. 4
IFG (entspricht § 4 Abs. 2 Satz 1 LIFG BW) eine Rechtsvorschrift — zumindest eine Rechtsver-
ordnung - erforderlich ist, auch fur die Berlcksichtigung der Wissenschaftsfreiheit gelte
nichts Anderes. Die Sitzungen des Beirates des BMF seien auch nicht als Beratungen von
Behdrden zu verstehen, deren Beeintrachtigung gem. § 3 Nr. 3 Buchstabe b) IFG den Infor-
mationszugang ausschlieBen kénne — auch dafir fehle es namlich an der Behérdeneigen-
schaft (s.0.). Die Beratungen des Beirats gelten als den Behérdenberatungen vorgelagert.
Das BVerwG lieB offen, ob etwas Anderes gelten kénne, wenn der/die Bundesfinanzminis-
ter_in oder beauftragte Behoérdenmitarbeitende selbst an dem Treffen teilnahmen.

Protokolle des Wissenschaftlichen Beirats unterliegen der Informationspflicht
aufgrund der Verfugungsberechtigung des flr den Beirat zustandigen BMF
und die damit einhergehende Anspruchsverpflichtung.
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Das BVerwG hat in einem Fall aus dem Umweltinformationsrecht entschieden, dass §
9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Umweltinformationsgesetz des Bundes (UIG) nicht jegliche mdg-
liche Beeintrachtigung der Interessen Betroffener gentigen lasst, sondern — getreu dem
Wortlaut — konkrete und tatsachliche Anhaltspunkte flr eine Betroffenheit vorliegen
mussen. Konkret ging es um die Frage, ob das Bundesministerium far Wirtschaft und
Klimaschutz (BMWK) die Namen und dienstlichen Kontaktdaten von Behérdenmitarbei-
tenden nach dem UIG herauszugeben hat. Die Norm lautet wie folgt:

.Soweit durch das Bekanntgeben der Informationen personenbezogene Daten offen-
bart und dadurch Interessen der Betroffenen erheblich beeintrachtigt wirden [...] ist
der Antrag abzulehnen, es sei denn, die Betroffenen haben zugestimmt oder das 6ffent-
liche Interesse an der Bekanntgabe Uberwiegt.” (Hervorhebung durch LfDI)

Zunachst stellte das BVerwG fest, dass der Wortlaut der Norm sich eindeutig im Rahmen
der EU-Umweltinformationsrichtlinie (UIRL) befinde und auch nicht das Grundrecht auf
informationelle Selbstbestimmung verletze. ,Erhebliche Interessenbeeintrachtigung”
erfordert auch nach dem UIG konkrete, tatsachliche Anhaltspunkte. Das allgemeine Ri-
siko, dass die erlangten Namen und Kontaktdaten im Internet veréffentlicht werden,
genuge nicht fur die Annahme einer ,erheblichen Interessenbeeintrachtigung”. In glei-
cher Weise wie in § 5 Abs. 3 und 4 IFG hat der Gesetzgeber den Konflikt zwischen Infor-
mations- und Geheimhaltungsinteresse grundsatzlich zugunsten ersterem entschieden.
Somit kdnnten nur konkrete, tatsachliche Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung des
Privatlebens der Behérdenmitarbeitenden fur ein Uberwiegen der Interessen der Be-
troffenen fihren - soweit nicht das 6ffentliche Interesse Gberwiege. Gleiches gelte fur
E-Mail-Adressen.

Nach Umweltinformationsrecht sind die Namen und dienstlichen Kontakt-
daten von Behérdenmitarbeitern analog zum IFG (vgl. § 5 Abs. 3 und Abs.

4 IFG) zuganglich. Eine Ausnahme hiervon besteht nur, sofern konkrete An-
haltspunkte dafir bestehen, dass das Interesse der Betroffenen erheblich be-
eintrachtigt werden wiurde.
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Auf dem Schreibtisch des Lfl liegen derzeit eine ganze Reihe neuer Vorschriften, die zu
durchdringen und auf ihre Implikationen fir die Behérde abzuklopfen sind. Welcher ge-
setzliche Rahmen wird das Tatigkeitsfeld der Dienststelle kinftig pragen? Bei der Informa-
tionsfreiheit geht es nicht zuletzt um Datenzugang. Diesbeziglich ist das Europaische Recht
derzeit massiv in Bewegung. Der Data Governance Act, seit 24. September 2023 bereits
verbindliches Recht und der zum 11. Januar 2024 in Kraft getretene Data Act betreffen die
Datenbeschaffung sowie das Datenteilen. Beides betrifft ein mit dem bestehenden Kanon
informationsfreiheitsrechtlicher Regeln abzustimmenden Rahmen. Unabhangig von den
Implikationen des reformierten EU-Digital- und Datenrechts ist das legislative Fortkommen
der Digitalisierung der Verwaltung auch auf nationaler Ebene (etwa durch das Onlinezu-
gangsgesetz 2.0) durch die informationsfreiheitsrechtliche Brille hindurch zu betrachten.
Die KlI-Verordnung, deren Text soeben finalisiert wurde und deren Wirksamwerden fur
2026 zu erwarten ist, ist ebenso aus dem Blickwinkel der Informationsfreiheit einzuordnen.
Wenn etwa im Bereich der Justiz oder der Verwaltung Kl eingesetzt wird, um Entscheidun-
gen zu anonymisieren, die dann Gegenstand von LIFG-Anfragen sein kénnen: Handelt es
sich insoweit um den Einsatz von Hochrisiko-KI? Ist der LfDI BW fir die Durchsetzung der
Kl-Verordnung Uberhaupt zustandig? Welche Abstimmungs- und Kooperationsmechanis-
men zu anderen Behérden wird es geben und wie bringt sich die Dienststelle hier ein?

Betrifft ein Teil der Vorgange auf dem Schreibtisch des Lfl also neue Regeln, so geht es auf
der anderen Seite um einen Vergleich bestehender Regeln zur Informationsfreiheit, die im
foderalen System Deutschlands durchaus unterschiedlich sind. Im interféderalen Rechtsver-
gleich punktet Baden-Wurttemberg zwar theoretisch mit dem Argument, ein vergleichswei-
se junges Informationsfreiheitsgesetz zu haben. Das LIFG wirkt in Baden-Wurttemberg seit
2016, also deutlich spater als entsprechende Initiativen in Brandenburg (1998), Schleswig-
Holstein (2000), Nordrhein-Westfalen (2002) oder Rheinland-Pfalz (2009). Ein historisch jun-
ges Gesetz garantiert aber nicht automatisch, dass die Vorschriften auch inhaltlich die mo-
dernsten, also fortschrittlichsten Regelungen enthalten. Leistungsindikatoren sind insoweit
beispielsweise die Ausgestaltung des Anwendungsbereichs sowie der Ausnahmetatbestan-
de oder die mit einer Informationserteilung ggfls. einhergehenden Gebihrentatbestdande.
Vergleicht man vor diesem Hintergrund die verschiedenen Landesinformationsfreiheitsge-
setze, ergibt sich fur Baden-Wurttemberg ein eher ernlchterndes Bild: Andernorts hat es
zwischenzeitlich groBe Entwicklungsschritte gegeben. Die Weiterentwicklung der Infor-
mationsfreiheit zu proaktiv abzubildender Transparenz durch Landestransparenzgesetze
erfolgte in Hamburg bereits 2012, in Rheinland-Pfalz 2015 und zuletzt in Sachsen 2023.
Im Informationsfreiheits-, bzw. Transparenzranking rangiert Baden-Wurttemberg ange-
sichts dessen im hinteren Bereich. Auch bei den bisherigen Schlusslichtern zeichnet sich
aber Bewegung ab: In Niedersachsen ist bspw. ein Transparenzgesetz flir 2024 projektiert.
(https://www.abgeordnetenwatch.de/profile/guido-pott/fragen-antworten/wann-be-
kommt-niedersachsen-endlich-ein-transparenzgesetz-wie-sieht-der-zeitplan-fuer-die-
umsetzung-des)

Angesichts von Blrokratieabbau, Digitalisierung der Verwaltung und aktuellen Angriffen
auf die demokratische Grundordnung ist der Bedarf fur Informationsfreiheit und Trans-
parenz unbestritten gréBer denn je. Informationsfreiheit als zentrales Beteiligungsformat
in der Demokratie und vertrauensstiftendes Moment braucht Struktur und Kapazitaten,
technisch wie personell. Derzeit ist ein guter Zeitpunkt fur die Schaffung und den Ausbau
eines Transparenzportals, naturlich korrespondierend mit einem Transparenzgesetz. Dafur
modchte ich mich als Lfl nachdricklich einsetzen.


https://www.abgeordnetenwatch.de/profile/guido-pott/fragen-antworten/wann-bekommt-niedersachsen-endlich-ein-transparenzgesetz-wie-sieht-der-zeitplan-fuer-die-umsetzung-des
https://www.abgeordnetenwatch.de/profile/guido-pott/fragen-antworten/wann-bekommt-niedersachsen-endlich-ein-transparenzgesetz-wie-sieht-der-zeitplan-fuer-die-umsetzung-des
https://www.abgeordnetenwatch.de/profile/guido-pott/fragen-antworten/wann-bekommt-niedersachsen-endlich-ein-transparenzgesetz-wie-sieht-der-zeitplan-fuer-die-umsetzung-des
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2024 veranstalten wir die 5. IFG Days am 11. und 12. Juni. Wir freuen uns darauf, dass die
von Dr. Stefan Brink ins Leben gerufene Tagung zur Informationsfreiheit sich zum 5. Mal
jahrt. Ganz groBes Kino: Seien Sie gespannt, was wir uns fur Sie Uberlegt haben. Mehr
Infos gibt es in Kiurze hier: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/category/
informationsfreiheit/

Viele Fragen rund um den Zugang zu amtlichen Informationen, die Reichweite von
Schutzgriinden oder auch die Héhe von Kosten sind noch nicht geklart. Deshalb be-
obachten wir die aktuelle Rechtsprechung auf allen Ebenen in Sachen Informations-
freiheit, tauschen uns aus und erarbeiten Handreichungen. Im 1. Quartal 2024 werden
die Praxishandreichungen der IFK zur Einrichtung von Transparenzportalen 6ffentlicher
Stellen und zur Informationsfreiheit by Design veréffentlicht, an denen wir maBgeblich
mitarbeiten.

2024 werden wir zum ersten Mal einen landesweiten Wettbewerb fir Informationsfrei-
heit durchflhren. Pramiert werden die besten und kreativsten Ideen zur Umsetzung der
Informationsfreiheit durch informationspflichtige Stellen in Baden-Wurttermberg. Aus-
schreibung und Kriterien werden derzeit erarbeitet. Die besten Einreichungen werden
durch eine unabhangige Jury gesichtet und ausgewahlt. Feierliche Bekanntgabe und
Preisverleihung erfolgen in den Raumlichkeiten des LfDl in festlichem Rahmen im Herbst
2024. Weitere Infos folgen in Kirze auf unserer Homepage.


https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/category/informationsfreiheit/ 
https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/category/informationsfreiheit/ 
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Das Landesinformationsfreiheitsgesetz (LIFG)
verstehen & anwenden

Informationsireiheit
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Ubersicht

* Grundlagen

* Anwendungsbereich

* Schutz- und Ausschlussgriinde
* Gebilhren und Auslagen

* Bescheid und Rechtsbehelf

* LfDI und Weiterentwicklung
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Was ist Informationsfreiheit?

- Wiirttembery

Amtliche Informationen sind zuganglich
bei 6ffentlichen Stellen und wenn 6ffentliche Aufgaben von
Privaten Glbernommen werden

* Informationen diirfen nur in begriindeten
Fallen nicht herausgeben werden

e Ausdruck des Wandels zu einer offenen,
transparenten Verwaltung

* Informationszugang ist Grundrecht.

¢ Informationen dirfen weiterverwendet
werden

- 3
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Informationsfreiheit fiir Demokratie

- Wiirttembery

Bad«

Informationsfreiheit stiitzt unserer Demokratie

!

Erhort Glaubwiirdigkeit und
Vertrauen in die Verwaltungen

Grundlage demokratischer
Meinungs- und
Willensbildung

Schutz gegen
,,Fake-News”

Schutz vor Korruption

Informationsquelle: ermoglicht
Nutzung und Weiterverwendung

Moglichkeit der aktiven
demokratischen Teilhabe
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Grundsatze und Anwendungsbereich

Baden-Wiintembery

Anwendungsbereich
* Akteneinsicht § 29 LVWVfG, § 25 SGB X, Art. 15 Offentlich-
DSGVO gelten parallel rechtliches
Verwaltungs-
* Spezialregelungen gehen dem LIFG vor, handeln

z. B. Registerrechte, Grundbuchordnung,
Verbraucherinformationsgesetz etc.
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Grundsatze und Anwendungsbereich

Baden-Wiintemberg

Anwendungsbereich

aligemeine Informationen

*Bund: Informationsfreibeitsgeset: (IFG)
*Land: Landesinformationsireiheitsgesetz BW (LIFG)

Umweltinformationen

« Bund: Umweltinformationsgesenz (UIG)
e Land: UVWG

Bild: Sashkin - stock.adobe.com

Verbraucherinformationen

* Bund: Verbraucherinformationsgesetz (VIG)
e Land: AGVIG
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Antragsberechtigung § 3 Nr. 1 LIFG

Alle natirlichen Personen und juristische Personen des Privatrechts

Informationspflichtige Stelle § 3 Nr. 2 LIFG

* Alle offentliche Stellen, soweit sie 6ffentlich-rechtliche
Verwaltungsaufgaben wahrnehmen

* Bereichsausnahmen fiir bestimmte Stellen, z.B. Landtag, Rechnungshof,
Gerichte, Verfassungsschutz, Hochschulen etc. (§ 2 Abs. 2 und 3 LIFG )

Antragsstellung und Verfahrensablauf Q | :_ 3

Amtliche Informationen § 3 Nr. 3 LIFG

alle bei informationspflichtigen Stellen bereits
vorhandenen,

amtlichen Zwecken dienenden Aufzeichnungen,
unabhangig von der Art ihrer Speicherung

z.B. Schriftform;

elektronische,

optische,

akustische Aufzeichnungen
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Antragsstellung und Verfahrensablauf Q

Antrag und Verfahren § 7 LIFG

* Antrag kann formlos gestellt werden — keine
Begriindung notwendig (Abs. 2)

* Teilweiser Zugang moglich (Abs. 4)

* Art des Informationszugangs bestimmt
Antragsteller (Abs. 5)

* Antwort unverziglich oder max. 1 Monat -
Fristverlangerung auf 3 Monate moglich (Abs. 7)

11
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Ausschlussgriinde O

Schutz von besonderen 6ffentlichen Belangen § 4 LIFG (Abs. 1)

* Kein Anspruch, soweit und solange das Bekanntwerden
der Informationen nachteilige Auswirkungen auf das
jeweilige Schutzgut haben kann (Abs. 1)

 Offentliche Belange Abs. 1:

Katalog der Nr. 1 - 11

12
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- Wiirttembery

Schutz von besonderen 6ffentlichen Belangen § 4 LIFG (Abs. 2)

* Geheimhaltungs- und Vertraulichkeitspflichten sowie
Berufs- und besondere Amtsgeheimnisse (Abs. 2):

* durch Rechtsvorschriften (S. 1 Var. 1),

* aufgrund Verschlusssachen-Anweisung (S. 1 Var. 2),

* aufgrund Berufsgeheimnisses (S. 1 Var. 3),

* aufgrund besonderen Amtsgeheimnisses (S. 1 Var. 4)

» gesellschaftsrechtlich begriindete Geheimhaltungs-
und Verschwiegenheitspflichten (S. 2)

» nicht: allgemeine Pflicht zur
Amtsverschwiegenheit!

13
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Schutz der Vertraulichkeit von Beratungen und Entscheidungsprozessen
(§ 4 Abs. 1 Nr. 6 LIFG)

Schutzzweck:

* offene Meinungsbildung- und Austausch

* Effektivitat des Verwaltungshandelns

* \Vertragsverhandlungen ergebnisoffen fiihren

Abgrenzung der Stationen im Beratungsprozes

Vorbereitung / Bera Willlensbildung Beratungsergebnis

tungngegenstand
2.8, Vermerke, 2B. 3bchheSence
2 8 Datensamariung stellungnahmen stellungnabme,
Gutachten Gespriche Beschiusy
Kein geschotzter geschatzter Kein geschutzter

Bereich Bereich Beveich

14
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Schutz von besonderen 6ffentlichen Belangen § 4 LIFG

Priifung:

1. Liegt ein Ausschlussgrundi.S. d. Abs. 1 Nr. 1 bis 11 oder
Abs. 2 vor, der einschlagig ist (enge Auslegung)?

2. Wenn ,ja“ Begriindung der nachteiligen Auswirkung.

3. Dieser Teil der amtlichen Informationen ist unkenntlich
zu machen (§ 7 Abs. 4 Satz 1).

15

Ausschlussgriinde Q

Schutz von personenbezogenen Daten § 5 LIFG

* Art. 4 DS-GVO:. ,,...alle Informationen, die sich auf eine
identifizierte oder identifizierbare natirliche Person
beziehen”

* Einwilligung oder Abwagung (Abs. 1)
Je sensibler die Daten, desto hoher das

Schutzbediirfnis

* Sensible Daten, Einwilligung zwingend (Abs. 2)

16
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Schutz von personenbezogenen Daten § 5 LIFG

Priifung

1. Befinden sich personenbezogene Daten in den amtlichen
Informationen?

2. Hat sich die antragstellende Person mit der
Unkenntlichmachung einverstanden erklart (§ 7 Abs. 1 S.
4 LIFG)?

3. Wenn nicht = Drittbeteiligungsverfahren nach § 8 LIFG,
um eine Einwilligung einzuholen oder Moglichkeit der
Abwagung nach § 5 Abs. 1 LIFG.

17

Ausschlussgriinde Q

Schutz geistigen Eigentums § 6 S. 1 LIFG

e Schutzzweck umfasst Urheber-, Marken-, Patent-,
Gebrauchs- und Geschmacksmusterrecht

» Haufigster Anwendungsfall ist Urheberrecht

z. B. Gutachten, Handbicher -> Dritter ist Urheber
nicht die Behorde

18



Der Landesbeauftragte fir
Datenschutz und

®

Baden-Wirttemberg

Ausschlussgriinde O

Schutz geistigen Eigentums § 6 S. 1 LIFG

Priifung:

1. Handelt es sich um ein geschiitztes Werk, liegt also die
erforderliche Schopfungshéhe vor?

2. Wenn ,ja“ Kollision mit Urheberpersonlichkeits- und/oder
Verwertungsrechten?

3. Dieser Teil der amtlichen Informationen ist unkenntlich zu
machen (§ 7 Abs. 4 Satz 1) oder legitimieren urheberrechtliche
Erlaubnistatbestande den Zugang im Einzelfall?

19

Ausschlussgriinde O

Schutz von Betriebs- / Geschiftsgeheimnissen § 6 S. 2 LIFG

* Definition:
»alle auf ein Unternehmen bezogene Tatsachen,
Umstande und Vorgange, die nicht offenkundig,
sondern nur einem begrenzten Personenkreis
zuganglich sind und an deren Nichtverbreitung der
Rechtstrager ein berechtigtes Interesse hat”
(BVerfGE 115, 205, 230 vom 14. Marz 2006).

* exklusives kaufmannisches oder technisches Wissen

* nachteilige Auswirkung auf Wettbewerbsposition

20
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Ausschlussgriinde O

Schutz von Betriebs- / Geschaftsgeheimnissen § 6 S. 2 LIFG

* Betriebsgeheimnis (technischer Teil):
z. B. Produktionsverfahren, Fertigungsmethoden,
Forschungsprojekte und eingesetzte Software

* Geschaftsgeheimnis (kaufmannischer Teil):
z. B. Preiskalkulationen, Bezugsquellen, Ertragslage,
Kreditwirdigkeit, Geschaftsverbindungen,
Marktstrategien sowie Kundenlisten

21

Ausschlussgriinde O

Schutz von Betriebs- / Geschiftsgeheimnissen § 6 S. 2 LIFG

Priifung:
1. Befinden sich B. u G. in den amtlichen Informationen?
. . . .
2 2. Hat die antragstellende Person sich mit der

Unkenntlichmachung einverstanden erklart (§ 7 Abs. 1 S.
4 LIFG)?

3. Wenn nicht -> Drittbeteiligungsverfahren nach § 8 LIFG,
um eine Einwilligung einzuholen. Hier keine Méglichkeit
flir Abwagung.

22
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Formale Ablehnungsgriinde § 9 Abs. 3 LIFG

Baden-Wirttemberg

* Liegenim Ermessen der Behorde, eng auszulegen
Nr. 1 offensichtlich missbrauchlicher Antrag
Nr. 2 Unbestimmtheit des Antrags
Nr. 3 unverhaltnismaRiger Verwaltungsaufwand
Nr. 4 verfligt bereits Uber dieselben Information

Nr. 5 Beschaffung aus allgemein zuganglichen
Quellen

| Det L beafiragte Sn
' urd
Ausschlussgriinde - Drittbeteiligung Q Jroa oo

Drittbeteiligungsverfahren § 8 LIFG, wenn Rechte Dritter betroffen

An den Antragstellenden:
* Verlangerungen Beantwortungsfrist
* Datenweitergabe? Begriindung?
An den Dritten:
» ggfs. Begriindung des Antragstellenden, Abwagung bzw.
Einschatzung der Stelle, Antwortfrist: 1 Monat
* Einwilligung? (keine Antwort => Ablehnung)
Nach der Auswertung der Antwort:
* Bekanntgabe der Entscheidung an Dritte
* Rechtsschutz: Widerspruch, Anfechtungs—/ Unterlassungsklage

Muster sind im Ratgeber: Informationsfreiheit — Rechtsgrundlagen
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Gebiihren und Auslagen

Gebiihren und Auslagen § 10 LIFG
* Kosten: Gebiihren und Auslagen
* angegebene Kosten missen konkret sein, Obergrenze bindend

* Kosten liber 200 €? Antragstellende Person muss informiert
werden (Abs. 2)

* Gebuhrenerleichterungen sind moglich (Griinden der Billigkeit
oder aus offentlichem Interesse)

* Veroffentlichungen nach § 11 LIFG sind kostenfrei

@ * Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit und Abschreckungsverbot

| Det Landesbaafiragte Sn
' urd
Gebuhren und Auslagen Q Jroa oo

Gebiihren und Auslagen § 10 LIFG

((CCo

* Grenzen bei Stellen des Landes (Abs. 3)
einfache Anfragen kostenfrei, Deckelung max. 500 €:
Geblhrenordnung Ministerium fiir Soziales

* Erteilung einer einfachen Auskunft/ Zurverfigungstellung:
gebihrenfrei
»Einfach sind solche Fdlle, bei denen die Gewdhrung des
Informationszugangs der Auskunft gebenden Stelle anhand ihr
unmittelbar zugdnglicher Informationsquellen méglich ist, ohne dass
dabei eine Auswertung von Archivgut, eine behérdeninterne
Abstimmung oder eine besondere rechtliche Wertung erforderlich ist.”

* Erteilung, Zurverfiigungstellung oder Akteneinsicht:

§ zwischen 15 und 500 Euro

(({(



Datenschutz und

®

Baden-Wirttemberg

Bescheid: Ablehnung der Herausgabe O <roe

Verbescheidung § 9 Abs. 1 LIFG
* (Teil-)Ablehnung ist Verwaltungsakt
* LVwWVI{G findet Anwendung:
Konkrete Begriindung erforderlich
Rechtsbehelfsbelehrung erforderlich (ggf. mit
Hinweis auf den LfDI)

* Hinweis Wegfall Schutzgriinde § 9 Abs. 2 LIFG

o @ * Verwaltungsrechtsweg eroffnet
a
‘/ * Achtung: kein Bescheid bei Nichtvorhandensein von
' Informationen oder Unzustandigkeit
aber: Hinweis an Antragstellende!
Det Landesbaafiragte S
' urd
Bescheid: Ablehnung der Herausgabe : g sbpearivod

Bescheid enthélt:

* Briefkopf I = | Eoseuiee
* Entscheidung (,,Tenor”) = A
| m—1

* Begrindung: —
* Sachverhaltsdarstellung Bi: BillonPhotos.om - stackadob,com
* Rechtliche Erwagungen
* Zugang zu spaterem Zeitpunkt
* Begrindung Kostenentscheidung
* Rechtsbehelfsbelehrung:
* Rechtsweg Dabei
* (Moglichkeit Anrufung LfDI)
* Schluss

v' verstandlich formulieren
v" rechtlich korrekt

v" Verwaltungsgrundsatze
beachten

Der Landesbeauftragte fir
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‘ Des Landesbeaafiragte Kin

Priifungsschema Baden-Wiirtemberp

= Anwendungsbereich §§ 1- 3 LIFG

e Antragsberechtigung
¢ Informationspflichtige Stelle
¢ Vorhandene amtliche Information

e Ausschlussgriinde 8§84 -6, 9 Abs. 3 LIFG

e Schutz besonderer 6ffentlicher Belange

¢ Schutz personenbezogener Daten

e Schutz geistiges Eigentums sowie Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse
¢ Formale Ablehnungsgriinde

Beteiligungsverfahren § 8 LIFG

-

e Entscheidung § 9 Abs. 1, 2 LIFG

e Verbescheidung

I_ Kosten § 10 LIFG
29
Det Landesbeaafiragte Kin
Daterschutz und
Hilfestellungen und Kontakt Baden-Wiirtemberp

* Praxis-Ratgeber
* Handreichungen , Informationsfreiheit Aktuell”

* Newsletter, App und Mastodon

» Tatigkeitsberichte

Landesbeauftragter fiir Datenschutz und
Informationsfreiheit Tobias Keber

Individuelle Beratung
erhalten Sie bei uns unter:
poststelle@Ifdi.bwl.de
oder telefonisch unter
0711/615541-0

=)
v

Fr
L i

I
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in der Bundesrepublik

Erstes
Informationsfreiheitsgesetz in
Brandenburg (1998)

Bund seit 2006
Baden-Wirttemberg seit 2016

Sehr groRe Unterschiede bei
der Informationsfreiheit
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’ Det Landesbaafiragte S

Baden-Wirttemberg

e und

Baden-Wiintembery

Transparenzranking 2021

Quelle: aktuelles Transparenzranking: www.transparenzranking.de

in Baden-Wiirttemberg

Ausweitung des Anwendungsbereichs

Informationen werden an einem Ort
bereitgestellt (Host: Land)

Zusammenfihrung des UVwGs und des
LIFGs

Deutliche Straffung der Schutzgriinde

Verbesserungen und Klarstellungen bei
der Antragstellung
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Vorschiag flr ein

Transparenzgesetz
Baden-Warttemberg
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Noch mehr Interessantes

auf unserem Peertube-Kanal

KI Woche Riickblick Informationsfreiheit
2023 IFG-Days und Birgerrechte
UMSERE FREIMEITEN
S

m'é«vrh:,:;m

LfDI Tobias Keber bei der Eréffnung, Vortrage, Workshops und Gesprach mit Staatsratin fur
viele Vortrage sind bereits online Podiumsdiskussionen auf dem Jahr 2022 Zivilgesellschaft und Burgerbeteiligung

Barbara Bosch

aus unserer Podcast-Reihe:
* Amtliche Informationen gehoren der Birgerschaft (Folge 17)
* EntschlieBungen der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten
und Transparenzportale (Folge 32)
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Nutzliche Links

Baden-Wiirnttemberg

Homepage LfDI — Informationsfreiheit:
Newsletter-Anmeldung, Mastodon-Account (News) und Peertube-Kanal (Videos)

Informationsfreiheit — Rechtsgrundlagen: Gesetz, Begriindung und Praxisratgeber
Informationsfreiheit - Haufig gestellte Fragen

Informationsfreiheit aktuell:

*  Musterbescheid fiir Offentliche Stellen

*  Wege zum Informationszugang — Handreichung (LIFG, UVWG,..)
e Zugang zu den Corona-Fallzahlen bei 6ffentlichen Stellen

¢ Antragstellung nach dem LIFG (Checkliste)

3. Tatigkeitsbericht 2020/2021
2. Titigkeitsbericht 2018/2019

1. Tatigkeitsbericht 2016/2017

Unser Podcast: Amtliche Informationen gehéren der Blirgerschaft (Folge 17)

Unsere Schulungen beim BIDIB: zum Beispiel kostenlose Grundlagenschulung zum LIFG (besprochene
Prasentationen zum Anschauen/Anharen)

Weitere Links:
* FragDenStaat: Leitfaden fiir Behérden und Transparenzranking
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Anlage 2 zur Landtags-Drucksache 17/6300

EntschlieBung der 45. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in
Deutschland am 07.11.2023 in Bonn

Moderne Transparenzgesetze bundesweit — fiir eine lebendige Demokratie!

Die Informationsfreiheitsgesetze sind ein wichtiges Instrument, um die Akzeptanz der
Demokratie zu beférdern. Sie erméglichen durch einen allgemeinen und

voraussetzungslosen Zugang zu Informationen Beteiligung und Kontrolle.

Betrachtet man die existierenden Regelungen Uber den Zugang zu amtlichen Informationen,

so gibt es in Deutschland derzeit eine ,Drei-Klassen-Gesellschaft:

In einigen Bundeslandern gibt es Transparenzgesetze mit proaktiven
Veroffentlichungspflichten auf staatlichen Transparenzplattformen. In einigen Landern und im
Bund gibt es Informationsfreiheitsgesetze, die den Informationszugang nur auf Antrag
gewahren. In Bayern und Niedersachsen gibt es nach wie vor kein voraussetzungsloses

Recht auf Zugang zu amtlichen Informationen.

Moderne Transparenzgesetze zeichnen sich im Kern dadurch aus, dass sie die proaktive
Informationsbereitstellung in Transparenzportalen durch o6ffentliche Stellen der Bundes-,

Landes sowie der kommunalen Ebene gewahrleisten.

Daruber hinaus sollten bei der Ausgestaltung moderner Transparenzgesetze weitere wichtige

Gesichtspunkte einbezogen werden:

e die Zusammenlegung von IFG und UIG,

e den Verzicht auf Bereichsausnahmen,

¢ die Mdglichkeit einer niedrigschwelligen Antragstellung,

¢ die Pflicht zur Abwagung mit dem o&ffentlichen Interesse an der Bekanntgabe von
Informationen bei bestehenden Geheimhaltungsinteressen und

¢ Reduzierung und Harmonisierung der Ausschlussgriinde

Die IFK fordert die Bundes- und Landesgesetzgeber dazu auf, mit modernen
Transparenzgesetzen das Recht auf Informationszugang deutschlandweit auf ein einheitlich
hohes Niveau zu bringen und die Informationsfreiheits- und Transparenzbeauftragten des

Bundes und der Lander mit den erforderlichen Kompetenzen auszustatten.
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EntschlieBung der 45. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland
am 07.11.2023 in Bonn

Kiinstliche Intelligenz (KI) verantwortungsvoll fiir die Informationsbereitstellung nut-

zen!

Kunstliche Intelligenz (KI) kann bei der Umsetzung der Informationsfreiheit helfen. Die schnelle
und fristwahrende Umsetzung der gesetzlich vorgeschriebenen Transparenz von Behdrden-
handeln scheitert immer wieder am Aufwand bei der Sichtung der vorhandenen Informationen

und deren Bewertung durch die informationspflichtige Stelle.

Kl ist auf dem digitalen Vormarsch und wird vermehrt im Alltag eingesetzt. Durch ihren Einsatz
kdénnen organisatorische Ablaufe optimiert und Arbeitsschritte automatisiert werden. Auch fir
die Informationsfreiheit kann das Potenzial von Kl genutzt werden, um die Bereitstellung von
amtlichen Informationen zu vereinfachen und damit zu férdern. Es werden bereits Prototypen
von Kl-Tools genutzt, die bspw. durch Zusammenfassungsfunktionen oder Flie3textgenerie-
rung die Arbeit der Verwaltungsmitarbeitenden unterstiitzen. Im Justizbereich gibt es u. a.
auch Projekte, bei denen zum Beispiel gerichtliche Entscheidungen mithilfe von Kl-basierten

Schwarzungstools verdéffentlicht werden kénnen.

Was beim Einsatz von Kl aber immer beachtet werden muss: Kl ist ein ,Werkzeug*, das fir
den optimalen Einsatz durch den Menschen korrekt angelernt und Gberwacht werden muss,
um amtliche Informationen zu sondieren und Fehler bei deren Einschatzung zu vermeiden.
Beim Einsatz von Kl durch &ffentliche Stellen muss deshalb gewahrleistet sein, dass die ein-
gesetzten Verfahren durch ausreichende Transparenz und durch technisch-organisatorische
Gestaltung Uberpriifbar und beherrschbar sind. Gesetzliche Bestimmungen und ethische
Grundsatze sind dabei zu beriicksichtigen. Dazu gehdéren auch der Personlichkeitsrechts-

schutz und die datenschutzrechtlichen Vorgaben.

So kdnnen perspektivisch in wenigen Schritten beantragte Informationen bereitgestellt wer-
den. Ebenso kann auch die proaktive Veréffentlichung im Rahmen der Transparenzportale
erleichtert werden. Die abschlieRende Entscheidung muss jedoch zwingend durch den Men-
schen erfolgen. Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK) sieht
die Kl unter Beachtung der o. g. Grundséatze im Informationsfreiheitsbereich als ein effektives

Instrument zur schnellen Informationsbereitstellung an.
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EntschlieBung der 44. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland
vom 14. Juni 2023 in Berlin

Die Demokratie braucht starke Medien — Bundespressegesetz jetzt einfiihren!

Der Bund verfligt im Gegensatz zu den Landern nicht Uber ein Pressegesetz. Bis zum Jahr
2013 hat sich die Presse fir ihren Auskunftsanspruch auch gegenuiiber Bundesbehdrden auf
die Pressegesetze der Lander berufen. 2013 hat das Bundesverwaltungsgericht jedoch ent-
schieden, dass dies unzulassig sei. Vielmehr ergebe sich der presserechtliche Auskunftsan-
spruch gegeniber Bundesbehdrden unmittelbar aus dem Recht auf Pressefreiheit aus dem
Grundgesetz. Es sei Sache des Bundesgesetzgebers, einen Informationszugang zu regeln
(Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 20. Februar 2013, Az.: 6 A 2.12), der jedenfalls nicht
hinter den landespresserechtlichen Anspriichen zurlickbleiben darf (Bundesverwaltungsge-
richt, Urteil vom 8. Juli 2021, Az.: 6 A 10.20).

Auch zehn Jahre nach der Entscheidung fehlt eine konkrete Ausgestaltung und damit die
Rechtssicherheit, ob und wie Bundesbehdrden der Presse Auskunft zu gewahren haben. Der
alleinige Rickgriff auf das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes wird der von Verfassungs
wegen gebotenen besonderen Stellung der Medien nicht gerecht. Die Regierungsparteien ha-
ben sich in ihrem Koalitionsvertrag darauf verstandigt, diese Liicke zu schlief3en. Ein konkreter

Gesetzentwurf fiir ein Bundespressegesetz steht aber nach wie vor aus.

Eine starke Presse ist fur eine lebendige Demokratie existenziell. Dazu ist sie auf einen ra-

schen und umfassenden Informationszugang angewiesen.

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland fordert den Bundesge-
setzgeber auf, zeitnah ein effizientes Bundespressegesetz zu schaffen, das der herausragen-
den Rolle der Presse und den Erfordernissen einer modernen Medienlandschaft Rechnung

tragt.
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EntschlieBung der 45. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in
Deutschland am 07.11.2023 in Bonn

25 Jahre Arhus-Konvention — Veréffentlichungsanspruch muss ins Gesetz!

Nach 25 Jahren Arhus-Konvention ist die so wichtige proaktive Veroffentlichung von
Umweltinformationen in Deutschland immer noch abhangig vom Transparenzwillen

der Behorden. Das muss sich andern.

Mit der Arhus-Konvention wurden 1998 erstmals internationale Mindeststandards fir
den Zugang zu Umweltinformationen vélkerrechtlich verankert. Das Ubereinkommen
fult auf der Erkenntnis, ,daR jeder Mensch (...) die Pflicht hat, die Umwelt zum
Wohle gegenwartiger und kiinftiger Generationen zu schiitzen und zu verbessern*
und ,,zur Wahrnehmung dieser Pflicht Zugang zu Informationen, ein Recht auf Beteili-
gung an Entscheidungsverfahren und Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenhei-

ten haben® muss.

Die Bestimmungen der Konvention fanden durch die EU-Umweltrichtlinie aus dem
Jahr 2003 Eingang ins Gemeinschaftsrecht und im Folgenden ins nationale Recht.
So sehen die Umweltinformationsgesetze in Deutschland vor, dass Behérden Um-
weltinformationen proaktiv und nicht nur auf Antrag Einzelner veréffentlichen mis-
sen. Allerdings stellt diese Pflicht zur ,Unterrichtung der Offentlichkeit in den aller-
meisten Landern und auf Bundesebene keinen selbstandigen, einklagbaren An-

spruch fir jedermann dar.

Bei VerstdRen gegen die Pflicht fehlt somit die Mdglichkeit zur Durchsetzung: Die
Nichtbeachtung ist nach aktueller Gesetzeslage nicht gerichtlich Gberprifbar und die
blofRe Veroffentlichungspflicht droht zu verpuffen. Nur in den Transparenzgesetzen
von Hamburg, Bremen und Rheinland-Pfalz besteht bislang — in gewissem Male —

ein subjektives Recht auf Veroffentlichung.

Um die Burgerinnen und Birger bei der Wahrnehmung ihres Rechts auf Zugang zu
Umweltinformationen — ganz im Geiste der Arhus-Konvention — zu starken, ist eine
Novellierung des Umweltinformationszugangsrechts nétig. Die IFK fordert die bisher
untatigen Gesetzgeber dazu auf, die Verpflichtung zur Unterrichtung der Offentlich-

keit zu modernisieren und als selbstandigen Anspruch zu formulieren.

Der Landesbeauftragte fir
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EntschlieBung der 42. Konferenz der
Informationsfreiheitsbeauftragten
in Deutschland vom 30. Juni 2022 in Kiel

SMS in die Akte: Behordliche Kommunikation unterliegt
umfassend den Regeln der Informationsfreiheit!

Behordliche Kommunikation erfolgt nicht mehr nur in Papierform oder per E-Mail. Viele
Behorden nutzen vermehrt Kommunikationsformen wie Kurznachrichtendienste, Messenger-
Dienste, soziale Medien, aber auch SMS. Auch diese Behdérdenkommunikation kann eine
amtliche Information sein.

In seinem Urteil vom 28. Oktober 2021, Az. 10 C 3.20, ist das Bundesverwaltungsgericht davon
ausgegangen, dass eine nichtoffentliche Twitter-Direktnachricht durchaus eine amtliche
Information im Sinne des Informationsfreiheitsgesetzes sein kann. Jedoch misse die
Aufzeichnung der Information amtlichen Zwecken dienen, also ,Aktenrelevanz” haben. Diese
Voraussetzung hat das Gericht im konkreten Einzelfall aufgrund des ,bagatellartigen Charakters”
als nicht erflllt angesehen.

Grundsétzlich gilt, dass alle wesentlichen Vorgange, die ersichtlich fiir eine Entscheidung von
Bedeutung sein kdnnen, zu den Akten zu nehmen sind. Das gilt insbesondere fir jegliche
verkorperte Kommunikation zwischen Regierungsmitgliedern, kann aber auch weitere
Behordenvertreterinnen und -vertreter betreffen, die die oben genannten Kommunikations-
formen nutzen. Vor diesem Hintergrund kritisiert die Konferenz der Informations-
freiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK), dass gerade in diesem Bereich eine ordnungsgemafie
Dokumentation oftmals nicht erfolgt und so im Ergebnis relevante Informationen Uber das
Regierungs- und Verwaltungshandeln dem Informationszugang entzogen werden.

Der Staat muss bei der Nutzung von Kommunikationsmedien stets seine Dokumentations- und
Informationspflichten erfillen. Die IFK fordert daher die Verwaltungen in Bund und Landern auf,
jegliche relevante behérdliche Kommunikation' lber Kurznachrichtendienste, Messenger-
Dienste, soziale Medien und SMS, insbesondere von Mitgliedern der Regierung, zu
dokumentieren, um den Informationszugang zu garantieren.

1 Hinweise zur datenschutzgerechten Gestaltung der Kommunikation von &ffentlichen und nichtéffentlichen Stellen Gber
soziale Medien lassen sich den Veréffentlichungen der Konferenz der unabhéngigen Datenschutzaufsichtsbehorden des
Bundes und der Lander (DSK) entnehmen, u. a.:

Beschluss ,Technische Datenschutzanforderungen an Messenger-Dienste im Krankenhausbereich” vom 29. April 2021,
https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/st/20210429 DSK Stellungnahme Messengerdienste Krankenhausbe
reich.pdf;

Kurzgutachten zur datenschutzrechtlichen Konformitat des Betriebs von Facebook-Fanpages, 18. Marz 2022,
https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/weitere dokumente/DSK Kurzgutachten Facebook-

Fanpages V1 18.03.2022.pdf;

Beschluss,Zur Task Force Facebook-Fanpages” vom 23. Mérz 2022,
https://datenschutzkonferenz-online.de/media/dskb/DSK Beschluss Facebook Fanpages.pdf;

FAQ zu Facebook-Fanpages, 22. Juni 2022,

https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/oh/20220622 oh 10 FAQ Facebook Fanpages.pdf.
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EntschlieBung der 42. Konferenz der
Informationsfreiheitsbeauftragten
in Deutschland vom 30. Juni 2022 in Kiel

Keine Umgehung der Informationsfreiheit durch Errichtung
von Stiftungen biirgerlichen Rechts!

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK) stellt fest, dass sich das
Informationsfreiheitsrecht gegeniber Stiftungen, die 6ffentliche Aufgaben wahrnehmen, nicht
nach deren Organisationsform richten darf. Entscheidend ist die Natur der wahrgenommenen
Aufgabe. Nehmen Stiftungen éffentliche Aufgaben wahr, hat die Offentlichkeit einen Anspruch
auf entsprechende Informationen - und zwar unabhéangig davon, ob es sich um eine Stiftung
offentlichen oder biirgerlichen Rechts handelt.

Anlass dieser Feststellung ist der Umgang mit dem Zugang zu Informationen Uber die ,Stiftung
Klima- und Umweltschutz MV”. Die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern hatte diese vor
Beginn des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine mit dem erklarten Ziel gegriindet,
MaBnahmen des Umwelt- und Klimaschutzes durchzufiihren und zu férdern. Im Rahmen der
Stiftungsgriindung machte die Landesregierung deutlich, dass ein weiteres Ziel der Stiftung sei,
die Erdgaspipeline Nord Stream 2 fertigzustellen. Abgesehen von der teilweisen 6ffentlichen
Finanzierung hatte das Land auch Einfluss auf die personelle Besetzung der Stiftungsgremien.
Dass es sich hier um die Wahrnehmung 6ffentlicher Aufgaben handelt, ist offenkundig.

Die Landesregierung und die Stiftung verweigern der Offentlichkeit den vollstindigen Zugang
zu angefragten Informationen. Im Wesentlichen argumentieren sie damit, dass Stiftungen
birgerlichen Rechts der Informationsfreiheit entzogen seien. Demgegeniber hat das Land-
gericht Schwerin in einem presserechtlichen Verfahren (Urteil vom 8. April 2022, Az. 3 O 65/22)
entschieden, dass die mit 6ffentlichen Mitteln finanzierte Landesstiftung offentliche Zwecke
verfolgt und ein beherrschender Einfluss der Landesregierung besteht. Somit sei diese private
Stiftung genauso wie eine Behérde verpflichtet, den Medien gegeniiber Auskiinfte zu erteilen.

Die IFK bekraftigt, dass auch nach allgemeinem Informationszugangsrecht die Transparenz im
Falle der Wahrnehmung offentlicher Aufgaben durch Stiftungen des birgerlichen Rechts
gewabhrleistet sein muss und nicht durch gesetzliche Bereichsausnahmen ausgeschlossen
werden darf.
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EntschlieBung
zwischen der 42. und der 43. Konferenz der
Informationsfreiheitsbeauftragten
in Deutschland vom 26. Oktober 2022

Niedersachsen: Die Zeit fiir ein Transparenzgesetz ist gekommen!

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK) fordert die an den
Koalitionsverhandlungen Beteiligten in Niedersachsen auf, den Erlass eines Transparenzge-

setzes in den Koalitionsvertrag aufzunehmen.

Der Bund und die Lander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hes-
sen, Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thiringen verfligen jeweils Gber ein Transparenz-
oder Informationsfreiheitsgesetz. Diese Gesetze gewahren einen grundsatzlichen Anspruch
auf Zugang zu Informationen 6ffentlicher Stellen, ohne dass ein berechtigtes Interesse darge-
legt werden muss. Moderne Gesetze sehen zudem die Verpflichtung 6ffentlicher Stellen vor,
Informationen proaktiv und antragsunabhangig bereitzustellen. Unabhangige Informationsfrei-
heitsbeauftragte kontrollieren die Einhaltung der Vorschriften. Niedersachsen bleibt bisher hin-

ter dem bundesweiten Standard zurilick, da es dort an einem solchen Gesetz fehlt.

Eigentlich hatte dieser Zustand schon langst beseitigt sein sollen. Im Jahr 2017 hatte die da-
malige Landesregierung die Einfiihrung eines Transparenzgesetzes geplant. Nach dem Re-
gierungswechsel geriet das Projekt jedoch ins Stocken. Die Regelungen der anderen Lander
sollten zunachst evaluiert werden. Aus Bund und Landern liegen inzwischen Evaluierungen
vor, die zu dem einhelligen Ergebnis kommen, dass sich die Transparenz- bzw. Informations-

freiheitsgesetze bewahrt haben. Es besteht daher kein Grund, langer zu warten.

Offentliche Stellen in Niedersachsen miissen vergleichbaren Transparenzpflichten unterliegen
wie die 6ffentlichen Stellen anderer Lander und des Bundes. Nur wer gut informiert ist, kann
fundiert mitreden und sich beteiligen. Die IFK fordert daher alle in Niedersachsen politisch
Verantwortlichen auf, diesen Schritt hin zu einer offeneren Verwaltung mit mehr Partizipations-

rechten der Blirgerinnen und Blrger zu vollziehen.



Der Landesbeauftragte fir
h d

®

Informa sfreiheit
Baden-Wirttemberg

7.3. Vorschlag Transparenzgesetz
Anlage 3 zur Landtags-Drucksache 17/6300

Vorschlag fiir ein

Transparenzgesetz
Baden-Wiirttemberg

3. IFG Days 2022, Freiburg im Breisgau

®
S

il D Lanchestpautiagie e
I '\-.FI Dt hoky wng
] Buser VT




it

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

Informationsfreihe

®

‘uadue[ag uad

-IpINMZINYDS USPUIZIIMIaQn USPUIYalsUa3adiua ur
INU U9ZUa10 3IY[ Uapuy oIS "‘SunijemIsp I9p URpueH
Sep 1y USUI[IIDT PUIs }I9YUagQ pun zualedsuel], (€)

"U9pIam 1zINuas Yeyds[[asan pun

Jee}S UayDSIMz 30[el  U(eISIp UdUIL INJ SI9UISIU] SOp
UIYDI[SOW 21p 21m0s 18nagadioa uondniioy pun
1195S9q19A I931Ng pun UsaUULIZINg d1p YoInp supp
-UeH USI[IeLIS 9[[0IIUO0Y 1P 1YQUIa usdunpiaydsiuyg
uayosiijod uoa 11eNIeqURIZ[[OAYDEN 3P ‘11apiojes oq
-eY[I9], ydsHeIYOWAp pun Sunpiqsua[im pun -sgunu
-ISIN 9UDSIIBIYOWSP 1P US[OS ISIOM 3S3Ip Jny  (2)

"UWI9G0I319A Nz JuniemIap I9p IAYUIPO pun
zuaredsuel], 9Ip JIWEP WN ‘UIYEMIS NZ USUOTIBWLIOJUL
-J[oMW ) NZ PUN UUOTIEWLIOJU] UatPIjIuIe nz 3uesny
USI9IJUIISOY UIP ‘S3 IS $9Z39S9D) SISAIP Yoamz, ()

$9Z)9S90) SIp YoaMZ 1§

Ul SUNWIWI)S9g SUIWIS[[Y
LIoL




eit

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und

Informationsfreih

Baden-Wirttemberg

-e1ds3unifemIsA UING I9UId SUNIIPIQ 1P M 1gIS
-98ue osuaqp 21yda1s3uedny 19sa1p Sunqnsny 2YdeJuTe
1SUDI[SQW 9UI8 91MOS UUOTIRULIOJU] Uap Nz uedny
I9UDsel pun I9pUIsSSeJuN 1SYDI[SQW Ul paim s (z)

"puIs 1eqUDIS[3I9A pun 1yexa

‘puels Ued1IeMU393 WP JNe UUONBWIOIU] USI[[21S
-9guawiwIesnz 31s INJ I9po UsUYI UOA J[[e SSeP ‘UIY
Jnerep unIm us[s uadnyorgdsuonewojur a1q (1)

yo1jdsuonyewrioju] 19p Suejuin €§

"UWIWINISIq YOI[ONIpsne SUBIIOA

UISIIP IS 1TOMOS “TOA INU $9Z19$90) $ISIATP UFUNWUWINS
-9g UQp 1S UaY3 ‘UR3I 1YDISUISUIPY UOA JunIyem
-90 3Ip I9PpO SUNIIULIA]() AP ‘SUN[IDIIASPUNYSNY

31p ‘UsuonewIoju] Nz Juednyz Usap 9719590 1OMOS (9)

“UQUONRWILIOJU] 19$9Ip unzInN pun SUNpPUIMISAIDIIIM
1P JNe yone ydIs P21ISI9 YonIdsuy 19 'UIZUB[I9A NZ
[e110dzuaredsueI], Wap Jne ST UagaLIyIsaI0A Yd1[219s98
1YRIIdsSUNYIIIUSPOIIA UIS AP INJ ‘UIUOTIBWLIOJU] T3P

SUNYPIPUAPOISA pun Jun[1s11319g 1P 12z19pal 1oy
Sep 1ssejun HIaYIa1jSUOIBWLIOJU] Jne Yonudsuy 1og  (S)

“UR([MYI3 Nz YII[3ow

9IM PUISSBIWN OS PUN YDI[SNZISAUN IST 19 ‘UIPIIM 1YDI|
SJIIMISA US([21S UadnydIjjdsuonieuriojur 1aqnuagasd
dunyeisdenuy yodinp yone sfe sjeriodzuaredsuel], sap
dunzinN yoinp [yomos uuey yonidsuesiyooy 1o (¥)

‘purs 198e11S1Yd2IpUNID
TS JI9MOS ‘NZ $IYIY UYPI[IUQ SIP UUO0SIDJ UdYIST
-sun( 9a1MOS “WI0JSIYIY I2IYr uoa Jidueyqeun ‘usdung
-TUIRI9AURUOSIDJ US[[e yone 1ya3s yonidsuy 19sa1q  (€)

"“uapIam 1397281ep 1YdIU
SSNW 9559193U] $9181312319q 18P0 SIYDI[IYdxI ulg ()

"U9pIom udeyasd

-}1912q 1S INJ AP IOPO UIFAIOA IYI P USUOTIBUWLIOJU]
J[[21S IaUId 19q purs yd1jduednyz 1ya1suadadiua 713590
UI3 9SIOMSWIYBUSTIE JYDIU WP HIMOS ‘pUIs dI[Suednz
A[21S U28NYDIJdSUOIBUWLIOUT IQUI 1P ‘UUONIBUWLIO]
-u] uaqre nz duednz jne yonidsuy 1ey uosiad apa[ (r)

JdYI2Ijsuorjeuriojuy jne yonidsuy z§




eit

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und

Informationsfreih

Baden-Wirttemberg

W) 1P UI UJJOIS UOA Ua8UNZIISIL, 2811SUOS pun
U98UNIIB[qY ‘USUOISSTUI] S1MOS 1V I9[[e [[BJqV
‘un[yens pun wireT ‘A18I9UT ‘QJJ0IS M UIoe] (q

UQWISTUR3IO UaSNSUOS PUN URISL] ‘UIYISUIWN
UOA J19Yypunsan pun ungadwnsuago a1p Jne s[ap
-UBMEBWITY SOp USUNYIIMSNY pun Sueju() ‘4Iy Jaqn
UQUOIBWIOJU] YINE 2I9PUOSIGSUI ‘U[IIPULISIg
UQSIIP UIYISTMZ UISUNNITM[ISTI TP TMOS ‘UIW
-STUR31Q) I191I9PULIA YISIUYIIUIS YII[SJRI[YISUTD
‘Q[191pURISAE IYI PUN J[BJ[TAUDILY 1P ‘UGS
-SQIO PUN -UISTY ‘UINGI3IYONS YOI[SFRI[YOSUTID
QWINEISUIGT SYDIINIBU PUN JJRYISPURT ‘UIPOY ‘IS
-SBM TWNENRAM ‘21eqdSowy PYNn[WNeIuauu] SAISNY
-UI ‘YN 9IM US[I2IPURISIQIPMUI() UOA pUuBIshZ uap (e
I9qn ulje( 9[e pUIs UsuonjeULIojUN oMU (£)

UGUNUYDIOZINY UIPUIUIIP UINIIMZ
UQUDI[ISURIP 3[[€ PUIS USUOI}BWLIOJU] YDIIWY  (2)

"s198BI}SUOTIEULIOJU] SaP 11V I9p uoa didueyqeun
‘USUONBULIOJUN[oMUI) PUN USUOIIBULIOJU] SYDI[IUIE

pUTS $9719S90) SISIATP QUUIS W UduonewIojuy ()

uaSunwwn}saqsysag S §

“USWIYoUIYEM
SunifeMISA USUDIIUSJO I9p Uaqedny aIs 1I9MOS ‘INU

USPIQURQSSUNYILIIS[[0ATRIIS PUN -s3UNZ[0JIAJRINS TP

9IMOS U)[BISUBUNJPUNY USYDI[IYISI-YDIIUSHO 3P
‘9)YDLI9D 31p ‘Selpue] Uap InJ I8 239590 sasalg  (z)

“UsWIYRUIYeM Uaqedjnes3unijemIan
QUDIIYDRI-YDIIUIQ 1S ITIMOS ‘UI[[21S UIUULUIZIOA
I9p uadunsIulaiap I[[e InJ Yora[dnz 313 sg (Us[[a3s a3
-nyoIgdsuorjeuLIoful) uaqnsne 119y 313e1ssunijemIap
w10 IYdI[3yda1iealid 19po ISUDI[IYII-YDII[IULQ Ul
1S JTOMOS ‘SIYIY UYDI[IUSPO SOP UdUO0SIdJ UIYDISIISLI
-n[ USpPUAYISIAIUN SIPUET SIP IYDISINY I3p UIZ1ISUOS
9Ip 91MOS dPURGI2AIPUIDWDD) 3P PUN USPUIRWDD) 1P
‘SOpUET SAP UIPIQYg 1P INJ IS 739590 sasa1q (1)

ud[[a3s 3dnydIpgdsuoryewriojur
‘YoraragsSunpuamuy ¥ §

"UUOTIRULIOJU] NZ SUNIYBM3
-s3uednyz pun SunIarsTRWNISAS ‘FunsselIq I9p 199 SIX




Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

I9PO UYR3S J[omul) I9p W Jueyuaw

-wresnyz Wi a1p 18uLIqie Uuadunisia[isual( 19po

JWWITuIyem SunijemIsp USUDIIUJJO I9p uaqed
-JNV 1Yd2IsapueT I9po -sapung UOA punigjnealp 1

‘SIUYDRIIBALL] SIP UOSIad aYISNISLIN| I9po aYDI[INIeu Ul
Uone $9219S90) SISAIP dUUIS WIT 9pIQYg ST UDUOIIBULIO]
-unpEmuw nz uednyz uap In, ‘9pinm usdenniaqn usqed
-Jny I9YDIIUdYQ Sun(njig Ip U0sIad I9SaAAp Iapo JUIP
-9q U2qe3Iny UaydI[IUaQ 131yl Sun[[njid INZ U0sIad
I9S3IP YIS 9pIQUIg UL JI9MOS ‘SIYIAIIBALI] SIP UOSID]
YOSNISUIN{ I9PO SYDIINIBU SUTS YONE $3713$95) SISAP
QUUIS W 9pIQUag ISI USUOTBWLIOU] UayDdIiuie nz Sued
-N7Z UIp INJ 'S9219593SUIYBJIOASSUNI[BMIDASIPUET]

SOP 7 'SqQV I § S9p UUIS WI 9[[91S 9pal IsT 9pIQyag

U911V UOA }[BYIY I9p pUn pueisaqiio] Jap pun
USWNEISUIGIT UOA PUBISNZ ISP ‘USISL, UOA SUn]
-[eH 91Yd919831e WalapUe Iaun ‘S9ZINyYdsIaL], sap

98uelag aydI3a( pun 9139[91TWSUIGIT ISP UOLIeU
-TWeIuoy 3Ip Yone 110Yas NZISIY ‘USUUQY UISS I9po
purs Uajjo11aq (2 pun (q uageisyong Iap auuls Wil
U919y 311E], I9pO USWIYRUSJEIN ‘UI0IYE] UOA ISPO
(e uageIsyong sop sUUIS Wl I[[9IPULISII[DMUL)
I9p pueIsnZ WoA S[Iama[ 31s 119MOs ‘UayIamnegd pun

U21181sINI[NY UOA PUEISNZ UIP JIMOS UIILL, pun
UAUISUN UoA Ua8UNn3uIpagsuaqa aIp HayIaydIs
pPUN 1I2YPUNSID) USYDI[YISUIW I9P pueISNZ WP

UDPISM 19PUIMIDA (D UQRISYING SOP JUUIS W U]
-19811B L 1I9PO USWIYRUSJRIA UOA SUNIYNJYIIN( 19po
3UN11219qI0A INZ TP ‘USWYRUUY PUN UISA[EUY YD
-I[JRYISIM 9311SUOS IOPO UISATRUY-UIZINN-UISOY

SIYORIPMUN sop SUNnziaswin Ap Iaqn IYDLIY

dwiwre1doid pun aue[d ‘Uaduniequro

-I9A[PMUI ‘UIWWONQY ‘USPIIYISIOASSUNI[BMIIA
pun -s1yd9y ‘21dazuoy aydsnijod yone uaiQya3
USWYBUSJRIN USp NZ ‘UYIaMZaq (e UdqeIsydng sap
3UUIS WI US[I91pUEISaqI[PMUI UOA ZINYIS Uap (qq
I9pO UINIIM

-SNe YOI[UIeYISIYeM I9po UaIIMsSNE (q Uaqgeisyong
SOP QUUIS W UI0IYe] JNE I9PO (B Uaqeisyong

S9P QUUIS W 9[I93pULISIqIPMUIN 1P JNe YdIs (ee
91Ip ‘U9l 31IR], I9pO USWYRUSJEIN

uayIimsne
UDI[UTOYDSIYBM IOPO UNJIIMSTIE (B 9BISYING UOA
QUUIS W 9[191pURISIQI[2MUL 1P JNE YIIS 1P ‘I[am



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

“USUUQY USIATYRIIXS PUN USUUNID ‘UINZYNIUIPT
YOI ‘INP[NIIS J9UIIUT URIdP pun Uadun[[aisiepsijey
-I2AYDES IQU[QZUTR YDI[SJRIYISUIL ‘UB(J 2IWWIISIq
UadunpuaMUBIEMIJOS SSBP “IST JILININIIS OS SEP
‘JeurIojiale( UId 3ST JRULIO S91B(SI[UIUIYISEW Ul

"JSI UaUpIonznz s3yday USYDI[IUSJJO S9P USUOS
-194 uayodsnsun( usyuueuasd z "IN € zies ¥ ziesqy ut
UQP MAYIYIW I9SIIP UR [IIUY IpUIZIIMIIQN I3p
pun UadNJIdA Z IWWINN YJeU HYIYIW dUIL 1aqn
IeqEUIWUN I9PO Jeq[oRIll UdWWesNZ s3Yd9y

UQUDI[IUJJQ $IP UUO0SId YdSNSLIN( a1o1yowt ¢

I9pO USUUQY UI[[153q SUIUWIYU
-I31uq) sap suedI0s1YIISINY I9po -s3unira ~-sguni
-[eMI9/ SOp ISPAI[SIN Iop 3 [eH 1P S[e Iyawi (2

I9po uadnjion
91YD2IWWIIS UdUIPUNGIIA SUSUWIYRUISIU(
SOP US[I2IUY USp W IaP IRYIYIW 3Tp Iaqn (q

U9Z11S9( SUSUWIYUIAIU(
sap srelrdey] uUaloUYDIaZI3 SIP IRYIYIW 1P (€

IBQ[1IW I9PO IBG[ENTWIUN ‘USWIWESNZ 19PO JUII[[B
SUNIEMISA USYDITIUIJO 9P I9FeI], 9I9IY2UWI I9PO UId

I9po 1Ya1saq Suemz

-s3UNzinuag pun -ssNYISUy UI2 I9po duemzsduni
-91eIIUOY UIS 919pU0saqsul 18NJI9A 91y 2I9p
-U0s3q 1aqn Iapo 1331[191UN UIYDI[Jd USI9pUOSaq
U 19qnuadad SUunISI9ISUSIJ USYDIIUIQ I9p
dunguliqiyg 1ap 12q J9po aqesjny UsaydI[Iuajjo Iap
SunwiyauIyep I9p 199 SIYIIIBALL] SIP UOSI 1P

UUoMm

‘70A 13917 "IN € Z3eS ¥ Z1esqV yoeu aj013u0y aulq

"1JNI9q IOPII[SUN USIP 1P D[91S 1P [19], S[E U]
-[98 ‘U91LIaq UD[[9]S 3SAIP SYD[OM ‘USWAID AYDIIUPQ

"1391[191UN $1YI9Y USYDI[IUSIJQ SOp UOSIdJ
uaySNSLIN[ Uapuaya1SIaIUN SIPULT SIP 1YIISINY
19p ua811SUOS I9UID I9PO SIPULRGIIAIPUIIWIIL) SAU
-1 I9PO IPUIRWIAD) IQUID ‘SIPUERT SIP 2[[01IUOY Iop
19qep pun ‘9310SI0ASUIRSEJ UdUG0ZaqI[aMUWN I3p
9UD[OS 2I9PUOSIGSUT ‘UIYIS oMW Iop W uey
-uswIuresny wi a1p ‘13Uriqie uadunisa)Isual ayd
-I[IURJJO I9PO JWWITUIYEM UdQeSINY SYDI[IUSJJO 1P



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

“U0SI9d UDPUR[[eISSeIUE I9p SWYBUSNY W ‘UIZIA[I0A
USUOIBULIOJU] SUDI[JWE 3Ip I3qM ‘U0SISd 9yds1sLn|
QUID J19po Funsse] Uapual[ad siromal 19p ul (2L 'S ‘9102
I9QUISAON 2¢ WOA TIE T 19V 199 ‘T°S ‘9roT Ie "7 wioa
6117 1dV) (Sunupiolaapunin-zinydsualed) 03/9%/56
SMUIYDNY I9p Sungayjny INz pun IysyiaAusle UsIaij
wnz ‘usie Isusdozaquauosiad Suniteqielsp Iap [9q
U9UOsId IYDI[INIeU ZINYDS Winz 9107 [11dy Lz woa
$91eY S9p pun syuswered usyosiedoinyg sap 6.9/9102
(Ng) unupioIdA I9p T IPWWNN ¥ SNV sop auuls Wi
U0SI9d dUIJ0113q UID 15T UOSI 93ZINYIS$3 aulg

"PIIM UISIIMITYDBU 119T1IUERISGNS 198BIISTUTIIDYD
UDINp SIIP UUIM FISMSUIZINYDS YIOU INU ISSTUWIYS
-$JBYDSID ISPO -SqaLI1dg PUIS UdIYe[ Junj UOA Jne[qy
A “193UNIED JYDIU US[[eJ UI[BYIIA SISLIPIMSIYDAI 19N
UQUONBULIOJU] "U28NJNZNZ UIPLYDS UdSIIqun uradenn
-STUWIAYRD ‘35T 19US1998 $9 UUaM ISPO UIS[BWYDS NZ
qIoMIQq1I9M W SRIIIRg UauRSIo sap Suny[ais a1p 19po
UIS9PIQJ NZ UULINYUOY SAUID UOTISOdSqIomaqilom
31p 181 19UB1993 aydesIe], I9UIR USPIOMIUUENIY SEp
UUaM ‘I0A 1831] 9552193U] $31313YD2I9q UIT "1BY 95S2191U]
$9181YDa1aq UTR 198.11SIYDaY Iop SUnIaIqIdAIYDIN Ul
-3p Uk pun puts Yo1[3ugdnz sraIjuauosIiag U1zuaidaq
WAUR INU UIIPUOS ‘SIPUNYUJO 1YITU 31p 98UedIop

pun apurISUW() ‘UIYDLSIL], 9UF073q USWYIUIU[ UId
Jne 9[[e pUIS 9SSTUWIYR3s)EYISID) I9PO -sqa1I10g

UopIom

1121528 SundnJIsA INZ UaUONUNJYONS pUN U YDI]

-3owIsuonIESIABN ‘USUOIIBWIOJU] PUSYDI[IUSPQIoA NZ

919pUO0SIqSUL UDPUIZINN USp 1P Iaqn ‘Puls 191Ul

U23UNPUIMUY SBp Ul ‘UWISAS SYISIUYIISUOTIRULIOJUT
SapURIYNY NZ [eI3UZ Ul 1S [e3lodzuaiedsuel], seq

‘Tep SUNPUIMISAINIOM dUTY SIJeUI[a3a1 UD[91S
SUISSIM Ua13ur[Ia yoInpep sap SUNIIOMIIA 91p pun uon
-eULIOJU] 19UTS SUNUWIYSUIYEBA S[[2NIYS[[oIUI 3P 1yadsne
-UIy] 9qesny UaydI[IuaYo 1aure Sun{[njIg aIp Ioqn atp
‘909MZ J[[AIZISWIWIONIYDIU ISPO J[[IZISWIUIOY INJ USUO
-IBUWLIOJU] UoA 3unzinN apa| 1T SUNPUIMISATIOIOM

"puIs 18qZ19SUId PUN JBQ[IYIIMIUIIIIIM ‘YII[SULS
-Nz 1Y2I19[ sIopuosaq S13uryqRUNIS[[@1SIaY I[[& INJ 9Ip
‘USPOYIRW pUN UNIUYIIL, PUIS SPIEPURIS U0

"pIIm Jyoewad Yorduesnz ‘usiem YdIIapUIY USUOHIBW
-10JU] UOA SUNPUIMISAIINIIA ISP JIP ‘UISUNNUBIYDS
-UIq 9UYO JIYDIIUIPQ Iop pun IsT SISURYGRUNULIOJ
-13e1d sep Jeuriofiole( UId ISI JeULIO] S9UJO Ul



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

Informationsfreiheit

®

IUDI[3ULENYZ 9[IIUZ JUIS 121STA[IYeMIS pun
Injep ualsoy aIp 18e13 ‘s9 1qIa11aq ‘Ul SI9qUIRIINM
-uapeq [extodzuaiedsuel], sep 391ydL pue]sed (€)

"UTOS 19)STO[IYBMIS UowW

-negy ueydI[3uednz YdI[IUaQ Ul Yone J$Jeiy Wapuayd
-ToIsNe Ul [[0S I ‘[[91$9811919q 9719USUOTI e TUNUIWIOY
JUDIIURO Toqn piim uednyz 19 YII[IoPI0]Ia 1YdIU
181 3UNISINSIZIY IOPO SUNP[RWIUY UTT ‘WAUOUER pUN
191ja1aLLIeq 351 [e110odzuatedsuel], winz duednyz 19q (z)

“UaUa)sua8adiua 61 siq ST §§ uap gyewiasd ap

-UNISuU39D ISIOMSUWYRUSNE IYDIU IIdMOS ‘1YdeIad YoI|
-3uednz urewad[[e W10 I9YISTUOIRI[D Ul UI[[AS 193
-NYOIJdsuoTIeULIOUT UQUONBWIOIU] U1uueuasd L § ut
31p UapIam sapueT] sap [eyiodzuaiedsuel] wap jny (1)

udSunwwIsag URWIS[Y 9 §

[emrodzuaredsuery,
¢ [1_L




eit

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und

Informationsfreih

Baden-Wirttemberg

®

SEp INJ SAIP ITOMOS ‘UIIINB[IS NZ PUIS SSN[YISIq
-s119uIqey ‘Ua8e[Uy pun U[0Y0101d UadLoyadnz
U9P 1SQaU ‘9$SNYISSNY IQUIIS IIMOS $119UIqeY

SIp 2ssN[Ydsag pun uagde[iop ‘uadunupiosade] ¥

‘z "IN YoBU UJINMIUT UdP NZ Udwyeudun[els €

‘SUDIYEJI12AS3UNGa3Z19S30) SAP

aqed ny 'Mzq sSnYdsqy YoeU Iapo uapinm Jydewt

-38 yo173uEdnz 9ssa1d I9P I9PO 121N W

-yeudun[[els INzZ UspUeqIaA I9PO UISIALYIE] ‘USP

-UBQI9AURZ)IdS USTRUNWIWOY TM UISI[1919g 918

PIeqos ‘UoABD (2], I9pO UJHYIsIoasSunIfemIsp
I9pO0 USUNUPIOIIASIYIIY ‘USZISID UOA JJINMIUT T

‘uadunypewl

-Juueyag pun UaqIaIydspuny ‘usdunupIiouy ‘dsse|

-I7 ‘U98UNSIOMURISURI( ‘USTUINYDITY ‘USYIIYISIOA
-s3UN)[eMISA PUN URSUNUPIOIIASIYIY 9719590 T

:u9darIaun [e11odzuail
-edsuel], wap jne 1ydIjds3unydIjusoIaA 1og (1)

UdUOI)eWLIOJU]
agnyorpdsSunydijjuagorap L§

“ures Ieq

-puamIaA pun yd1[3uednz 191] SIMOS UIPIIM USQLIYDS
-9 splepuels I9UJJO 19313UeS §JeuIad uassnuu [e1
-1odzuaredsuel], wi usdungderiuly 19p uajepeldiN (L)

uayd

-[[SouLIL 1911 JLISNZ U9LISIS[}BEWIOINE UIUIS pun
UQUOIBULIOJU] Jp SUN([2)SIRIag 9)1IIS[IBUIOINE JUTI
3Ip ‘I0A US[[23ISVIUYDS JyaTs [ertodzuaiedsuel], seq (9)

“USYDBW NZ WESYIWJNE 3YISUNMSUOTIRWIOJU] pun
9MZIJOPSUONBWLIOJU] JNB PUN UIIIaMI(] NZ USUOTIEWLIO]
-U] 9UIPURYIOA “UYDI[SQUWIID USPUIZINN UIP $3 [[OS UO

-IPUNJIPRURINY 91 "UOIINUNJOP[IWNINY JUID JIMOS
UOTR{UNJYINS UIR JeYIUa [errodzuaiedsuer] seq ()

"“UdpIom 1RLIdN Ul eriod
-zuaIedsuel] sep Ul UoUUQY US[[21S Io1eALld pun IaydI|
-JUSJJO 910ga3UBSUOI}EWLIOJU] 9USPUEBYIOA s1191ag (¥)




Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

‘Uaunuer a[2INP[NIISBIFUT SIMOS 119Z1YDT
UT YONE ‘SIYN[IQAUIJUIUOSIIJ PUN -J[EUUIUOSID
USDI[IURJJQ SIP 2I9PUOSISUT ‘UIBPSIBI[IGOIN

‘U9}IEY pun U21ePOID

‘ue[direineg pun uaqeyioaneg ‘uadunsiu
-yauagdneg 191]19112 Ud3UN[39Y UYDI[IUISIM 1P

‘Querdsduniiey

pUN -Z1BSUTOUISIIY 9IMOS UB[dSneyuayURIYSOpULRT]
I9p 219pUOSISUI ‘QUB[J UIYDI[IUIIQ UII[[IIS

-I9 U9[[1S Ua8nydI[JdSuoneWIOIUl USp UOA 3P

‘unualp duny

-1919qJI0A I91YI I9PO UISSOFUIL 3[[23S Uuadnyorjd
-SUONBULIOJUT 9P UadUNpIaydsIuy Ul Ip ‘OYd[0s
3IMOS ‘UIFUNYINSIIUNSIR[YDIIFBYISHIM pun
uauoneNn[eAd Ua1ydeINSuUISIPULISIZAYDES dIPUOS
-3Qsurl ‘uapInm uaqadasd Feiyny Ul I9Po I1SSBIIdA
U9[[93S Ua3NYDIFAdSUOIIBULIOJUL UOA 1P ‘USIPNIS
pun uawWyeugun[[e1s ayd11121ydeIns ‘ua1ydeino

‘Gunynids3unuyay 19p assiu
-qa817 pun 2ssn[YdsqesaIye( ‘Us[[a31S ISYDI[IUILO

U2INYdsolg 1MOS USUNP[aWISSAIJ pun 93yd1aq
-S1IYS1IRL ‘USN1ISIILIS SUDI[IUWIE 1IB[GZI9S9D) SEP

‘91

‘usdunupiosade], pun

ST 9SSNYISo 91sSeJO3 FUNZIIS IOYIIIUIJOIYIIU UT

‘uade[uy pun ud[0y0101d UIZLIQYISNZ UIP

1 1SQQU 9ssn[Ydsag 21sseJa8 SunziIs I9YDI[IUJJO UT

‘U9
[IYs2gly pun uadunupIosyjeydsan ‘uadunzies

€1 ‘uadunupio

-UYV 91Mos aue[duayy pun -s3un[1a11aAs1Jeyds
-39 -s3UNIaPaI3sTUNI[EMIA ~UI[[AS -SIfeysneH

‘GerpueT usp
ue Juniardaisopue] Iop UaSUN[IOIIN pun aydiag

‘uaduniyajdwasdun{pueH pun uapejIa]

k4 ‘USYDI[IUSJJOISA NZ

31puerIS[[0A YorURD ‘SIUQR3I W INU SUNWWINSQY
JI9p I0A pUIS JRISOpUNG WIT UN[BYIIASSUNWIWIINIS
-QV WINZ 3sSNTYISag ‘AST YDI[IOPI0JIa STUPUBISIDA



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

UQUID 19qn 93BI1I9A 91BRUOIN JJOMZ UdUI3UL3IaA
I9p 9JneT WI Uauul/IouliedsSerliop Uap Uaydsimz
UI3JOS ‘U[1S I231yd1FdsuonewiIojur 33e11IoA

‘QU2Qas3UNIIAT ISP IOPSI[SIN 1P INJ
U23UNISI[S3UNGIOSIIA PUN -UDES 9119MP[I3 I9po
ruog a1m usdunisia[ziesnz pun usdunindiap uayd
-yl 19p Sunyeisied IauId YI[GRIYISUIL ‘PUIS
131[1919q US[[21S 981YDIJdSUOTIBULIOJUT 219PUE
ISpo pueT Sep UdUP Uk ‘UduonjesiuedI0 uadnsuos
I9pO USWIYDUISIU() UOA Ul USYDI[IUISIM P

‘QUa(Qas3uNII]

I9p I9PRA[SUW AP INJ UZUNISIA[S3UNSI0SIIA pun
-UoeS 911aMp[e3 190 [Uog Im U3UNIsIo[ziesny
pun uaduningdiaA uaydIIyel 19p SunyR1sie 19U
UOI[SJRIYISUIR U2SUNYIIS PUN Ga1112GSIIBYISID
WIUDI[HRYISIIM ITW SIYIY USYDI[IUJO SIp
ud)jeydsiodioy uadyels1ydal ‘ualfeIsuy uadip
-U©1$1$q[2S YDI[IYDI UIRIYDLLId pUET Sep yainp
I9p uonenIIS AYII[PLeYdSIIIM 1P Jaqn usled

‘unisto1 19po
Sunqyez us1IgemMasd I9p YOaM7Z U puUN YQH 1P
‘opuaduejdwy pun apuUIYBMID I9qN 219PUOSA]

-SUI ‘U9[[91S 9813Y2I[jdSUOIIBULIOJUT Uk I91BALI] UJ3
-ungdnsungag pun uadunisIaT IpuAYNIaqg 1Y21Id
U9YDI[Z19598 IaUIL JNe JYDIU I9qn UaUOTIeWIOJU]

81931s13qN 0INg 000'T UIJBUOW J[OMZ

UOA q[eyIouur uapuaduejduryg a1p Inj 119 1]
-ISTPPE UI3p UIdJOS ‘UZUNISIOT I9po uadunyyeyz
U21IYBMIF I9pO UdUI[BYId UOA YI9M7Z Up pun
98e[punidsiyday a1p QYOH o1p ‘puduejdurg pun
OpULIYBMID IaqN 2IIPUOSIQSUT ‘UIUOTIUIAGNS
9TEUNWIWIOY PUN AYDI[IBRIS I2qN UUOTIEWIOJU]

‘Ua8UNPIaYISIUISUOTS
-$9ZU0Y pun -0qedIa ‘SunijemIap USYDIIUIJO Iap
uaqesyny uoa Sungdeniaqq) Inz ayessunyra[g

WUynJy2Inp
R UYDI[IURIFQ I9p SunSI[1919¢ dulo I[[a1S 981YdId
-SUOTIRWLIOJUI 1P 1913 YDI[IYDISUTY ‘USGRYIOA

‘oamzs3unzinN Iagn usqeduy am
-0s aue[ds1JeydSUaGarT 219pU0SIGSUI ‘SapULRT SAP

U1JRYDSUISZIT USYDI[IUJJQ NZ dUB[J pUN Ul

‘uarepIaiserey

K44

e

‘0¢

61

g1

L1



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

qremuIn) Iz 3nzag 11w
awwerdoid pun aue[d atmos a1dazuoy aydsnijod ¢

‘q[emuw Inz 3nzag JIW I9po J[Mu() 1P Iaqn
U9PUBQIAIPUIOUIIN PUN UIPUIRWID) ‘PUET ‘pung
UOA U)JLIYISIOASIYIY AIMOS JYIIISUOIU() dUIS
-se[I9 uorun uaydsredoing I19p uauedIO UIP UOA
sep ‘UaSeI9/ UdUDI[IYIILISN[QA UOA INBIIOM 19D T

YRIPdsSUNYDIIUSPOISA IOP USUOTIEWIOJUTI[OMUI[)
U9PUAYRISYDEU 1P UIFI[Ia1un sneuly Jaqnie(

'$9Z19590) SISIIP 6 § YOBU SIUYDISZISA "&¢
Ua1s9q
YOIFdsSUNYDIIUSJOISA UL USYIIYISIOASIYIY

I2I9pue punigjne saI1aq aIp INJ ‘UsUONBWLION] ‘TE

Qpinm 11yemasd guednyz z19s
-90) WISAIP YIBU $]1219q USUSP NZ ‘USUONBULIOJU] 'TE

‘91eM1JOS
-plepuels 191239593Ul9 UOA U9SUnIaisii}oueled

pun uadunsseduy o1p SIMOS PUIS UIPIOM I[[21SId
9STOM[IR] I9PO ZUES 91eM1JOS[ENPIATPU] S[€ US[[91S
I9UDI[IURJQ SenIny Wi I9po UL[[1S USYDI[IUIJO

UuoA 91p ‘Uuswwerdordioinduwio) UoA 1x[[2ND

‘u9rls 198nydrgdsuon

-eWLIOJUI UdIWRID) 9131[1919q Uassazoids3unprayos
-jug ue SHIoMISpUE I9PO UISSNYISSNEeSTUNIINDIS

‘U2BUNIYNJSHYLYISID ‘UJBISIYDISJNY UO0A SUNZIAS
-uswiwiesny [fouosiad a1p Iaqn UAUOTIEWIOU]

QOISINesIYIay pun
-yoe,] Iap uadunpiaydasiug ayd1pIoyaqsiydisjne

‘UaU0SIdd 2131[1919q AIMOS UYL, ‘Iane 10
‘Wnje 2I19pU0SIqSUT ‘USUUL/I919I1I9AUISSIIIU]
JTW U23UNIIRsIeIafoy pun -s3un[o1qy ‘uauul/iel
-9I{9551BE}S UOA 9IMOS SUNISIZaIsapueT Iop UIap
313NN uoA uadunydaidsag 19gn UUOTIBUWIOJU]

“UIZUNPISYISIUISIYDITIIN
‘UopaIqeUagaN pun a3uByuUY I9p YDI[SJIYDS

-UT9 ‘pUIS UIPIOM UISSO[YIsadqe 0Ing 000 00T
SU91SIPUTUW UOA 1I9MSPUEISUZ9D) UIIISIPPE

Jold

6¢

e

Lt

9z



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

®

‘uswuInsqe SuniRIqIaA Uaisp

194 YIS JIS US[[OS ‘UAUOIIBWLIOFU] 2YI[OS 19qnN UI[[IS
98nYOIIdSUOTIBULIOJUT 2I3IY2W USNJIDA "USYDIRSIN)
AUDIIINIEU YOINp ISPO IST USPIOM JYeSINIoA 119 S1e],
YDIYdsURW yaInp a8[0] 3sa1p qo ‘uoaep Sidugyqeun
(13 STP ‘UDIIRIGISA NZ YDI[SNZISAUN PUN IBq[oIIW
-un ‘u9y1a1d1a nz SunyoIpag I9saIp 95[0JUl UIPBYDS
uoA 3unzua13ag 19po UNpUIMqV INZ USWIRUSIRIN
‘UIUUOY USYDI[SOULID JIUDI[IUIJQ UaUIJ0I11q
[[oNIUSAD ISP $2 AP puUN UIZNJIDA 31 JIP I2qN ‘USUOTY
“eULIOJUT oMW SYDITIUIES U[[91S Uadnypijdsuonew
-I0JUI 3IP UaqeY @MU 19P 19PO HYPUNSID UIYDI]
-JosudW I9p SUNYoIpag usIeq[eiiiuun I2uls [[e] W]

U211y NZ Yd113uLdnz YosiuoIoe yey

-Ianep purs a1 "udd[0jIa Usjewio,] uaydIjsuednz 1yoIo|
pun gunf[aisIeq I9YDI[PULISIIA JRYIIIUSPQ 1P InJ
U[ [[0S UaUONBWLIOJUn oMW UoA SunieIqiap 31d

“UIpIom 1IYNIa3ydInp [1e]

-[ozurg wi 1aydneIssunydemIaq() Ia1yl qeylagne
9pIoyog I9UID UOA 1P ‘I[dMWI() I9p PURISNZ UIP
194N 91MOS Ua3UNpIyeJoI oMU ‘USUNNIIMUTD

-}[oMuI AYDI[PBYDS I9qn Uadunqgaylq uagrsuos
pun uaduniydeqoag ‘UIZUNSSI|N UOA ISSTU]ISIT

Elic

-pueIsaqIEMUIN JNe YII[qUIH WI Uaguniiomaqoy
-ISIY pun gunsse, uapua)[a3 syramal 1ap ut (o¥S s

[ 1909) 220t ZIeN "1 WoA dunsse] 1op ul Sunjnid
-SITOYDI[SBIIIDAI[OMU TP IQN SIZISID) SIP ZI
pun 11 §§ Uap YoeU USunyImsnelfemu)) I19p uad
-UN1IoMag pun uadun[Isie IPUSSSLJUIWIWIESNZ

9IMOS Uadunieq
-UTRI9AY[OMUI() PUN ‘US]RY oMU 1P jne uaduny
-IIMSTY 9UDI[GaYIL aIp ‘Uadunpraydsiussdunsse[nyz

‘UN[IIMSTIE UDIUIIYISIYEM J9PO UNIIMSNE JOMUW
3Ip JNE YOIS 1P ‘USR], UOA SUNYDEMIIG() 1P
sne uaje UOA UsSUNSsSejusuiesny I9po usjed

‘USPIoM U1 [eYa31IaIaq I9pO pUIs USPIOM 19319qIe
-98sne WLI0;] J2YDSTUOIPI[D Ul U[[1s uadnyoijid

-SUOT1EWLIOJUT USSI[IamMa3[ Udp UOA 91YDLIag 3YD[0S
UI3JOS ‘Z pun [ UIsWWNN USp YoeU UsWWeI301d
pun usaue[d ‘Ua1dozuoy] 91MOS UJLIYISIOASIYIY
uoA §unziasw Iap puels Usp Iaqn adLIag



eit

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und

Informationsfreih

Baden-Wirttemberg

®

uadnyorgdsuonewiojur 19p 19q 31 UdUAP UI ‘Uayoelds
pun usjewIo usldeijodue US[[e Ul PUIS USUOIIBULIOJU]
“UT9s JeqpUIPNE JYDI9] USIEPeISN pun USLIOSa1ey
-SUOIJBWLIOJU] UJUUEUSS PUIYSISIOA USP UI USP YdeU
SUISIPUTW [[QUIYDISBUW PUN UISII[I0A JBULIO] USIR]SI]
-UQUIYOSBW WAUIS Ul UISSNUW USUONIEWIOJU] 3V (€)

RIGIE)]
-Teds3e1119 I9f[e SUNUYDILZAg 2Ip UadenIop 19q T

‘L. § pun 9 § puaydaids
-1UD US1I0391eSUONBRWLIOJU] Udp Nz dunupionz ¢

‘Terrodzuaied
-SueI], sep Ul 3UN[[IsUI] Iop J[[91S OPUISSB[UBIOA T

‘UorjeUWLIOfU]
I9p UadUNILISI[eNIYY Iad1emla a1mos un[aisiy
Iap Mundjey pun ul/1agagdelyny ‘ur/iomy T

:uapIam ypIduednz

srerrodzuaredsuel], sop USpuUaZINN INJ pun uaniadqe
UI9[3NZ UOIIEWLIOJU] I9p JNIQY WP JIW IS SSep ‘Udj
-dnuyIaa Nz UorEWIOU] 1P JIW OS pUN UISSBLIS NZ
U1epeId 2pudd[o] puls SUNYDIIUIPQIaA I9p WIN (2)

“UD[[21SNZI13I9q

9SI9M 1919U31993 ul [e11odzuaredsuel], WP JNe 1UIW
-0 AYISTUOIN[D S[€ 1XI[OA WI ‘UIYIOM ISTA UOA
qreyJeuur suaisajeds UYoI[dnzZIsAUN USUOIIBUWLIOJU] ‘19)
-yorpdiaa purs ua[[els uadnyodrjdsuoneuwrioyur aiq (r)

Sunyprpuagorap
3Ip ue uaSuniapiojuy g §

"JU9159q IYDI[Jd 2UISY NZEP UUIM ‘UR[[91$}191oq [e11od
-zuaIedsueI] Wap JNe YdNE USUONLWIOJU] SUIPUBYIOA
uaUYT [9q UaUUQY U9[[a1S 98nydidsuonewiojuy (S)

HINYIL s[el

-1odzuaredsuei], sop SunzinyN I21UnN UIPIOM UJLIYDS
-I0ASIUDY UDIPUE UDRU JIYUDI[IUPQ Iop SuniydLl
-I93u) 31p a1Mos usydIgdsuoniewioju] arepuy (¥)

"‘uadaImiaqgn 61
SIq ST §§ yoeu apunISuadan 93Ue[0s pUN 1IIMOS ‘ISTOM
-SWIyRUSTE }[[BJIUD JY2IJdsSUnydI[IusgQIan aig (€)




Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

-TOM ISUDI[PUBISIOA UT ISP PUIS ‘UJINPaq Sunianey
I9p USUOTIBULIOJU] 91WIITISA( SSBP ‘USSL[NZ SSN[YIS
Uuap S 'sqV 9 § Yoeu uadunppundny 11omos

"1q1819 Sunsse apua) a8 Suniapuy Iap

UOBU pun I0A S[1ama| a1p Suniapuy Iapal uaqau ya1s 1ap

SNE ‘UdpIaM U[eYI0A 31103SIYSSUNIIPUY UL SSNUI
UQUOIEULIOJU] J9IYDI[IUSJOIIA UaSUNIapuy 19g

“UWIWIISAq

$2IPUY S1YDTU Ua3UN[239Y 219pU0SIq UIJOS ‘UIPIOM

U21[eY2310A JNIQY U)Z19] WAIYT YOrU 21BUOIN T2Ip

I9p0 SUNIApUY U21Z13[ J2IYl YU UIYE( UYDZ UOA Id

-ne( 21p INJ 19ge SUISIPUTW ‘SUNIITATYDIY IDIYI NZ SIq
uassnui [exrodzuaredsuel], W UaUOIIRULIONU] 9IJ

"UISISI[eNIYE NZ UIPUEISQY UUISSIW
-98Uue Ul puls UaUOIIBULIOJU] Ud3[[93Sa831191aq 31

"US[[AISNZIYDIS pIepUL]S IQWIEISIIIR] ISYDI[SOW UTD
1ST “IOA JUDTU JBULIOA $91B(SO[UUIYISB UTd 13917

"UQISISe( SpIepuelS UaU
-9JJO pUN U)9}121GIaA JNe sSNW JeWIojuale( se(

"UI9$ 1ZU2139q INRITYDIY 213UTPIQUIISAS
19po aydsyIzadsuriofie[d aure yaInp YdIU JIep pun yaI|
-owr ssnWI 3UNII9QILISAIIIA S[[QUIYISLW JUTH

‘Ter1odzuai
-edsuel], sep ur unyRasury Iap 12q satp 31s 19puniIsaq
pun 12UYDIRZUUY OS ‘UIS UUOIIeWIOfU] UoA SunzinN
91p 9[[21$ 9BNYIIFdSUOIIBUWIOFUT SUTS PUBIYDS IST
UOI[I9pI0JIa SUNII2IqIaA pUn SUNPUIMIIAININ ‘SUNnz
-JNN 901} QUIL I SIIP HAMOS ‘USWNEBIUS USUOHBW
-I0ju] UOA Sunyeydsaq I9p 19q 21YydaIsunzinN a1p yoIs
1ssB[ 991 98nydIjdsuoriewtiojur a1 "ures Jeqiaydrads
pun Sryejra1doy TeqONIp USSNW USUOT}BULIOJU]

"ures IeqpuIgne pun IequansydInp puaydaids

-1UD PUN UIPIOM 1Z19SI9gN WIOJIXIL, Ul SUNUUNNINIXIL,

S[9TWL IYDI[SOIN YorU 3SIIP U[OS ‘PUIS UIPULYIOA

USI21ePOTPNY I2PO -PIig UT YII[§JaI[ydssne yordunids

-IN USUOI}RULIOJU] 1I9MOS "UIaS Teqpulne U iuyds

-qeIX9], UOA punIdyne pun IequansydInp aIs Uassnul
“UI33I[10A ULIOJIXI], UT USUOIIRULIOIU] 119MOS

“UD[[1S NZ
3ungnjIoA 1Nz SUNPUIMISAINIIM INZ ‘UISITI0A I[[A1S



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

J[[21s11913q

Senjuy uap Jne 1romiuy Iop Suejdwiq Uap INJ IANYII]
-30N 2uassawadue QUL UOSID IPU[[RIsSelIue 1P

UI9J0S ‘UdpIam 1[[21s38 WiAuoue uuey Jel1uy 19

“nyp1gdsuoriewIojul 1eqeIIwuuN U[[91S
ua3nyoIdsuonewIojul ualuueuasd 110p A1p z z1es ¥
'SQV S § SOp Ud[[e] USp UI pUIS USUOI}BWLIOJUTI[dMUI)
19g "UsUaYI[og Uap 18P0 1P "MZq UOSI3J 9S3Ip U. Iapo
JURIPaqg U2qe3INy UaydI[IUQ Iyl Sunynjig Inz
SIUDIIBALL] SIp UOSIad USYISHISLIN{ I9pO USYDI[INIEU
I9P OIS TP ‘UIPIoMm 123118 9[1s 28nydijdsuorienu
-I0Jul 91p Ue SeIjuy Jap uuey z zyes ¥ 'sqv S § sap u9]
-[e] Uap U] ‘Sunpunisdag UaIapue I9UIS I9pO SISSIISIU]
u21811yda19q sauta dungdaie Iaulay J1epaq Senuy
19 "UapIam 1][91598 so[wLIo} uuey Serjuy 1o 11Yemad
Senuy Jne pIm UUOTIRULIOU] UaYDI[SUL3NZ UI[[91S
uagnydipdsuonewiojul 19q uap nz duednz 12Jg

Sexrjuy Jne Suednzsuoryeurioyuy
€L

“u93[0]19 NZ WLIO] I9YISIUOI)
-YO[° Ul 18y 9SSTUYDIDZIIA Iop SUNUDI[IUIPOIA 1T

‘usuoneuw
-IOJUTI[oMUI[) 218q3NJI2A IQN UISSIUYDIZIDA (q
pun uassej
USUUIL 9Y09MZ- pUN UaGUN[WUWESSUOTBULIOJU]
UDUIPUBYIOA 1P YIIS UAUIP SNE ‘UISSIUYDIIZIIA (B
UOA USYDI[IUIJJOIIA
pun ua1yn] sep yaInp ‘uaqasdia errodzuasredsuely,
Wap Sne s31I9q IYDIU Uaqe3Uy 9SaIp YIS JIoMOS T

‘pun UQ[[2ISSUOTIBULIO]
-u] I9po uduosIadsyunysny uoA Sunuuauag alp T

yoInp asrams[atdsioq ‘sguednzsuon
-euwLIOJU] $9p SUNIYDID[IY INZ UISUNIYNIOA 9YDISTI
-yeid uagen usq1s uadnydIdsuoneuLiojur a1(

"UQ[[ISNZ
-11219q [errodzuaredsuel], WIP Jne pun UasseJnzqe s



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

“UI[RINZITW

Uu0sI9d Uapua[[eIsdeliue 19p puls ‘USUUQY Uapunidaq

I9pO UapUNIZaq UUONBWIOIU] I9p 119 3NYdLIUN 1P

AYDoM ‘USYDESIE], 91UURYDY IYDIU 13[0J12 USUOIIBULIO]
-U] USUISSE[IaqN I9p 1aY3nYdry jne sunjnid aurg

‘uayoewW nz yorjduesd
-nz 3o USISPUE WAUID JNE USUOIIBUWLIOJU] JIp PUIS
98nJ19A U YDI[SowsHLISNZ apuaydaidsius 1oqn
JYDIU UOSId 9PUI[[21s3eIIUL JIP 1TOMOS "UINUBRIYDS
-9q 2qeduy ua1ap Jne 9[[1s a8nydrdsuonewioyur
TP OIS UUERY ‘UapIom 1Jeydsaq Terrodzuaredsuer],
WAP 2I9PU0SIGSUT “US[[PND UdYDI[Suednz urouad[e
SNe 9sTop IoIeqINWINZ UT UOTJBULIOJU] 1P UUERY

“U981e1S9q NZ YDI[3NZIsAun s3enuy sop Jueduryg usap
J[[21S QUJNId3Ue J1p 18y ‘PIIm 1dewWdS YdI[duednz
dun[[elsdeniuy Yyoeu Ieqeuurun JydIu Uo}ewIoju]
9Ip 119MOS "UYDI[3UBSNZ USYIOM ISTA UOA q[eylauul
I9qe sualsaieds YOI[SNZIAUN USUONBWIOIU] U1IY3
-9q 31p IYoeW 3[[91S 23NYdIjdsuoiewriojul aIqg

‘'sguednz sop ADIMZ WINZ UQ[3sIap uatdoy 1311197
I9PO 3$3IP 9[21S adnypIFdsuonewIo U AIp 1IJeYISAq
‘purs YPI[8ueSNZ 719S90) WISIIP YIBU 9IM ISJRIN UG]S
WI JYDIU 1I0p PUN UIPUI( J[[21S USIdPUE IdUId [9q
pueya819qnioA yoIs 198eIISUOIIBULIOJU] 1I9MOS

"114o32q STp U0SIod apu[[eIsdenl

-Ue 9Ip UUSM ‘I9}1oM J[[91S 9pUaSN 1A USUOIIEWLIOJU]

U2114a82q 21p I19gn 21p Uk JeIuy uap 31 12119] 13n]

-I9A USUOIIRUWLIOJU] 3P 19qn IYDTU 1P H[23s98 9[[91S
uadnyoIgdsuoneuriojur 19Ul 19q Se1juy 19p I

"U9ZINIsIAUN
Nz pun uajeiaq nz a2 281YPIIdsuonewIofuI 31p 18y
“US[YQJ UUOTIEWIOU] U911Yyadaq Jo9p Sungrarydsuin
Inz Uaqeduy uosiad Uapua[[elsSenue Iop uIaJos ‘Uuaq
-98 nz sdenuy sop Suniarsizeld INZ 1I9YUIZI[OD pun
UQ[I9INZIIW YII[SNZIIAUN UOSIDJ UIPU[[)STeIIUE Iop
SOIP 1SI 0S ‘JWWINSAqUN NZ eI)Uy I9P 1] 'UIGIaIYIsWN
NZ U3UOTeWIOJU] Ua1Iya8aq a1p purs Senuy wj



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

-UaYI0A QUassaWadue YoInp uaduniapuryag I uayos
-UQW\ InJ SuednzsuoreuwIoJu] 1ap 11 enuy Jny

Jssel uaIyny

-YonJInz UONBULIOJU] UPUR]JR119q 9P UOIRIUaWN O]

93LIpIMIDES T9PO 119YIeq3NJIdA 9[eIISIp apu[adurW Jne

UoIs puemjnes3uniemIap 21YoyIo YoI[Inap I9p uuam

QUaIU I8 $3I "pueMINesFUNI[EMISA I2IYQY YII[INJP

UT9 219pU0SGSUI I8 punio I93NYdIM sTe 1391[10A

punio 1981YDIM UIS INJISNY UUIM ‘UIPIIM JWWIIS

-9 11y 2I3pue aUId UUep INU JIep 11yadaq sdued
-NZSUOTIRULIOJU] $IP 1Y 21WIWIIIS3q UT PIIM

"UISTOMNZUTY ‘URJ

-NINZUE JOYI2IJSUOIIEWLIOfU] 31p InJ U/218eIyneaqsap
-UeT U9p/a1p U UDISQIN 9Ip Jne Ist uoAep Sidueyqe
-U) "uueYy uspIam yoNnsaZYdeU ZINYISSIYIAY WN ISLL]
I9UD[eMm q[EYISUUL pUnN J[[91S 19Yd[om [9q ‘UdIY[eq NZ
Iagniep a1mos 3unpraydsiuy o1p U288 U1t ydI[Souw
-ZINYDSSIYIY 1P 12qn IsT UOSIDd dpud[[isSeniue a1q

‘puayR1dsIUD U123 219593SUIYRJI2ASTUNI[EMIDA
-sapueT [ S¢ §§ 91 "Uspunidaq nz 391Uy IS Sunuya|
-qQV 91 "Ua1YDIZIaA WLIOJYLIYDS Isp Sunijeyuly aIp jne
uuey U0sI9d apua[[eisdeniue 31 ‘Selluy Iop 1M WIOS]
u9aq[asIap Ul SIgjewI[9891 ISLI UjUUBUS T Z3eSqQY Ul
I9p qreylauur 13[0J19 sdenuy sauld sunuya[qy 21d

“PIIM UTSS YII[SQW YIIIYDISSneIoA 1yundireyz
ua1a1eds WaUIe NZ 9STOM[I2] 19po zued Juednzsuonew
-I0JUJ UI9 UUeM PUN O ‘US[IINZITW J1S I8y ‘JUY[qe
ISIOM[TR] I19po zues Senuy uap J[[R1S adnydipdsuon
-eUWLIOJUI 31 }1OMOS "US[[NJId NZ YII[SNZI2AUN UUOT)
-eULIOJU] UR3LIqN Uap Nz duednz jne yonidsuy Iap 1s1
‘UapIom 1YdeWR3 YIT[3UL3NZ 1YDIU ISTOM[I] 6T S1q ST §§
I9p punidjne UaUONBWIOJU] JWWIISAq UJINg

"UISTWLIOJUT NZ STI]
U21UURU3 T Z1eSqVy UI 1P q[eYIdUUl 3pUNID UIIP
pun SuniaSue[IaAISLL] ST I9gN IST UOSIDJ SPUI[[DIS
-8enue a1 "UapIOM 119ZURISA UIYDIOM 1YDE NZ SIq JNe
1 $971eSqQV Sap ISLL 9Ip uuey ‘Iontg dundifialag 19po
dunie1sadyre] 1op 1e1xe(dwoy ‘Uonewioju] UaIyadaq
I9p Sueywin UoSaM eM1D 18111911 SATP puemJne
-s3un)eMISA I9Y0Y YII[UYOMIZIagNe UL J1OMOS



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

UOA s3UB3NZSUONBUWLIOJU] SIP SUNIYEMID 1P 1] "93e]
-URRYV YOBU (23S 231YydIjdSUOIIBULIOJUT JTP 19PIAYDS
-1U9 ‘sne 3uniQyuy JIap duednz yoeu SIBUOW SIUID
UaUUIq dWYEUSUN[[23S UL 1qI3]d "Uaqa8 Nz juueyaq
U0sI9d UaUJJ0I1aq I9p pun U0sIad Uspua[[elsderiue
I9p ST pun YoIyHyds 3yasdis Sunproyosiug a1 ‘Senuy
Uap Iaqn YOI[SNZISAUN UOSIDd USURJ0I19q Iap SWYeU
-dun[[1s 19p SunnydIsyoniag 191un J21s adnydipd
-SUONBULIOJUL JIP 19PIaYDsIUd 1q18qe unioyuy Inz
QWYEUSUN[[IIS JUIS UOSIDJ QU011 1P IIIMOS

“UISIOMNZUIY
I€IN T 'sqQV L § gewiad 1yd1jpds3unydijiuajjoiap aui
Jne 18T U0SIdd 2UaJ0113q 1] "Ua8eIII9 NZ SUSIYRIISA
-s3ungIre19qnIJ sop Sunita[urg IoA 3218 adnydipd
-SUOTIEWLIOJUT 1P JBY SIUPUBISIIAUTT SB(] 'UIPURISIIA
-UTo U9SSTUWIRY?8S1JBYISID I9PO -Sa1I19¢g UOA I9PO
s uedry uadnsIagd sap ‘Ue Uaudozaquauosiad
JI9p SunyoRWYDI[IUUIN U 9P 1TW YIIS LRI UOSId]
opud[[eIsdeIUE P ‘UUIP 13 $3 ‘UIoYNZUEe JunIyemas
-sduedny I19p I0A UOSIDJ QUIJOIIDq AP IST WP1IIq 3S
-SIUWITOY3$1J YIS I9PO -$q21119¢g I9p0 WnIuadig sa8
-115138 ‘Ue( duadozaquauosiad Senuy Ul UIJOS

"UR[[21s NZ SUNSNJIaA INZ IYONIPSNY 218qSI PUIS
“‘UBUUQY UIPIaM J[[NJI IYDIU  pun T z3eS UOA USFUNL
-9PIOJUY JIp HOMOS UUUQY UdPIam Uas3[aF 21eM1JOS
I91eqSNJI0A JTUL SIIP SSBP ‘UI[[2IS Nz SuUNSnJIaA Inz
3SIoM Jop Ul USUOTIBWLIOJU] Ua1IY982q aIp PUIs UOSIad
UapuR[[eIs3eIIUE IO UBUR[IIA JNV "U[[]S NZ ungdn]
-I9A INZ UDFUNSIOMUBISIT UIYDI[ISPIOLID 19D UDI[FAIYDS
-U1e puls 198eI1SUOIIEULIOJU] 218GSI[UAUIYISBIN

HPIsHRIq YD

-3owsduejduig auId UOSIJ dpUI[[s3eIIUL AP UUIM

‘U338[0112 YOSTUOIINI[D NAYDI[SOW YorU [[0s unpuas

-19qQ) 31 UR[[23s Nz SUNSNJI9A INZ SUNPUISIIA YdINp

UoNe ‘UII[BYIUS UdUONRWIOJU] U9lIya3aq aIp ayd[om
‘19densuonewioju] 1op uardoy puis denuy Jny

"JZ19719A 191311 91Yd9Y UapInm YdInpep ‘Uuap

135 $3 ‘UIPIaM 1YDI[3ouLIa [[0s uardoy uoa ungdniaJuy

31 '1911€1598 1ST USZIION UOA SUNSNIUY 1 "U[[21S

nz 3ungdnjiop Inz 3uednzsuoneWIOIU] Udp InNJ U1y

-U21[SOIN SUDI[WINRI pUN SYDI[YIES ‘DUDII[IIZ 9PUIYDIAI
-SNe purs 110 I0A JYJISUIRUIYY JoUId Udwiyey W]

“UIYDI[SQULID NZ $9Z19$33s3UN([21SYDI[3UIdpUIYeg
-S9pURT Sap T Z1€S T Z1esqy € § YoeU [ajaIallieq Usadunl



it

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

Informationsfreihe

®

-I9ASIYDLIOD) UISISUBYUE SOUID JNe[qeSUIYBIIoA
I9p usuoewIoju] 19p aqediuueyag aip Yoinp ¥

‘9pInm uadIpeyos

SIYOY USYDI[IUIJJO SIP USUOSIId UIYDS

-[ISUN[ USPUIYISIIUN SIPUERT SIP JYDISINY 1P
I9UIR I19PO SOPUET SIP UISSIIAIU] UDI[PEYISMIM €

RIELY|
-I9YDIS USYDI[IUJJO Iop 191n3ZINYDS oWesINApaq ¢

‘pUET WAUId NZ I9PO pung Winz UuadunyoIz
-3¢ ‘uadunypizag usfeuoneueldns pun -I2UIAP T

UQUOeWIOJU]
I9p uapiamiuueyeqg sep 95Ue[0sS puUN IAMOS ‘JYITU YIS
-9q uauonewloju] nz suesnz jne yonidsuy 12g (r)

adarydsiyoay
I9p pun d8ue[ag IYDIJUSPO ZINYdS ST §

a8uelag apuayalsuagasdiug
VoL

"U2qOYIa 2193
-jug ua8nsuos J9po (uade[sny pun uaIyngan) usisoy
QUISY USpIom $9219S90) $asIIp punidjne usaysnel 1,

udjsoy ¥r1§

"9pInm 1oupioadue SUNYIZ[[OA
9381110J0S 1P 19PO 1sI INJeIYspueIsaq 12qNuadas uauos
-194 USURJJ0I12q UQ[[e SUnpIaydsiuy a1p UUaM ‘U3[0JI3

1519 j1ep SuednzsuoriewIoju] 19 "'uaqad nz yuueyaq
U0sIad UaURJJ0I1aq Iap Yone 1T pun yYdI[LIYds 1423
-19 O1 § yoeu Senjuy usp Iaqn sunprayodsiug a1g (€)

13311104 3[[21S uadnydipyd

-SUOHBWLIOJUT 19p SunIiQuyuy Iap suednz yoeu sjeuony
SQUIS q[BYIaUUI 1UDTU J1S UUIM ‘1I93TOMIA S[€ ISP 18
‘d13uryqe uosiad UsauayoIaq Jauld SungijImurg Iap




Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

-I[toma| 19p 8[0]17 I9p USUOIBULIOJU] I9p aqediuueyag
981119Z210A 91IP Y2INp 98UE[OS pUN }T9MOS ‘GUNIISISGIOA
UdIBQ[OIIWUN JAIYT NZ U}AGIY P 91MOS unijem
-I9\ I9p UaSUNPIaYdsIUT NZ 9JINMIUF INJ YU 1YIS
-9q uauoneuwoju] nz duednyz jne yonidsuy 1oqg

“UapIom

JuyRe3qe o[eIpueIsag IDIYl pun J[dMUW I9p puels

-N7 Uap InJ uadunyiimsny 81191y deu Jne unjniag

I9]UN 1YJTU USUOISSTW] I9qnN USUONBULIOJUTI QMU NZ

duesny Iop uuey UaSLIq() W] "UIpIam JUYS[a3ge J19Y

-I9YDIS YDI[IUIO 9Ip INJ USIYRJeD Jne Junjniag 1ajun
JYDIU UUEY UauoljeuIojunpmuw nz uednyz 10Qq

‘uagadiua

JYD1U auId[e SuedNZSUOI}BULIONU] WP JYISs (TLL"S T

19949) 1207 [11dY "61 WOA $3733590) S3p L 911V ydInp

119pueas 1z391nz (L9g 'S 1 1god) 7661 [11dy ‘0z woA

z19s93s3unnidiaqnsireyraydis ¥ § sap auurg wi ayoes
-SSN[YISIIA S[e STUWINO(J Saure unjnisurq a1

"NZIITY I9pUET Iop Uswyeuduny

-[21S I9p pun pueyasINa yiqndaisapung a1p uada8

uotu uaydsiedoiny Iap asIoms1aqIy aIp 1agn saden

-I9\ SOP 857 [YNIV YOBU UIYRJISASSUNZIS[IoASSRIITIA

ur uoru uaypsiedoing 19p usauedIQO UIP W SUNIAIZal

-sapung Jap UONBYIUNWIWIOY I9p YIIIYIISUTY UapIom
JUyRe8qe T z3esqy Yoru JYdIU uuey enuy 19J

pINM UIYNY I[I2IPULISIY I2IYT IOPO JamuwiN
I9p Sunpiygjen IaUle NZ UOIBULIOJU] 19p aqediuueyag
TP UUSM ‘UIpIoM JUY8qe uuey Senuy 1o

‘uapunidaq

Nz YOI[JLIYDS 1ST SUNPIOYISIUT 1P ‘UdpIom Ua3omad
-qe aqesiuueyag Iap SunIoSamMIap I9p Ue 35S919IU]
sep uadag aqediuueyag I9p Uk 3SS2I21U] SYDI[IUO
Sep sSNW SpuUNIZs3UNUYR[QV SIp SUNPUIMUY 19g

"pINM U
-I9A SURIYBJISASSUN[IIIWLIT USYDI[IYDLJRIIS SAUID
810J17 USp UaUOIIRWLIONU] I9p aqediuueyag alp S

I9po apinm 131YdeIIUIRaq
U21[qayIa suaIyeroateul[dizsI S9UI I9pO SUIIYER]



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

‘UISSIIPY-]IBIN-T 9IMOS
UISWWNUXE] PUN -UOJI[3], ‘UPIIYISUY 1M UdIEP
-P[BIUOY SYDIISUSIP PUN USZUNUYDIDZIGISUIJ
I9PO -SUOIP[UN] ‘~SJNIdg ‘OPeID AYISIWIpee USUW
-BN 219pu0saqsul 3J11194 SaIp ‘Uaqey PIImadiru
(23S UR8NYDIJdsUOIBUWLIOJUT IoUTR SUNPIaYDS
-juq 19ure SuniIeIaqIoA I9p Ue ASI9M Ia1equdIS[3
-I9A U] I9PO 98IpUBISISAYDIES ‘191UDBIND S[€ IO
duedioA uadiromal wop ue UoTUN,] ISYIIIUIE
ur 91p ‘9[[1s UasnydIdsuonewIojul 19p uaidn
-JeyDS9g UapUII9[ UOA Udle(] duadozaquauosiad T

InJ uswyaunzue 3igjew[a3a1 a19pu0saq
-SUI JST S9SSIAIUISUOI}BULIOJU] SIP UFaImIaq) Ul

"‘U9pUNIZq NZ YII[JLIYDS 1T SUnprayasiuyg a1p 13a1m
-Iaqn aqediuueyag Iap Uk 9SSI1U] YDI[IUSJQ Sep
I9po 1ey 181[Imasure 6.9/910¢ (NH) SUNUpPIOILA I9p L
[y puaydaidsiua uednzsuoljeuwWIoju] Uap Ul uos
-13d 9Ua0113q 3Ip 98Ue[0S pun Jomos ‘wpIgdsuonewt
-Ioju] I9p UaSalIaIuN 6.9/9107 (NH) SUNUPIOISA I9p 1
JowwinN ¥ 9131y yoru usje aua80zaquauosiad

UYDILIIUN

Nz Yo1[3nzIaAun sassuIapuIysduesny sap [[ejSopm uap

19qn U0sIad apua[[eisderiue a1p jey 9[3s 28nyd1jdsuo

-[JBULIOJUI 31 "USaYDeW NZ YDI[3Ue3nz SUsIyeIap Uasd]

-IoM3| S3p SSN[YISqY Yoeu sudisajeds puls ‘puls uspiom
U}[BYIUSIOA T ZJBSqQY [JBU JIP ‘USUOIIEWLIOJU]

‘dunqgaylastomag Iop asstuqadiy ¥
gunysny ¢

‘uswyeuduN(R1S

o

‘ualyoeInn 1

2I9pu0saq
-SUT UaURIp SUn}IoIaqioA Uaieq[aiiiuuun Iap JYdIN

‘uspunidaq

Nz YIIYLIYDS 1T Sunplaydsiug aIp ‘Uaplom usdomas
-qe 2qediuueyeg I9p SUNISIOMIIA I9P UB 3SSINU]
sep U393 aqediuueag Iap Ue 3553193U] SYDI[IUJQ
Sep ssnul spunidsgunuyalqy sap sunpuamuy 19g op
-INM }1930ZI9A UDI[IUISIM ISPO }[9}19I9A USWYRUSJEIN
I9UDI[pIoyaq I9pUaa1sI0A3q I9po SUnpraydsiuy uag



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

I9pO0 193[[9359819Y UaUajjo119g UOA SUNZ}asusaiiuesny
pUN 11y 1P I9PO [121pURISAF 2IYI I9PO J[dMUWI( 1P
Ine uadunyIrmurg aydI[peyds U333 UaduNIYNI0A
-ZINYDS U1Z19533UIS UQUJJ0I19g UOA I9P 9SToMS3uny
-ITM PUN 11V 3Ip ‘UIYEJISASUOIINPOI] dlpuemadue
U2URJJOI19g UOA 13N Uqeduy $9 UUam ‘U331
1yo1u aduelag 28IpINMZINYDS UIYIS UISSIUWIYI3
-SJBYISID I9PO -SqalI9g UOA SUNIequayQ 1ad

“UUUQY U323

-sNe UaJ01§ I19PO UIQRYIOA ‘UISe[UY UOA 9P 1Uya1saq

dI91pULISAY YT I9PO J[dMUWI J1P JNE UFUNNIIMUIT

19qn U2qedUV UT STUWIIYR3S)JeYdSon) I9pO -sqa11g
SEp 119MOs 1391MIQN 9$$2I21UT YDIIUALQ Se(

"“UspUNIZQ NZ YII[IJLIYDS 1ST SUNPIaydsIug 2Ip
18a1MmI9qn 9qedIuuEeyag 19p Ue 9SSIAIUT YDI[IUILQ
sep 19po 131[IMIZUTR 18y SISSTUWILYRSSLYISID) I9pO
-$Qa1119g Sop Iaqeyu] 19p/3Ip ‘UUAP [9S $3 ‘UYISUZa3
-JU9 9SSIUWIRYSS1JBYISID I9PO -sqa111ag 93Ue[0s

pun 11oMos “IYdIU 1Y231s9q 1Y2IjdsuorieuIoju] auryg

“(1z1emy2sad) yoewWad YoI[IuUUN ISAP
uapIom Jey usje usuadozaquauosiad Ue 3SSAIIU]
UIoY 31 SSEP ‘U0SIod dpua[[sSeIiue a1p MepIq

“UIPIIM JUYR[R8qe Uapunin

U2IUUEBUDS T ZJeS T Z}eSqV Ul Uap Sne Uadunyiimsny

931[Ie1ydrU jne Sunjniag Ia3un JyYdIU UULY UdUOIS
-s1uIg Iaqn UuauoneuLiojunemuIn nz duednz 19

“USYDI[IUJJOIA NZ JYDTU PUIS SUNUWIITISIGYIIMZ
I9p UT Udle( auadozaquauosiad ‘epuey uaduni
-9pIQJ[azulq uoA usuul/Iadueydwiy orp win yoIs
$3 J19MOS ‘ZZ pun 1z "IN L § yoeu uadungnsungdag

‘MZQq UauonuaAgNS 11U MGNSGQEEMmSN wt ualed S

L2 INLS
(JORU USUUI/I9)9I)I2AUISS9I9)U] UOA UsWIeN ¥

Pz IN L § yoeu uadunindiap uoa
3ungo[uajO I9p MW uryUIWWESNZ WI UAe([ ¢

‘uadunpIaydsIuqe3IIA pun
uagdellIoA 1oq uauul/iauliedsdeI)Io) UOA USWEN T



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

-IOA Sep Jne SIPMUTH I91Un IST 9[I9], U2IYdeWas YOI]
-JuuUN I9PO UUUII3qe 19p Suejwin 19 U[0JIo
919, UdNIINPags3uNIBYUWIAYS 1YIIU J9p UMYDIqQY

yoInp yone uuey sal( “UaUUaNZJR I9PO UsYdeW NZ
yoIpuusyun uaqeduy I9p 9L, uadnjInpagsdunijey
-WIRYa3 a1p puls SeIjUy jJne UONBUWLIOJU] J9p SUnydI|
-JURJJOIA I9p 19g "Uada[nziep 1sI assaraquisSunijey
-WIRYaD SB( "UIGI[NZIOA JUUIIIE PUN UUYDIOZUU
Nz 9sSTUWIOYASS1JRYISID) I9PO -$qALIg PUIS US[[IS
uagnydijdsuoneuriojur ;aqnuagdasd uaqeduy 1og

"SWINIUAZIg UaydIIuayjo Suniydediap 1op
I9PO JNENISA WP 199 9SQ[IT 9)[31ZI3 Ioqn uaqeduy L

“UD[[1S 11|
-1uaJJ0 uadenny uauaqadiaa Srpueyral] 1oq as1aid
91IeqUIIdA PUn dpuswiyaudelyny 1oqn usaqeduy 9

IS1 U9SSO[YIsadqe UTWIaISSUNUIIQIT I9p IIOMOS
“UI[01S AYDIIUILO YoINp UadunqraIyossny aq
910030 Iap AYQH 31p pun apusialg 1oqn usqeduy S

‘URIIYIDY ISYDIIBRIS I9PO [ONTULIIPIQ] IO
-I[JU?jJ0 aYoH pun apuaduejdwq 1oqn uaqeduy ¥

‘US[[AS
-SSOIA IoyDI[Iuwe duniielissny aIp Ioqn uaqeduy €

‘U93UNSSAN IOUDI[JWE UISSIUGIZI] T
‘J[omuwIN Ip Ul USUOISSIWT Iaqn uaqeduy 1

UOA e Wi 31gjeuw[adal UaUJ0119¢g Sop 3ssaIauisduny
-TequIayan sep 1391mIaqn 9552193UJ UYDIIUSPQ sed

‘uayauids

AU YIUYDIL, I9p PULIS WP UaSUNYIIMUII[dMUI)

JUDITPRYDS U393 Ua3UNIYINIOAZINYIS U1Z13s93
-UI2 UQURJJ0119g Up YdINp 1P qO ‘UI21IN2q Nz ¢

I9po uayadsne [[eIS3UNINIS

I9pO 1N [RWLION WI USJJO1§ Ud1dPUIMIDA I9PO

UQ1[[9189819Y U9p I9PO USIYRJIQASUOINPOIJ U]

-puemadue UIP UOA 9Ip ‘UI[IA1IN] NZ S[I91PULISI
QIYI 19PO [PMUI( 1P INJ UISTY PUN UIYRJOD AP T

st yo1[dow uaqeduy Iasarp dunieq
-UJJO 3Ip YoINp INU $3 pUN 1Yya3saq 901§ 193Z13sa3Ula



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

“U939381U 1YDIU 1YDISUIU]
-V yoInp usauoneurioju] nz sguednz sap uniyeman
I2UI2 1491s swniuadig uadnsiagd sap zainyods 19

uaynId Nz uaueIYdS 19y

-I[IYD2119GRYIN 119 IBGPUIMUY SIP PUN UYNWR] NZ
UdpURqeYUIAIYIY Io8remia SungIImuld Ip wn yoIs
91S 1B S[[RJUISPUY "UdPIoM JWNLRIIZUTS 911LI(] Y2INp 3]
-J29Y UayDI[IopIolIa 1ydIjdsuoriewrioju] 1op dunynjig
UIPUISSEJWN INZ TP IYT JIOPO 13[0JI2 UIZUIZIT I9TI]
sIseq Jne a1uawNyo(J 19p Suny[a1sig a1p ssep ‘Uadios
NZ INJep [[31S AYDI[IUJQ 31p ey uaduneryyneag UoA
UawWIyRY WI 919pU0SICSU] "UIJNIDQ I91ILIJ 1YD1Iaq
-9UI JNE. YIIU [939Y Iop UT YIS d[[21s a3nypiydsuon

-eWLIOJUI 1P UUERY ‘pUIS UIPIOM I[[91SI2 9111 Y2INp
[91S USYDI[IURJQ I9UTe Feryny Wi Ip ‘Ujuawnyo
19 "USpIom 1DEWSS8 pua1[e8 1IYDIU sduednzsuonew
-I0JU] $3p SUNUYR[QV dUI3 InJ swn1uadiq uadnsiod
ZINYDS Jop UURY ‘PUIS UIPIOM 19119gIRID US[[IS YD
-I[IUdJO Y2INp 31p ‘uawnyo( Jne §nzag uf

‘uspunidaq

NZ YOI[ILIYDS 1ST SUNPIaydsIuy a1p 18armiaqn 2qes

-Juueyag Jop U 9$$9191U] 9UDI[IUJJQ SEP ‘UUIP 19S S

Uo1suadadius swunuadig uadnsied zInyds 1op a3ur[os
pun 119MOs “IYITU 1Ya1saq 1PIjdsuoneurioju] aurg

“UapIom (1zIemyosas) 1yoewad yorpuuayun

9SIIP US[[OS UUEP 1€y UISSIUWIIYIFSIJRYISID IOPO

-SQo1119g Uk 95$919)U] ULy JIS SSep ‘1IBId U0SIad dp

-UQ[[2)sGRIIUE TP UUIP 1S $3 ‘UIYNJNZYDINP S350
$9SITP €1 § YOBU UIYEJISA SEP ISI YdI[ZIeSpunin

“UDNIIWLIDA
NZ $9SSTUWIRY3S1JBYISID) I9PO -SqI1IIAg SAUI U3



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

Informationsfreiheit

®

AIY[ "USWIWOUZIYeMm ZINYIsuale( uap Inj usideryyne
-9(S9pUET WP 19p0 Iap UOA UdpIam Uaqedjny asald

‘UaqIam NZ SUnI[eMIaA I9p I9YUaO pun zuaredsuel]

InJ pun uager) Nz 9310S $39713S90) $ISATP UIZUNWIWITIS
-9g Iop SunifeyquIq J1p INJ ‘9 1T JIYIRIFSUOIIBULIOJU]
a1p Iy uMderyneaqsapue] sap 19po 19p aqedy (1)

}I9YI2IJSUOT}eULIOJU] 1P INJ 19)3e1)yneaq
-sapueT 19po d)SeryyneaqsapueT Iz §

uaqnLe

3sToM UapUadeI) SUNUYIDY JDIMZSIZIISID) WIP JoULd
ur 1ydIgdsuonewIofu] a1p ua[a3s uadnydrydsuoriew
-IOJUl 1P SSEP ‘UIY Jnetep R{im Sunisrdaisapue] i

Suniar8aisapue]
31p younp Sunidapio oz §

JPYUIPO pun
zuaredsuel] uoa SunjsiaLIyeman
S[eL




Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

I9PO 3IS 1ZINISINUN UGes Ny I9Ulds J9po J2IYT Sunwt
-UaUIYeM I9p 19q UYI J9pO 1S I9SIAIP HWEP ‘USpUIM
dejpueT uap ue 32zIpa| yoIs uuey 12 19po 1S

YDORU ‘UsJJa119q $9Z19590) sasa1p Jundarsny pun Junpuam
-UV 9Ip 9UJ[oM ‘93UBSIOA PUN UNTRYUIZI[e3Uy Jne uas
-TOMUTH }OYI2IJSUOTIEULIOJU] TP Pun ZINYISue udp

InJ 913e1INEISIPURT I9p 19PO 1P 128 UI[[91S UdIUURU
-98 1 71eS UT I9p UdYDNSIT Jny ‘Uanelaq zuatedsue],
JI9P pun 119YI2IJSUONBWIOIU] I9p UdGel NZ UaIydLIog
pun u9yRIND UOA SUN[[21s1 Iop JTW 1QYI2IJSUOIIBW
-I0JU] 9Ip pUN ZINYISUNL( UIp InJ ua1deiyneagsopue’]
U9p I19po 213e11JNEIGSIPURT 1P UAUUQY FUNIAIZaIsap
-UeT 9Ip AIMOS ISSNYISSNY UTSS pun ejpueT 19

"‘UQUUQY USyIIMshe

J19YToJSUOIIBWLIOJU] 1P JNE YIS AP ‘UIQUNZUE UdqeY

-10As3UNqa8z19s90) US[[E UI IS I3 I9PO IS "Usjeldq Nz

US[[91S USI[IURO Uad1Iqn ST SIMOS ISPIA[SIN 21Ut

pun duniardaisapue] a1p ‘Seipue] uap Yone 11Qya3

}19YIRIJSUONBUWLIOFU] 1P PUN ZINYDISUIE( UIP I U]
-denyyneaqgsapue sap I9po I3p Uaqedjny uap nz

YoINP UIYEJI2ASIUN]
-\IULISA UIR 1Y) pun ure uosiadspnquiQ sie [0y ap

-U91}IWLI9A UID 1$ I9PO I JWWIU [9qe( IYISUE. 1ZI9]
-I9A S[e 91Y29Y 21yl SueSnzsUOjeWIOfU] USUIL ydInp
I9pO0 713595 WASAIP Yoru 3Uednzsuoreulioju] Jne
1Y29Y IUT 9IS UUIM ‘UJNIUE JQYIIJSUOIIBULIOU] 1P
pun zinyosuaie Uap InJ 218e1yneaqsapue usap I9po
3Ip UURY UOSIdJ dYISIISLIN| I9pO aYIIINIEU 3p3(

"U3SSB[ U18Iaq Z19$3D) WIASIP YDeU UIYDI[Id
pun 929y apuayaIlaq Isq[as Als 1agqn YdIs pun uajni
-UE JI9YI2JJSUOIIBULIOJU] 1P INJ U/3)3eI)jneaqsapue]

U3p I9PO 3Ip UaUUQY U[[1S a8nyd1jdsuorieuriojut
puUN UaUO0SIdd 217INYIsa3 ‘9131Yda12qsdenuy

“Uaplom uapunqgiaa suegnzsuornewiojuy jne ayonidsuy
UapUqaSdIa Z19S9D) WISIAP SNe YOI I9p SunydIIIMIaA
19p 199 UNIassaqIap Inz 98.[YDSIOA USUUQY Hwed HUW
31215 UIBNYPIdSUONBWIOJUT I9P J[[0IIUOY I2UISS I9PO
I21YT sTUqaSI] Sep 1[I} HoYI24jSUOIBWLIOJU] 1P pun
ZINYISUIE( Uap InJ 913eIneagsapue I9p 19po 3IJ

"$9719$30) $ISATP USYPHYDISIOA I9p Sunifeyurq o1p H1[[on

-UoY pun 1ydemIiaqn 213eilyneaqapue d1p I9po 19

“JI9YToIJSUOTIEWLIOJU]
9Ip pun ZINYdsuale( Uap InJ 191861 Neagsapue] 19po
918e1neagsapuULT 19INE] SUNUYDISZIGSIUTY dUTRS I9PO



it

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

Informationsfreihe

®

uedI10 u918n
-(2919qs3UNISII9A 1SUOS WP I9PO PULISIOA WIAP
19qNU9333 US[[IS USYDIIUIJJQ Uadnsuos uap 1oq ¥

9IMOS IO1YY WP I9PO ULIORY I9p Iapo
winipiseld Wap 1aqnuadas uajjeydsuassip a3puem
-98ue Iy US[NUISYIOH pUN UIBISISAIUN Udp 1oq '€

‘SOpPURQIAIPUIOUIIN) SO J9PO IpUTOW
-390 I9p UdUEB3IO UIYDI[IIOMIULIIA UIP I9qnuadad
U9)JeyDsIodI0y IR U[EUNWWOY Udp 19 T

‘9pIQUagsapue] UaisIaqo uadipuelsnz
I9p 19qnue3a8 SUNI[EMISASIPUET IP U(RIST2q T

SIIP 19 I9pO 1S 1opueIsue

-9q 0 1S9J $97319590) $s3Ip USunwiwinsag a1p uadasd
9$J01SIIA FRYIRIJSUOTIEWIOU] A1IPp pUN ZINYISsuje(
uap Iy 218eIyneaqsapue] I9p I9po AP IS (1)

}I9YI2IJSUOI)eULIOJU] IP pun
Znyopsuaje uap Inj ualSeryneaqsapue]
uap I19po d)SeryneaqsapueT]

3Ip Yoanp usaSunpuejsuedq zz §

UUYI JIW Y2sne3sny uadisje[adal usaure Inj

1310S pun je], pun jey 3w pueT Wi Ua)3eIlJneaqsiioyai]
-SUOIIBWLIOJU] IIp 1Z3N31SI9IUN 3S 19po 17 *}3[0J19 UdzIes
-puNIo USYDIIRYUIL YdoeU SNZ[[OA UIL SSBp ‘UIY Jneiep
PHIM pun SUNpUIqIsA Sapung sap pun Iapue uaslqn
ISP ‘SapUeT S9p US[[91S PUnN UspIoyag U9SIpUEISNZ 18y
-[91JSUOTIEULIOJU] 1P I9qN UYLIYISIOA Iop Sunijeyurg
1P INJ USp W I[BY JDYI31JSUOTIRULIOJU] dIP pun zinyds
-Udle( Uap InJ 9)3eiyneaqsapueT Iop 19po31q (6)

“BUNPIIMITINTIM USSP INJ USUN[YR]J

-dwig usuras pun $9z33s90 $SAP INzZ[oA WNZ IYDTIAq
-S1TOY 811, USUDI[IIIYDS UdUIR sa1ye(a3[0] sop Jeniqa]
‘ST wInz siq s{loma( 1yelrapuarey] sapal 1nj Sejpue]
WP 191181519 JIOYI91JSUOIIBULIOJU] SIP Pun zinyos
-Udle(] Uap InJ 918eiyneaqsapueT 1op 19po 31 (8)

“JonsIs wniep s3el

-pueT] sap ssnydssny 251puels I9p Uuam yone 13[0J19
SunjydILIAIUN AUIT ‘}RYISIJSUOIIBULIOJU] J9p YDIaIag
wr Suninapag JaYDIIUasam I9po I9yDI[ZIBSpunIs uoa
ueyUIdaeduy pun uadunpoImiug [eniye 1aqn
Yo1[3NZIaAUN Yone sSe[uy WaIlapuosaq sne YoIIyge!
s3elpueT sap ssnYIssny UaSIpueIS Uap 191YDLLIIUN I




Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

"ual
-JeMa8 NZ UaWINEIISUI(J US[[e NZ NLINZ 12zZI9pal T

JIMOS ‘UIYD1S $9Z19$30) SISAP FUNGI[

-sny pun unpuamuy Iap 1wl Jueyuawuesny

W 3Ip ‘UIYeMa3d NZ UV pun uagde[Iajuf
(e UT 1YDISUI] 21MOs UddeI] USIYI Nz Junysny T

191y21JdISA 2I9pUOSIGSUI PUIS IS "UIZINISIAIUN

nz uaqedyny Ja1y1 Sunynyiy I9p 12q uaideryneag aures
I9PO 2IYI pun 119YI21JSUOTIEULIOJU] 9Ip pun ziNYdsual
-e(J Uap InJ U9ldeilyneaqsapue] uap 19po 31derynesq
-sopue] a1p Uaqey Ua[[a1s uadnydljdsuoriewIojul a1q

“UISSB[ UQ[[2181S3] YOI[

-1Y21133 719590 $3SAIP U323 35J0ISI9A U2lapueisueaq

I3p U3ZRI[I0A Sep AYIaIISUOTIRULIOJU] 9Ip pUN ZINYDS

-ua1e(] Uap INJ 913eIINEIGSIPULRT P I9PO Iap UULY
‘Uaqoyaq 1Yy221931SLI] 12U [9SURN 9Tp USPIIM

uddIpueIsion SeypueT Uuap pun

duniardaisapueT a1Ip 19 I9PO IS UUELY 191ydeaqun Y

-I21JSUOTIEULIOJU] 9Ip pun ZiNYdsuaied Uap InJ usidend
-JNBISIPUET SOP I9PO I9p 98B[YISIOA 1P UaqIald

NZ 9pIQUQSIYIISINY U3
-IpueISNZ I9p S1I9ZYDILTS HRYIRIJSUOTIBULIOJU] 31p pun
ZINYJSUIIB( UIP INJ U1Fei)Jneaqsapue] Wap Iapo Iap
19qnuadad swryeudun[[o1s DIyl YLIYISQY U U
UQ[[91S Ualuueuasd ¥ s1q ¢ "IN T Z)es 1 zyesqy ul i "purs
uapiom Uajjo11a3d dunpueisueag Iap punidjne aip
‘UaWIyRUSJRIN J9p UN([a1sIB( 9UId YoNE I[BYIUS SUWRU
-3un[e1s apuaqgasnzqe 1 zies I zjesqy Ydeu aIg

J[opuey [98uB 218111959q UAYISIMZUT I9PO SYDI[GIYId
I93IUDM WIN UYDIS S9 UUSM ‘UDIYDIZIIA J[[)S UUJO0IIaq
I9p awyeuduN[[1S JUIL Jne I9pO Uayasqe Sunpueisue
-9¢ 19U UOA UUEY HOYI21JSUOTIeWLIOFU] 1P pUn zinyds
-u1e( ULp Inj 9)3eI)JNeaqsopueT I9p I9po A

"9PIQURGSIYIISINY SSIpUBISNZ AP

8119701973 J19YI21JSUOIIBULIOFU] JIp PUN ZINYdsuaie(
Uudp InJ 213eI)JNeIQSAPUERT IS9P I3PO AP 1YdLIUNn &
SIQ ¢ "IN T S9Z1BS Sap U3[[e] Uap U] ‘Jne JSLI] UaUassauu

-93ue I9UId q[eyJaUuUl SWYRUSUN([21S INZ 1I9pI0] pun



eit

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und

Informationsfreih

Baden-Wirttemberg

-jueag 19p Sunziaswi I9p W IYDIU 1Sq[3s 19qe IST ‘1Y
-[oIJSUONIBWIOJU] INZ Uadel] UOA Suniiomiuead Iap 19q
718 uasnydIjdsuoneuiiojut I9p uosiadydardsuy apen
-Uoz 91p 3s1 18eIneaqgsioylaljsuoniewtioju] 1og/eid  (z)

"u/218e1yneaqsiy
-191JSUOTIBULIOJU] U/9UIR S[1ama[ Yo1o19gsIay3Ipuelsny
WAIYT Ul USUULUID UI[21S 28nydijdsuoneurioju] (r)

9)18ex)yneaqsiayIaIjsuor)euLIoJuy
YPI[PIQUAY ST §

“UISTOMNZUIY J19YIa1]

-SUOTIEWLIOJU] 1P PUN ZINYISUe( UIp INJ uaideryyne
-9gsopueT] sap I9po Iap assiudnjag ap Jne pun [eriod
-zuaredsue1], sep ‘Suednzsuoneurioju] Jne yonidsuy
USPUY21Saq YIRUED UIP JNE Z19S30) SISAP JNEe 91ISqoM
-s3onsuryg 1op Jne aIs uaqey ‘USnNJIoA 1JLIJNLIdUIIU]
uaula J1aqn ua[[a3s adnydijdsuoneuwriojur 1amos (%)

“UapIom uajjeyadure usjydijdsuonesiuesio
Js31p ssep ‘Inerep Yonidsuy uaqey sjerrodzuaiedsuelr],
SOp USPUIZINN pun UauosIiad Uspusjjelsdenyueaiq (€)

"1ST YDI[30W YDI[3NZISAUN pUN puemIny U3disjeu
-sIuA[eYIoAUN auyo 1yd1jjdsuonewiojuy 19p Sunjnjig
9Tp pun UdUONEWIOJU] U2)3eIjodue I9p USPULPNY UId

SSEPOS ‘UdNIaIdqNZINe pun UIaydrads Nz ‘Uasselia nz
[e31p uarewrio] uadIdues ur puls UsUoneWIOJU] (z)

"JQTIYDSIOA

UONEYIUNWWONUSPIQUI] Udjwiesdd 1op Sunssejig
d31grewIuR1y e IIPULIST[OA 1P AYI[AM ‘SUNUPIOUNNY
QUIR IS UISSLId WOPNZ "'USUUQY NZ USUUIIqe pUEM
-Iny UaSISJeWISIUI[EYIAUN SUYO ‘Ud3arrorun 1ydipyd
-SUONBWLIOFU] 19p 9Ip ‘USUONBULIOJU] WN ‘USUNIyay
-I0A 9UDs1I01esTUESIO 9}9US[993 219PUOSIqSUT UL
1S "USUUQY NZ USWWONYIEU Yd1[Snziaaun 1yoijjd
-SUOIJRULIOJU] 9P Wn ‘SUNIYNJUIRY I9IYT Uawiyey
WIT 219PU0SIGSUT ‘UISUNIYNIOA YISLIOISIURSIO 919U
-81998 Uagja1} Ua[[a1s uadnydIjdsuonewiojur atg ()

ud)yprppdsuonyestuedio vz §

‘u28981ua 1ydIU WP
UQY9)$ 9SSTUWIRYaSsINIag pun -sjuly 2Iapuosag 'S




eit

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und

Informationsfreih

Baden-Wirttemberg

®

"UJRI) UauNUpIOUY

I9PO UdJI21819 USWYRUSIEN USYDI[IOPIOJID $9ZIS9D)
$3s9Ip SunIynyoINg pun Sunifeyuig Nz a1p S sqv S §
UoBU UI[[21S Uadnydijdsuoneuriojur uap roqnuadad
USUUQY US[[1S UaSIpULISNZ T zJeSqQy ydeu 3l (€)

‘uadnouaq 1

Z1esqQy Yoeu Uaqesjny IaIyl SUNWYLUIYep INZ US[[31S
9S3IP AP ‘U2qadnzsnelday USUONBULIOJU] J[[e Uadue]
-I9\ JNe US[[91S UaSIpULISNZ T 1eSqV UYJBU Uap Uagey
G 'sqv S § yoeu uaqls uadnyorgdsuonewojur a1q (z)

"UQ[1S 989Ip

UoINnp $9239590 sap Junjfeyul] oIp uaydemIaqn ‘uaqn
-sne §'sqy S § Sop aUUIS WI 3[[0IIU0Y P AYd[M ‘Sun]
-[BMI3A USUDI[IUSLO I9P UI[[IS Uarpueisnz aiq (r)

Uud[[1s
YDIPUIPYQ Y21np Sunydemiaq() 9z §

“UawIyauIaqn

NZ U31S0Y UI3p PUN UIYDI[QUIIS NZ USUNI[RISUBISA
-s3unpIqIaliopm pun -110,] ue SWYRUIS], 1P UI[[IS
u38nYPIFdsuoTIeWIONUT AP ULqeY IPUNYYI.] UYDI]
-Iapioyia dunyyiausqedny Inz 19p Sunifeylg Iinz
‘Sunymyreuaqediny I9p 19q U213eIynead Uap I2po Ap
U9z3N3sI2)un U9[a3s uadnypiyjdsuonewrojur aiq (€)

‘Treyezurg wi ydijd
-SUOTIRWLIOJU] Jp SUN[[NJIq aIp Jne uayiimury ¥

I9YI21JSUOIIBWLIOU] 1P pUN ZINYDsUale( Uuap
Iny u918eIyneaqsapue] I9p I9PO WIp pun Us[[als
u2dnydIjdsuoneulIojur Ualopue W yosnesny ¢

Z19$9D) WISIIP YIBU 1I9YI2IISUON LU
-I0Ju] I9p SUNYDIPHIIMISA pun SUNISPIQ INZ UIW
-UEeUgJEIN UOA SUNZINISIIUN pun SUNISTUIPIOOY T

‘$9Z13590) SISAIP
U2)JLIYDSIOA I9p Sunjeyury Jop Sunyoemiaqgn T

:IJeM U2qeSIny
uapuaSof aIp 319pU0SAGSUI JWWIU pUN NeIdq Juniiom




it

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

Informationsfreihe

®

“ual
-URJISASIYDLIDD pun -sydnidsiapip 19p [yezuy a1p S

“JFIIYDISIOA

U2UD1]Z19s28 ualpuemadue s[roma( 1op aqedsjeiN
yoeu uadesjuy uoa Sunuyaqy aip Injapuninaip ¥
98eNUY UNUYIR3qe I9p [YeZUY 1P "€

‘98enuy UNUYD[R3qe 19p puLISUIZID 31[Ioma(Idp T

‘98enuy uaydIaradurd
UOSTUOIYI[ pUN YDI[JLIYDS I9p [YRZUY o1p T

:1qI819 SU?ISIPUIW DTS USUSP SNE ‘UIZUN[WIES
-Udje( UIYNY U[RIS uadnydidsuoneuriojur aig (r)

uIIsIIels 8z §

$9Z)3s9D
sap Sunpusamuy I93p Sunjyseqoag
9 [_L

"9pINM U3J01198 9pIoyagsapueT]

U2)$19q0 JUId UOA SUNPIAYISIUT 1P UUIM ‘UIYNJNZ
-yoInp uuep yone 1t SUNUpIosIYI1Ia3s3unIemIsap I9p
$1IUYDSQV ‘g SOP USUNWIWIISIF UIP YorU USIYRJISA
-syonuadsiapip urq ‘Sisse[nz 93ery pun yonidsiapipn
puts Sunpiayasiug a1p uadon 'uaqadad Somsiydais3uny
-[EMIDA I9P ISI Z}2$9D) WIASIAIP YOBU U INIDIIS 1N

Samsyyoay Lz §




it

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

Informationsfreihe

®

“US[[91S U28NIYDIFdsuorIewIoful a1p InJ UalJLyds
-I0AS3UNI[EMIA S[E 2STOMUTYSSUNpuamuy pun -sgung
-9[sNy ‘pIIMm 1IYNISQ YOI219gSIBYISID UIISP ‘USLIDISIU

-[JN U9p JTW UWIYSUY WI pun J19YI4JSUOIIewLIOfu]
31p pun zinydsuajed Uap Inj usldeiyyneaqsapue] op
J9PO WAP J1W USWIYLUIDAUIY W JSSB[IS WNLISISIUIN
931pueISNZ 1YdISIRYIIjSUoTIeWIou] sep Inj seq (z)

‘uade11Ioqn Nz 3unuUpIoIAASIYIY YoInp duniy

-[EMIDA USYDI[IULQ I9p UI[]S 2I9pUe Jne uaqedjny
‘PIIM JIYNIaQ YOI2IaqseyYISaD UIap ‘USIISIUIN Udp
W USWIRUIDAUTT WIT 181dewia Sunisidaisopue]
9Ip PIIM UdqeS nes3unyoemiagp) 1ap sunpsay iz (1)

U LIYISIOASSUN)[EMIdA puN -SIYIY
uoA sse[rg winz Sungnydewrg o€ §

udSunwwirsagssniyds
pun -sSueSiaqn
L],

‘qe AWYBUSUN[[91S UL NZEP 1913 I3 I9PO JIS ‘UYDL
-I91un nz 3ejpueT Usap Uk SIYJLIag sap Suniis[nyz 1ap
I0A 3T JIRYIRIJSUOIIBWLIOJU] 3P pUN ZiNYdsuaje Uap
Inj 918e1)yneaqsapue] Iap I9po 31 “Seipue] Wap apoLl
-9danie[s13a 1op uurdag yoeu aiye[ oMz s[roma| uuep
-0$ ‘U91911)JeI{U] WAUISS YoeU dIye[ [9MZ 19)Yd1Iaq pun
8unzinisIalu) ISYDI[PEYISUISSIM W SIZIISID) SISAIP
uadunyumsny 21p ynidiaqn Sunisidaisepue] 3

Yo113g pun Sunidrnfeay 6z §

PIIM 1[191I21UN UI[[1S U3

-YPIFdsUOIBWIOIUT U YIBU YINE YIISIIRIS J1IP [9qOM
JUDIIUSPOQIDA [[2)S I9[BIIUZ Uk YDIIYE[ [eWUI pun
1sseJoduauIwiesnz Y1Is11e1S 1aule nz uniardaisapue]
JI9p UOA USpIom U3je( UISSe]Ia T zyesqy yoeu alg (z)




eit

Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

Informationsfreih

'$9Z19$90) 9P UIIRIJRIYU] YIBU IYE[ UIS UD[[1S
uagdnyorpydsuoriewiojul e InJ uala8 [eriodzuaredsuel],
sep Ioqn IPIJAsSunydIIUIPISA Inz usdun(eday g  (€)

eIy Jogne Y10z 1I9qUIAON 'Sz WOoA Z39s93s3uny
-[EMIDAI[PMUI) SBP PUN STOT 19qUIAZA( LT WOA 733593
-$1TOYI2IJSUOTIBULIOJUISIPUERT SBP U121} SNIeZYdIR[D ()

“JJery ul
SunpumnIA I9UTRs YoreU Je, Wik 111} Z)9s9D) s9sa1q (1)

uadunyadaisduesdiaq() ‘uajaniyyenyuy €€ §

18o1MIaqn YOT[gayle assaijuIsdunifey

-WIAYDD) Sep JSSIIIIUISUOTIBULIOJU] Sep OMOS ‘LI EMIT
SuednzsuonewWIOIU] I9p PIIM OS ‘UIPIaMm I[21212 Jungdiu
-I7] QUISY UaJBUON SUYIIS UOA SWNEIIZ SIUTR q[BYIoUUL
uuey "U9gqednzIol] UsUOIBWIOU] JTp ‘UISPIOINZINe [317
Wap W uaSun[pueyIaAydeN Nz ‘YoIIapIofta syonids
-ues3uednzsuoI}eWIOfu] sap SUN(NJIT 1P INJ ITOMOS ‘Ul
/I9urieds8eIIon Uap/a1p I[[o1s 28nydIjdsuorewIojul
913119394 31Ip 1€y OS ‘OpINM UISSO[YISIT $923953D) S35
-91p U2312113JeINU] I0A 19 1[[91898 $288I1I9A SUTR UI|
-yoIsury Suegnzsuorjewioju] jne Serjuy ute pIimpm  (z)

“UIpIom U [eya3uadad1ua 1YdIU $3219S95) SISAIP
UadunwIwilsag Iop Sunpuamuy I9p USUUQY UIpInm
USSO[YDSa3 $9719$90) $ISATP USRI eIU] YOBU 1P
‘Ua[e3s UaSnYDIdsuoIeUIONU] W USSEI1IdA Ul
UapaIqVy AUDI[UYE pun upshepysdunijeyquieyen (r)

uddunwwr}sag aydI[SerlIa z€ §

T $9Z3€S S9p Uadunwiwilsag Iap dunzjasuin 1ap 1IYdS
-}10] U9P 12qN YOI[IYE( $9239S9D) SISAP U111 elU]
yoeru Seipue usp 191YOLLIAIUN FUNISIZaIsapueT I

"IOUDTS $9Z19S9D) SISIATP UI2I1JRIU] YDBU UIYE[ TOMZ
UOA qreytauul sjeriodzuaiedsuel], sap 119y 31yeIsuOn
-un,] 981pueBIS[[OA 1P I[[93Is Suniardaisapuealqg (z)

‘UapIom 191598110194 [e1lodzuaredsuel], WIap Jne UI[[OS
‘U9S31[IOA ULIO] I9YDSIUOIINI[R 198IY.JSSUNYDI[JUPOIoA
UI $3Z)3S90) SISAIP UI2I33JeINU] 19q $31919q 3Ip ‘UdUOI]
-eULIOJU] "USS9I[10A SI[EUIISID S9Z19S90) SISIAIP UIIaI]
-)Jenu] qe 3 ‘UdUonewIoIu] InJ 118 ua[[21s uadnyoijd
-SUOIJBWLIOJUT 19P 1YDIFdsSUNydIIUSOIaA 31 (1)

uaunwwnsaqssuediaq( 1€ §




Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und
Baden-Wirttemberg

L9 uagdunadarssuediaq) ‘ualanyeniu] €€ §
99 UadUNWWINSIY YDI[FeIIIA T€ §
99 uagdunuwwnsagssuedaqn 1€ §
99 U9 LIYISIOASSUNI[EMIDA

pun -s1yday UoA sseIg wnz undnyoewq of §

uadunwwpsagssnyas pun -sduediaqq L[iBL

9 1YouIRg pun Suniainfeay 6z §
€9 uanIsIeIs 8z §
$39239590 sap Sunpuamuy 13p Sunjydeqoag 9 19,

79 Foamsyoay Lz §
19 UQ[[21S YDI[IULJQ YoInp Sunyoemiaqn 9z §
6S 918eI1INLIQSIPYIAIJSUOIIBULIOJU] SYDIPIOYSg ST §
85 uaypiydsuonestuedio bz §
LS uo[[a1s uadnydrydsuornjewriojul 1op usadunjyorgdiop €z §
SS J19YI91JSUOTIBULIOJU]

91p pun ZINYdsu}e( Uap InJ u1FeIyneaqsopue] usap
Iapo 213eiyneaqsapueT] AIp YoInp usdunpuelsuedq cz §

19 }19Y121JSUOT}EULIOJU]
31p InJ 19)3e1yneaqgsapue] 1apo 233e1yneaqsapue] 1z §
15 Suniardaisapue] a1p YoInp SuniepiQf oz §

JPYUAPYO pun zudredsuer] uoa SunjspEIYEMID S [19],

Ii% swnjuadrg uadnsied ziyds 61§

i UISSTUWIIYa3s1J8YISID) PO -SqaLI19g UOA ZINYDS QI §

54
a4
6€

8¢
LE
13
€€
€

o€
9t
Lt
St

n < o o~

udje( 1duadozaquauosiad zinyds L §
$9s59z01ds3UNpIaydsIuy UaydI[PIOYdq SIp zINYdS 9T §
98ap3ds1yoay 1ap pun adue[eg ISYdIIUSYQ zINYdS ST §
a8uerag spuayaisuadoSiugy oL

uasoy Pr§

1911 SunSI[1919g 19q UIYeBJIaA €1§
1ypIdsuonieunioruy 19p unieisadsny  z1 §
Senuy uap 1oqn Sunproyosjug 11§

denyuy or§

Senyuy jne SueSnzsuonyewrroyuy € 19L

UQSSIUYDIOZISA UOA UIYN] 6§
SunydIPIUAPOISA J1p Uk USSUNIApIOJUY 8§
usuorewIoju] a8nydIjdssunydippuaygoiap  L§
UISUNWWIISIF QUPWIRSY 9 §

[emodzuaredsuel] z (19

uadunwiwnsagsydag S §

ua[[eIs adnypIgdsuoriewiofur ‘yorraqsdunpuamuy ¥ §

Jyorgdsuonewojuy Jop Suejuun  €§
JIeyreysuonewIoju] jne yonidsuy  z §
$97)9S9D) SIP YoaMZ 1§

uaSunwiwinsag surdwads[y T [12L

1eyu]



Der Landesbeauftragte fir

Datenschutz und

Informationsfreiheit

Baden-Wirttemberg

Binqia14 ‘aueueqisemy
:bunyjeysan

7207 12quiaidas
7965 CEVY 9V8Y €140 9494 99€8 87¢T S1€4 I8CY V43
:undiabuly dod

IP}|@/|e120S NMEq
:uopose

OP"MQ-1pJ MMM
9p’|Mg’1pJ| @3] [15150d
0-L¥SSl9 LLLO
pjejuoy

ebnms £/10L
0z 3gensiabe|ydsuaine]

oue||n| eRYPIN
‘Ul auiges
:uduuLoInel
Julig ueyels iq
H3YI3J4SuoII_WLIOJU] 3IP puUn
Zynydsualeq uap Jny usjbesyneagsapue
won udgababsnessy

20T J9qUIBNON ‘|’| UOISIIA

oL




Der Landesbeauftragte fiir
Datenschutz und
Informationsfreiheit
Baden-Wirttemberg




Der Landesbeauftragte fur
Datenschutz und
Informationsfreiheit
Baden-Wirttemberg



	1.	Informationsfreiheit im Überblick 
	1.1.	Aus der Dienststelle
	1.2.	Schulungen

	2.	Projekt- und Öffentlichkeitsarbeit
	2.1.	Veranstaltungen:
	3. IFG Days in Freiburg
	4. IFG Days in Mannheim
	Kunst und Kultur sind Inspiration: Der LfDI bei der „Langen Nacht der Museen“
	Wissen und Verstehen ermöglichen Engagement: Im Gespräch mit der 
Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Barbara Bosch
	KI-Woche beim LfDI: Workshop zur Informationsfreiheit

	2.2.	Austausch und Zusammenarbeit 
	Praxishandreichung zur Ausgestaltung von öffentlichen Transparenzportalen
	Arbeitsgruppe – Prinzipien der Informationsfreiheit und 
Umsetzungshinweise zur „Informationsfreiheit by Design“ 
	Praxisgespräch Informationsfreiheit 

	2.3.	Praxisratgeber – Update
	2.4.	Projekte
	„Wer sieht mich?“ – Kooperation mit der Landeszentrale für politische Bildung
	Kulturwandel vom LIFG zum Transparenzgesetz – 
Workshop für Verwaltungsmitarbeitende öffentlicher Stellen
	IF geht zur Schule: Kooperation mit dem BvD

	2.5.	Handreichung „Wege zum Informationszugang“

	3.	Der LfDI geht voran: Vorschlag für ein Transparenzgesetz BW 
	4.	Von Fall zu Fall
	Beanstandung mit Aussprache: eine Karte für (scheinbar) alle Lebenslagen 
	Verteilungsfrage: Wer erhält die Geldauflagen der Gerichte im Land?
	Viel Aufwand für wenig Ergebnis
	Die Informationsfreiheit am Puls der Zeit – Anträge zu aktuellen Digitalthemen: 
Sind Quelltexte amtliche Informationen? 
	Namen sind Schall und Rauch: Die anonyme Antragstellung
	Voll informationspflichtig: Transparenz bei Bereichsausschüssen der Rettungsdienste 


	5.	Rechtsprechung zur Informationsfreiheit
	6.	Auf dem Schreibtisch des LfI
	7.	Anhang
	7.1.	Präsentation LIFG BIDIB Schulung
	Anlage 1 zur Landtags-Drucksache 17/6300
	7.2.	Entschließungen der IFK
	Anlage 2 zur Landtags-Drucksache 17/6300
	7.3.	Vorschlag Transparenzgesetz
	Anlage 3 zur Landtags-Drucksache 17/6300


